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                  Seit Mitte der 1990er Jahre erodieren demokratische Normen, Verfahren und Institutionen
                     schrittweise – und zwar auf nationaler, regionaler und internationaler Ebene. Neu
                     an dieser »dritten Welle der Autokratisierung« ist, dass der Demokratieabbau maßgeblich
                     von demokratisch gewählten Akteur:innen vorangetrieben wird. 
                  

               

               	
                  Die digitale Revolution, die weltweite Zunahme an nicht-demokratischen Regimen und
                     ihrem wirtschaftlichen Gewicht sowie der Rollenwandel der USA unter Donald Trump weg
                     vom Hauptgaranten der liberalen Ordnung setzen Demokratien und die regelbasierte internationale
                     Ordnung erheblich unter Druck. 
                  

               

               	
                  Die in dieser SWP-Studie gebündelten Untersuchungen nehmen die inter- und transnationale
                     Zusammenarbeit derjenigen in den Blick, die Demokratie in ihren Ländern abbauen. Diese
                     sogenannten Erosionsakteur:innen kooperieren untereinander, mit (konsolidierten) Autokratien
                     und mit Akteur:innen, die zum politischen Mainstream gehören. Es zeigt sich: Die Unterminierung
                     der Demokratie wird transnational organisiert, koordiniert und koproduziert.
                  

               

               	
                  Demokratieabbau im Inneren und die Schwächung liberaler Normen, Verfahren und Institutionen
                     auf internationaler Ebene verstärken sich gegenseitig. Die Kooperation mit Erosionsakteur:innen
                     ist für Autokraten das Einfallstor, um Demokratien zu untergraben und illiberale Ordnungsvorstellungen
                     zu verbreiten. 
                  

               

               	
                  Deutschland und seine Partner:innen in der EU sollten die potenzierten Effekte dieser
                     Erosionsdynamik ernst nehmen und die Festigung liberaler Demokratie und Resilienz
                     priorisieren statt beides geopolitischen und wirtschaftlichen Interessen unterzuordnen.
                     Dafür braucht es Ansätze, die der transnationalen Dimension des Demokratieabbaus gerecht
                     werden.
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            Problemstellung und Empfehlungen

            Seit Mitte der 1990er Jahre verlieren Demokratien weltweit an demokratischer Qualität,
               werden Autokratien noch autoritärer und nimmt die Zahl von Autokratien zu. Die sogenannte
               dritte Welle der Autokratisierung zeichnet sich vor allem durch eine schrittweise
               Erosion demokratischer Institutionen, Normen und Verfahren aus. Diese wird durch Führungspersonen
               vorangetrieben, die selbst durch demokratische Wahlen an die Macht gekommen sind.
               In vielen Fällen geht der Demokratieabbau mit einer »Hyperpersonalisierung« auch im
               Bereich des Außenhandelns einher, also einer extremen Konzentration von politischer
               Macht und Entscheidungskompetenz in den Händen einer einzelnen Führungsperson bei
               gleichzeitig systematischer Schwächung bzw. Umgehung etablierter Institutionen. Zudem
               propagieren diejenigen, die Demokratie im Inneren abbauen und die wir als Erosionsakteur:innen
               bezeichnen, konkurrierende Vorstellungen zur regelbasierten Weltordnung, zu Global
               Governance und zu Regionalorganisationen, inklusive der EU. Von diesen Entwicklungen
               sind Europa sowie die USA nicht ausgenommen.
            

            Typisch für die dritte Welle der Autokratisierung sind Erosionsakteur:innen, die der
               globalen Rechten zuzuordnen sind. Sie kooperieren untereinander, mit Vertreter:innen
               (konsolidierter) Autokratien und mit Akteur:innen, die in ihren jeweiligen Ländern
               zum politischen Mainstream gehören. Dabei geht es ihnen um Machtsicherung, um Unterstützung
               politisch und ideologisch nahestehender Partner:innen sowie um die Umsetzung spezifischer
               politischer Programmatiken, etwa hinsichtlich Migration oder der Unterminierung supranationaler
               Elemente der EU. Autokraten wiederum suchen durch die Zusammenarbeit mit Erosionsakteur:innen
               deren Entscheidungen zu beeinflussen, in kriegerischen Auseinandersetzungen Vorteile
               zu erlangen, demokratische Systeme zu unterminieren bzw. zu zerstören und illiberale
               Ordnungsvorstellungen zu verbreiten. Kooperieren Autokraten miteinander, etwa im Rahmen
               einer neu gegründeten Regionalorganisation, kann das Ziel auch lauten, sich normativer
               Verpflichtungen in Bezug auf Demokratie und Rechtsstaatlichkeit zu entledigen und
               stattdessen die eigene Autonomie und Legitimation sowie die eigenen Ressourcen auszubauen.
               
            

            Die Auswirkungen der Zusammenarbeit von Erosionsakteur:innen untereinander, mit Autokraten
               und mit Akteur:innen, die der politischen Mitte zuzurechnen sind, gehen weit über
               die nationale Ebene hinaus. Sie entfalten enormen Druck auf demokratische Systeme,
               liberale Normen und regionale wie internationale Institutionen. Anders formuliert:
               Die Unterminierung demokratischer Normen, Verfahren und Institutionen wird transnational
               organisiert, koordiniert und koproduziert. Eine wesentliche Folge besteht in der schrittweisen
               Normalisierung antipluralistischer und illiberaler Diskurse, die mit zunehmender gesellschaftlicher
               und politischer Akzeptanz von Erosionsakteur:innen einhergeht. Deutungsmuster, Politikansätze
               und Praktiken, die einst als antidemokratisch oder illiberal galten, werden so zu legitimen
               Optionen politischen Handelns.
            

            In den letzten Jahren hat sich der internationale Kontext deutlich verändert. Diese
               Entwicklungen potenzieren die Auswirkungen der Kooperation von Erosionsakteur:innen,
               sei es untereinander, sei es mit Autokraten, noch. Dazu hat die digitale Revolution
               beigetragen, die neue Formen von Repression und Manipulation, den Einfluss von Tech‑Unternehmern,
               Abhängigkeiten im Technologietransfer und globalisierte Medienmärkte mit sich gebracht
               hat. Außerdem hat der Anteil nicht-demokratischer Regime nicht nur an der Weltbevölkerung
               und der Zahl der Staaten, sondern auch an der globalen Wirtschaftsleistung stark zugenommen.
               Damit können diese heute deutlich größeren Einfluss auf internationale Debatten und
               Organisationen ausüben. Vor allem aber prägt der Rollenwandel, den die USA unter Präsident
               Trump vollziehen, den neuen Kontext – mit einem Rückzug aus internationalen Organisationen,
               der Diskreditierung der Vereinten Nationen und der internationalen Gerichtsbarkeit
               sowie einem Interventionsstil, der das Gewaltverbot rundheraus missachtet. Damit geraten
               demokratische Normen, Verfahren und Institutionen heute nicht mehr nur durch Autokratien
               wie China oder Russland, sondern durch den einstigen Hauptgaranten der liberalen internationalen
               Ordnung unter Druck.
            

            Die Erosionseffekte auf der internationalen Ebene verstärken wiederum den Abbau von
               Demokratie auf nationaler Ebene: Die Unterminierung des Multilateralismus, die Schwächung
               des Völkerrechts und der Unilateralismus der Trump-Regierung senken die externen Hürden
               für illiberales und autoritäres Handeln. Dadurch erweitern sie die Handlungsspielräume
               derjenigen, die intern Demokratie abbauen oder Autokratie verfestigen.
            

            Die Zusammenarbeit von Erosionsakteur:innen untereinander und mit (konsolidierten)
               Autokratien ist langfristig weniger stabil, als sie zunächst wirken mag. Dabei spielt
               die starke Personalisierung eine Rolle; begrenzt wird sie allerdings ebenso durch
               persönliche Machtlogiken und Launen, konkurrierende außenpolitische Interessen, historisch
               gewachsene (geopolitische) Orientierungen und wirtschaftspolitische Präferenzen. Gerade
               die europäische Rechte bleibt in vielen dieser Fragen gespalten. Auch ideologisch
               bildet das Lager eine erhebliche Bandbreite ab. 
            

            Aus drei Gründen sind die Kooperation von Erosionsakteur:innen untereinander und mit
               Autokraten sowie deren potenzierte Effekte für die deutsche Politik von herausgehobener
               Bedeutung: um der Verteidigung der liberalen Demokratie in Deutschland, des Ausbaus
               demokratischer Resilienz auf europäischer Ebene und der Erhaltung von multilateralen
               Organisationen, Völkerrecht und internationaler Gerichtsbarkeit willen. Allein auf
               nationaler Ebene lässt sich die Resilienz von Staat und Gesellschaft indes nicht erreichen.
               Zwecks Einbeziehung der regionalen und internationalen Ebene bedarf es vielmehr transnationaler
               Ansätze. 
            

            Dafür sind zunächst eine Prioritätensetzung zugunsten der liberalen Demokratie und
               eine nüchterne Einschätzung gegenseitiger Abhängigkeiten und eigener Einflussmöglichkeiten
               erforderlich. Konkret gilt es, Völkerrecht und internationale Gerichte durch eigenes
               Verhalten nicht zu unterminieren, sondern zu untermauern; die EU als Wertegemeinschaft
               stark zu machen, die europäische Identität als inklusives Konstrukt zu betonen sowie
               auf die Übernahme von Rechtsaußendiskursen zu verzichten und stattdessen mit gleichgesinnten
               Partner:innen Räume für liberale Diskurse zu schaffen und zu pflegen. Es wäre außerdem
               wichtig, diejenigen Regionalorganisationen, die sich auf Demokratie und Rechtsstaatlichkeit
               verpflichtet haben, sowie prodemokratische Akteur:innen der Zivilgesellschaft, unabhängige
               Medien und Watchdogs zu unterstützen. Im Zusammenhang mit transnationaler Repression
               und hybrider Kriegsführung wären die deutsche und europäische Politik gut beraten,
               die beteiligten nicht-staatlichen und staatlichen Akteur:innen strafrechtlich konsequent
               zu verfolgen. Nicht zuletzt sollte der Handel mit Überwachungstechnologie stärker
               kontrolliert werden, um das Missbrauchspotenzial zu minimieren.
            

         

      

   
      
         
            
               Einführung
               

               Sinem Adar / Muriel Asseburg / Talim Ehring
               

            

            Wenige Jahre nach dem Ende des Kalten Krieges, seit Mitte der 1990er Jahre, so konstatiert
               die Forschung, durchläuft die Welt die sogenannte dritte Welle der Autokratisierung. Damit wird ein Trend bezeichnet, der drei Phänomene umfasst: Demokratische Regime verlieren an demokratischer Qualität,
               autokratische Regime werden autoritärer, und die Zahl von Autokratien nimmt zu. Die geläufigen Demokratieindizes bilden diese Entwicklung ab: So befinden sich laut
               dem V-Dem Democracy Report 2026 aktuell 44 Länder in einer Phase der Autokratisierung und nur 18 in einer Phase der
               Demokratisierung. 2025 lebten zudem 74 Prozent der Weltbevölkerung in Autokratien,
               was einem Anstieg von 24 Prozentpunkten im Vergleich zu 2005 entspricht. Besonders gravierend ist die Lage in den von der Bertelsmann Stiftung untersuchten
               Transformationsländern, also denjenigen Ländern, die sich in einem tiefgreifenden
               politischen und wirtschaftlichen Übergangsprozess befinden. Hier stehen sich heute
               77 Autokratien und 60 Demokratien gegenüber. 
            

            Dabei ist das Neue an der aktuellen Autokratisierungswelle der Umstand, dass insbesondere
               Demokratien von diesem Trend betroffen sind. Durch Putsche oder Revolutionen verursachte Regimewechsel, die für die beiden Autokratisierungswellen
               des 20. Jahrhunderts prägend waren, werden seltener. Stattdessen beobachten wir heute
               vor allem eine schrittweise Erosion demokratischer Institutionen und Verfahren durch
               Akteur:innen, die selbst durch demokratische Wahlen an die Macht gekommen sind. Das zeigt sich etwa an der Schwächung von Rechtsstaatlichkeit durch den Abbau von
               Gewaltenteilung und Angriffe auf die Unabhängigkeit der Gerichte; an der Beschneidung
               bürgerlicher und politischer Freiheiten und der Einführung von Restriktionen für Medien
               und Watchdogs; an der Einschränkung von Pluralismus durch Einengung der Zivilgesellschaft
               und Angriffe auf die Opposition; an der Manipulation von Wahlen und an einer diskursiven
               Polarisierung und Normalisierung autoritären Gedankenguts. Der aktuelle Trend der
               Autokratisierung, von dem Europa und die USA nicht ausgenommen bleiben, zeichnet sich
               damit durch einen graduellen Prozess aus. Dieser verläuft nicht notwendigerweise linear
               und führt auch nicht in allen Fällen zu einer autokratischen Transition bzw. zu einem
               Regimewechsel.

         

      

   
      
         
            
               Demokratische Erosion und Erosionsakteur:innen

               Wir verwenden in unserer Sammelstudie die Begriffe »demokratische Erosion« und »Erosionsakteur:innen«
                  und stützen uns dabei insbesondere auf die von Marianne Kneuer entwickelte Terminologie. Damit wollen wir betonen, dass demokratische Erosion ein von Akteur:innen vorangetriebener
                  und gradueller Prozess ist: Demokratien brechen nicht einfach und spontan zusammen,
                  wie es die Begriffe Zerfall und Untergang nahelegen. Erosion unterscheidet sich auch klar von disruptiven Ereignissen wie Revolutionen
                  oder Putschen. Demokratisch legitimierte politische Führungen höhlen demokratische
                  Institutionen und Normen vielmehr gezielt aus; sie unterminieren und entkernen sie
                  schrittweise. Viele Erosionsakteur:innen deuten Demokratie um oder konnotieren sie anders, so beispielsweise
                  Victor Orbán in Ungarn, der die »illiberale Demokratie« als demokratisch überlegen
                  konstruierte. Dabei stellte er liberale Demokratien als gescheitert dar und spielte
                  das Mehrheitsprinzip gegen Minderheitenrechte aus. Mit der Verwendung des Begriffs »demokratische Erosion« betonen wir also die Charakteristika
                  dieser dritten Welle der Autokratisierung. 
               

               Erosionsakteur:innen setzen konkrete Instrumente in einer bestimmten Reihenfolge ein,
                  und zwar mit der Absicht, Demokratie auszuhöhlen.
               

               Mit Kneuer gehen wir außerdem davon aus, dass Erosionsakteur:innen drei Hauptmerkmale
                  aufweisen: Agency (das heißt, es gibt klar identifizierbare, absichtsvoll handelnde Akteur:innen mit
                  Mobilisierungskapazität), Opportunity (das heißt, diese Akteur:innen haben Zugang zu Macht und können exekutiv handeln)
                  und Strategy (das heißt, sie setzen konkrete Instrumente in einer bestimmten Reihenfolge ein,
                  und zwar mit der Absicht, Demokratie auszuhöhlen). Darüber hinaus nehmen wir an, dass es auch zur Erosion von Demokratie kommen kann,
                  ohne dass dies die primäre Absicht der handelnden Akteur:innen ist. Denn manchmal
                  nehmen Letztere Einschränkungen von Menschen-, Gleichheits- und Freiheitsrechten in
                  Kauf, während sie andere Politikziele verfolgen. Güterabwägungen, etwa bei der Terrorismusbekämpfung
                  oder der Kontrolle von Migration, führen dabei zur Erosion von Rechtsstaatlichkeit
                  und demokratischen Normen, ohne dass dies das explizite Ziel der jeweiligen Maßnahme
                  war. In diesen Fällen sprechen wir nicht von Erosionsakteur:innen.
               

               In unsere Analyse beziehen wir auch Akteur:innen ein, die zwar keine Exekutivgewalt
                  innehaben, aber dennoch zum Verlust demokratischer Qualität beitragen. Diese bezeichnen
                  wir als sekundäre Erosionsakteur:innen. Dazu gehören Einzelpersonen ebenso wie Kollektive,
                  seien es Unternehmen, Parteien, religiöse Gruppierungen, Think-Tanks oder andere.
                  Sie haben Einfluss auf Gelegenheitsstrukturen, indem sie über Netzwerke, Veranstaltungen
                  und Publikationen den Diskurs beeinflussen; sie bestimmen etwa als Parteien im Europäischen
                  Parlament Entscheidungen mit, die auch für die Mitgliedstaaten bindend sind, und sie
                  haben, wie religiöse Gruppierungen und Unternehmer:innen, oft privilegierten Zugang
                  zu den primären Erosionsakteur:innen bzw. sind finanziell und personell eng mit diesen
                  verquickt. 
               

               Mit dem Begriff »Erosionsakteur:innen« nehmen wir also Handelnde in den Fokus, die
                  in ihren Ländern demokratische Normen, Institutionen und Verfahren unterminieren bzw.
                  einen autoritären Staatsumbau verfolgen. Bezüglich ihrer ideologischen Ausrichtung,
                  ihrer Einstellungen, Mobilisierungsstrategien und ihres Politikstils finden sich in
                  der Forschung zu Rechtsaußenakteur:innen und Populismus wichtige Hinweise.
               

               
                  Ideologische Ausrichtung

                  Abgesehen von ihrer antidemokratischen und illiberalen Grundhaltung können Erosionsakteur:innen
                     grundsätzlich unterschiedliche ideologische Orientierungen (rechts- oder linksextrem)
                     haben und verschiedene Politikstile pflegen. Typisch für die dritte Welle der Autokratisierung
                     sind jedoch Erosionsakteur:innen, die der globalen Rechten zuzuordnen sind. Akteur:innen
                     des rechtsextremen bzw. rechtsradikalen ideologischen Spektrums teilen bestimmte Kernmerkmale:
                     Sie gehen davon aus, dass Menschen nicht gleichwertig sind, und vertreten oft einen
                     übersteigerten Nationalismus. Zudem sind sie in der Regel autoritär, illiberal und antipluralistisch, das heißt,
                     sie bekennen sich nur eingeschränkt zu demokratischen Verfahren als einzig legitimem
                     Mittel zum Erlangen und Verlust von Macht; sie erkennen die Legitimität politischer
                     Gegner:innen nicht an und sie billigen den Einsatz politischer Gewalt und den Abbau
                     bürgerlicher Freiheiten von Minderheiten. Dabei lassen sich rechtsradikale und rechtsextreme Akteur:innen oft nicht klar voneinander
                     abgrenzen, unter anderem deshalb, weil rechtsradikale Parteien häufig finanziell oder
                     personell mit außerparlamentarischen extremistischen Netzwerken verbunden sind oder
                     rechtsextremes Personal integrieren. Wir verwenden daher mit Andrea Pirro den Sammelbegriff
                     der »Rechtsaußenakteur:innen«.

               

               
                  Einstellungen, Mobilisierungsstrategien und Politikstil 

                  Erosionsakteur:innen nutzen in der Regel populistische Mobilisierungsstrategien; ihre
                     Politikstile sind populistisch geprägt. Sie zeichnen sich durch personalisierte Führung,
                     moralisch aufgeladene Freund-Feind-Dichotomien, direkte Ansprache »des Volkes« und
                     die Umgehung des Parlaments aus. Populist:innen setzen auf eine inszenierte Nähe zum
                     »einfachen Volk«. Oft nutzen sie auch provokative Grenzüberschreitungen und »schlechte
                     Manieren«, um sich von etablierten Politiker:innen und »politischer Korrektheit« abzugrenzen. 
                  

                  Inhaltlich gehören zum Kern von Populismus der moralisierende Antagonismus zwischen
                     dem »reinen Volk« und der »korrupten Elite« sowie eine populistische Führungsfigur,
                     die sich als authentische Vertreterin der Interessen des Volkes inszeniert. Daraus abgeleitet wird auch die Forderung nach möglichst uneingeschränkter Volkssouveränität.
                     Letztere steht im Widerspruch zur Gewaltenteilung und zu weiteren Mechanismen der
                     Machtdiffusion sowie zu Minderheitenschutz und Affirmative-Action-Maßnahmen. Beim
                     Rechtspopulismus wird oft auf ein imaginäres »Heartland« Bezug genommen: eine idealisierte bzw. fiktive Vorstellung einer ethnisch-kulturell
                     homogenen Gemeinschaft und einer goldenen Vergangenheit. Dies schlägt sich häufig
                     in Minderheiten ausgrenzenden, rassistischen und migrationsfeindlichen Programmatiken
                     nieder. Zudem haben Rechtspopulist:innen oft autoritäre Ordnungspräferenzen: Sie streben
                     eine Gesellschaftsorganisation an, in der Normabweichungen sanktioniert werden. Populismus ist anpassungsfähig und kontextspezifisch. Er kann etwa eine zivilisatorische und postkoloniale Prägung mit islamischem Schwerpunkt
                     haben wie im Falle Recep Tayyip Erdoğans oder eine libertäre wie bei Javier Milei
                     in Argentinien.
                  

               

            

         

      

   
      
         
            
               Demokratische Erosion und Außenpolitik

               In den letzten Jahren ist medial und politisch zunehmend das außenpolitische Handeln
                  von Erosionsakteur:innen in den Fokus gerückt. Erkenntnisse zur Außenpolitik von Erosionsakteur:innen
                  finden sich in mehreren Forschungssträngen, insbesondere der Populismusforschung,
                  der Forschung zum Zusammenhang zwischen Regimetyp und Außenhandeln sowie der Forschung
                  zu autoritärer Kooperation. In Bezug auf Erosionsakteur:innen sind dabei drei Fragen
                  von besonderer Relevanz: Wie wirken sich, erstens, Einstellungen und Politikstile
                  auf die Außenpolitik aus? Inwiefern fungiert Außenpolitik, zweitens, als eine Gelegenheitsstruktur,
                  die der Umsetzung innenpolitischer Erosion dient, etwa durch die Ausweitung von Exekutivkompetenzen?
                  Inwiefern senkt, drittens, demokratische Erosion die sogenannten audience costs, grob übersetzt: die innenpolitischen Kosten außenpolitischen Verhaltens?
               

               Auswirkungen populistischer Einstellungen und Politikstile: Da Erosionsakteur:innen üblicherweise populistische Einstellungen und einen populistischen
                  Politikstil aufweisen, sind Erkenntnisse der Populismusforschung zum außenpolitischen
                  Handeln auch für unsere Analyse relevant. Nicht alle Annahmen der Populismusforschung über das außenpolitische Handeln von
                  Populist:innen werden allerdings durch die Empirie belegt. Dies gilt etwa für die
                  aus Einstellungen und Politikstil gewonnenen Ableitungen, dass Populist:innen generell
                  weniger kompromissfähig seien oder sich weniger multilateral engagierten als andere. Denn obwohl sie innenpolitisch häufig mit der Betonung übersteigerter Souveränität
                  mobilisieren, spiegelt sich dieser Aspekt in ihrem außenpolitischen Verhalten nur
                  begrenzt wider. Sie veranlassen zum Beispiel nicht öfter als andere Führungspersonen den Austritt
                  ihrer Staaten aus internationalen Organisationen. Ihr Repertoire im Umgang mit Letzteren
                  beinhaltet vielmehr neben der Exit-Option auch andere Strategien wie Kritik, Obstruktion
                  und Erpressung oder den Versuch, sie nach ihren Vorstellungen umzugestalten.
               

               In Bezug auf die Personalisierung von Außenpolitik werden in der Forschung mehrere
                  Muster identifiziert: Erstens inszenieren sich Populist:innen oftmals öffentlichkeitswirksam
                  auf der internationalen Bühne. Hierzu nutzen sie prominente Treffen auf Führungsebene
                  und intensivieren ihre Auslandsreisetätigkeit sowie den persönlichen Einsatz politischen
                  Kapitals in internationalen Angelegenheiten. Zweitens sind die persönlichen Beziehungen von Populist:innen besonders relevant,
                  sie besetzen beispielsweise häufig wichtige Positionen der Außenpolitik mit Nahestehenden
                  aus ihrem Umfeld. Personalisierung geht in der Regel mit Zentralisierung von Macht einher; Entscheidungsbefugnisse
                  werden von Institutionen wie dem Außenministerium hin zu engen Vertrauten der Führungsperson
                  verlagert. Und drittens prägen die persönlichen Eigenschaften populistischer Führungspersonen
                  die außenpolitischen Entscheidungen deutlich stärker als bei ihren nicht-populistischen
                  Amtskolleg:innen. In vielen Fällen ist eine »Hyperpersonalisierung«, also eine extreme
                  Konzentration von politischer Macht und Entscheidungskompetenz bei einer einzelnen
                  Führungsperson bei gleichzeitig systematischer Schwächung bzw. Umgehung etablierter
                  Institutionen, zu beobachten. 
               

               Die Zentralisierung außenpolitischer Entscheidungsprozesse geht oftmals mit der Marginalisierung
                  von Fachwissen und Erfahrung einher.
               

               Studien belegen den Zusammenhang populistischen Regierens mit einer Entprofessionalisierung
                  der Außenpolitik, die zum Verlust von innen- und außenpolitischer Expertise und dazu
                  führt, dass mit etablierten Normen der diplomatischen Praxis gebrochen wird. Denn
                  die populistische Abkehr von »etablierten Eliten« und die Zentralisierung außenpolitischer
                  Entscheidungsprozesse gehen oft mit der Marginalisierung von Fachwissen und Erfahrung
                  in der Bürokratie und einer Personalpolitik einher, die auf Loyalität statt Expertise
                  setzt. Auch zeigen Populist:innen vergleichsweise wenig Bereitschaft zur Konsultation
                  von Expert:innen und Zivilgesellschaft oder zur Achtung diplomatischer Etikette, wie das Verhalten von US-Präsident Donald J. Trump und des stellvertretenden italienischen
                  Ministerpräsidenten Matteo Salvini illustriert.
               

               Darüber hinaus lässt sich empirisch ein weiterer Zusammenhang zwischen Innen- und
                  Außenpolitik beobachten: Populist:innen legen in internationalen Territorialkonflikten
                  eskalierendes Verhalten an den Tag, erst recht dann, wenn eine hochgradig personalisierte
                  Entscheidungsfindung und innenpolitische Mobilisierung zusammenkommen. Auch die Neuorientierung mit Blick auf außenpolitische Partnerschaften ist ein empirisch
                  belegtes Muster bei populistischen Führungen. Diese nutzen außenpolitische Neu- und
                  Mehrfachausrichtungen, um sich als »neu«, also in Abgrenzung von den bisherigen (»alten»)
                  Eliten, zu inszenieren, ihren Handlungsspielraum zu erweitern und ihre Unabhängigkeit
                  von bisherigen Partner:innen zu demonstrieren. Dazu gründen sie in einigen Fällen neue regionale oder internationale Organisationen.
                  Analog zu ihrer innenpolitischen Weigerung, sich als Exekutive im Rahmen der Gewaltenteilung
                  von der Judikative einschränken zu lassen, neigen Populist:innen zudem dazu, die Legitimität
                  internationaler Gerichtsbarkeit zu unterminieren. In ihrem populistischen Narrativ
                  gelten internationale Gerichte als »Diener fremder Eliten«, die gegen die Interessen
                  des »einfachen Volkes« agieren. Damit stilisieren sie eine Unterwerfung unter internationale
                  Gerichtsbarkeit zum Verrat nationaler Interessen hoch; die Verweigerung wird zur »Souveränitätsbehauptung«. Dies kann zur Missachtung von Urteilen und Rechtsgutachten sowie zu selektiven Austritten
                  aus entsprechenden Statuten führen.
               

               Außenpolitik als Gelegenheitsstruktur: Populist:innen dient Außenpolitik häufig zur Umsetzung innen- bzw. herrschaftspolitischer
                  Ziele, die zu demokratischer Erosion beitragen, zum Beispiel durch die Ausweitung
                  von Kompetenzen der Exekutive. Dies tun sie etwa, indem sie aufgrund einer konstatierten
                  externen Bedrohung einen Notstand ausrufen oder einen Ausnahmezustand verhängen, der
                  es ihnen erlaubt, bürgerliche Freiheiten einzuschränken, Gerichte zu »säubern« und
                  prozedurale Verfassungsregeln zu suspendieren. Sie nutzen internationale Konflikte und befeuern transnationale Konfrontationen außerdem
                  dazu, um ihre einheimische Anhängerschaft zu mobilisieren und innenpolitische Gegner:innen
                  zu unterdrücken. 
               

               Audience Costs: Auch hier geht es um Wechselwirkungen zwischen Innen- und Außenpolitik. Demokratische
                  Erosion bringt potenziell eine Reduzierung der innenpolitischen Kosten außenpolitischen
                  Handelns mit sich. Durch den Abbau demokratischer Kontrollen und die Einschränkung
                  des Medienpluralismus werden Bürger:innen in ihren Möglichkeiten beschränkt, ihre
                  Regierung für riskante Außenpolitik zur Verantwortung zu ziehen. Dies kann dazu beitragen, dass außenpolitisches Handeln erratischer und konfliktiver wird und die Glaubwürdigkeit und Stabilität von Allianzen und Sanktionsregimen untergraben
                  werden.

            

         

      

   
      
         
            
               Transnationale Kooperation

               Mit Blick auf das außenpolitische Handeln von Erosionsakteur:innen ist in dieser Studie
                  ihre Kooperation auf der internationalen Ebene von besonderem Interesse. In der policy-orientierten und wissenschaftlichen Literatur ist in den letzten Jahren zunehmend
                  die Zusammenarbeit von Erosionsakteur:innen untereinander und mit Vertreter:innen
                  von (konsolidierten) Autokratien thematisiert worden. Dabei wird auch auf die Autoritarismusforschung
                  aus den 2010er Jahren zurückgegriffen. Im Mittelpunkt stehen insbesondere die von autokratischen Staaten, darunter Russland
                  und China, ausgehenden Bemühungen um Einflussnahme und Neuordnung des internationalen
                  Systems vor dem Hintergrund zunehmender systemischer Rivalität. Hingegen ist die Forschung zu autoritären Zielsetzungen und zu autokratisierenden
                  Effekten der Kooperation von Erosionsakteur:innen bislang eher unterbelichtet geblieben.
                  Eine Ausnahme bildet hier die Literatur zur Vernetzung von Rechtsaußenparteien und
                  zur Zusammenarbeit im Bereich digitaler Technologien. 
               

               In den letzten Jahren hat sich das internationale Umfeld, in dem Kooperation stattfindet,
                  deutlich gewandelt. So hat, erstens, die digitale Revolution den Kontext und die Instrumente
                  von Kooperation verändert. Dabei spielen vor allem digitale Repressionsmöglichkeiten,
                  der Einfluss von Tech‑Unternehmern, Abhängigkeiten im Technologietransfer und globalisierte
                  Medienmärkte eine Rolle. Zweitens ist seit den 1990er Jahren der Anteil nicht-demokratischer
                  Regime nicht nur an der Weltbevölkerung und der Zahl der Staaten, sondern auch an
                  der globalen Wirtschaftsleistung deutlich angestiegen; sie entfalten damit auch größeren
                  Einfluss auf internationale Diskurse, Normen und Organisationen. Von besonderer Relevanz ist, drittens, der Rollenwandel, den der globale Akteur USA
                  unter Präsident Trump mit dem Rückzug aus internationalen Organisationen und multilateralen
                  Fonds, der Diskreditierung der Vereinten Nationen und der internationalen Gerichtsbarkeit
                  sowie seinem spezifischen Interventionsstil vollzogen hat. Damit werden Demokratien und die regelbasierte Ordnung nicht nur durch Autokratien
                  wie China oder Russland unter Druck gesetzt, sondern auch durch den einstigen Hauptgaranten
                  der liberalen internationalen Ordnung. 
               

               
                  Repertoire der Zusammenarbeit

                  Grundsätzlich lassen sich wirtschaftliche, sicherheitsbezogene und politische Dimensionen
                     der Zusammenarbeit unterscheiden, die mit autoritärer Zielsetzung erfolgen bzw. autokratisierende
                     Effekte zeitigen. Zur Kooperation in der wirtschaftlichen Dimension gehören legale Handels-, Investitions-, Infrastruktur- und Unternehmensbeziehungen.
                     Dabei spielen zum Beispiel Kredite ohne Governance-Auflagen sowie regionale Fonds,
                     die Alternativen zu den von den G7-Staaten dominierten internationalen Finanzinstitutionen
                     Weltbank und IWF darstellen, eine wichtige Rolle. Kooperation findet zudem in intransparenten
                     transnationalen Finanznetzwerken oder bei Mechanismen zur Sanktionsumgehung statt.
                     
                  

                  Im Sicherheitsbereich findet Kooperation zum Beispiel bei der direkten militärischen oder polizeilichen
                     Zusammenarbeit statt, etwa durch Waffenlieferungen, militärische Interventionen, gemeinsame
                     militärische Übungen oder in der Ausbildung. Darunter fallen auch der Transfer von
                     Überwachungstechnologie, die grenzüberschreitende Verfolgung von Oppositionellen und
                     die gemeinsame Terrorismusbekämpfung. 
                  

                  Zu den Instrumenten der politischen Kooperation gehören diplomatische Bestrebungen, verbündeten Autokraten und Erosionsakteur:innen
                     den Rücken zu stärken und sie gegen Strafverfolgung oder Sanktionen internationaler
                     Organisationen abzuschirmen; ein koordiniertes Abstimmungsverhalten in internationalen
                     Organisationen; Desinformation, der Einsatz von Beobachtungsmissionen mit legitimierender
                     Funktion (bei Wahlen, die demokratische Standards nicht erfüllen) und der gezielte
                     Austausch über autoritäre Herrschaftstechniken. Für diesen Bereich spielen die Entwicklung
                     und Verbreitung gemeinsamer Narrative und die passive Übernahme illiberaler Praktiken
                     ohne direkte Koordination ebenfalls eine Rolle. 
                  

               

            

         

      

   
      
         
            
               Erkenntnisinteresse dieser Studie

               In den Beiträgen dieser Studie analysieren wir spezifische Fälle inter- und transnationaler
                  Kooperation von primären und sekundären Erosionsakteur:innen. Wir untersuchen dabei
                  Kooperationen von Erosionsakteur:innen untereinander, mit Vertreter:innen konsolidierter
                  Autokratien sowie mit Akteur:innen, die der politischen Mitte zugerechnet werden.
                  Wir nehmen dazu verschiedene Akteur:innen, Politikfelder und Kooperationsformen in
                  den Blick, um relevante Gemeinsamkeiten und Unterschiede zu identifizieren. Unser
                  Ziel ist es, einen empirisch fundierten Beitrag zum Verständnis der Kooperation von
                  Erosionsakteur:innen und ihren Effekten auf verschiedenen Ebenen zu leisten. 
               

               Die ersten fünf Beiträge dieser Studie befassen sich mit den Handlungslogiken und
                  Interaktionen von Erosionsakteur:innen, die in ihren Ländern demokratische Normen,
                  Institutionen und Verfahren unterminieren bzw. einen autoritären Umbau verfolgen.
                  Dazu gehören die Beiträge zu den Verbindungen von Trump, Milei und Jair Bolsonaro,
                  zur Unterminierung von Völkerrecht und internationaler Gerichtsbarkeit durch Trump,
                  Orbán, Milei und Netanjahu, zur Kooperation von Rechtsaußenakteur:innen in der Europäischen
                  Union (EU), zu Melonis Vorstößen zum Abbau des europäischen Menschenrechtsschutzes,
                  um Abschiebungen zu erleichtern, und zur transnationalen Repression durch die Türkei.
               

               In den drei anschließenden Beiträgen geht es um die Handlungslogiken von Autokraten,
                  die entweder mit Erosionsakteur:innen oder ihresgleichen kooperieren. Denn Erstere
                  nutzen Erosionsakteur:innen als Einfallstor für Einflussnahme, zur Unterminierung
                  von Demokratien und zur Neuordnung des internationalen Systems. Konkret werden Russlands
                  Zusammenarbeit mit primären und sekundären Erosionsakteur:innen in Europa und das
                  Verhältnis der arabischen Golfmonarchien zur Trump-Administration ausgeleuchtet. Ein
                  Beitrag rückt außerdem die Herausbildung einer neuen Regionalorganisation im Sahel
                  in den Fokus, in deren Rahmen die Kooperation unter (noch nicht) konsolidierten Autokratien
                  erodierende Effekte auf demokratische Normen zeitigt. Der neunte Beitrag setzt sich
                  mit den Dreiecksbeziehungen zwischen Exportländern, Importländern und Unternehmen
                  beim Handel mit digitalen Technologien und dessen erodierenden Effekten auseinander.
               

               Im Mittelpunkt der Untersuchungen stehen die Spielarten und Mechanismen der jeweiligen
                  Kooperation, also die Repertoires, die Interessen und Ziele, die ideologische und
                  materielle Basis sowie die Grenzen und potenziellen Bruchlinien. Gefragt wird zudem
                  nach den Effekten der Zusammenarbeit auf nationaler Ebene sowie auf liberale Ordnungsvorstellungen,
                  Normen und Institutionen auf der regionalen und internationalen Ebene. Die einzelnen
                  Beiträge setzen unterschiedliche Schwerpunkte, orientieren sich gleichwohl an sechs
                  Fragebündeln:
               

               
                  	
                     Akteur:innen/Beziehungen: Wer sind die Hauptakteure, mit wem kooperieren sie und auf welchen Ebenen (lokal,
                        regional, inter- und transnational)? Inwiefern spielen, neben staatlichen, auch nicht-staatliche
                        Akteur:innen eine entscheidende Rolle? Wie beeinflussen sich diese gegenseitig? Wie
                        gestaltet sich der Zusammenhang von Autokratisierung im Inneren und Außenhandeln im
                        Einzelnen? Wie lassen sich die Kooperationen beschreiben (ad hoc, Netzwerke, Bündnisse,
                        Organisationen) ? 
                     

                  

                  	
                     Interessen/Ziele: Was treibt die Kooperation an, was sind ihre konkreten Ziele? Welche Rolle spielen
                        Ideologie bzw. geteilte Weltanschauung oder Ordnungsvorstellungen dabei? Lässt sich
                        ein gemeinsamer ideologischer Kern identifizieren und wenn ja, welcher? 
                     

                  

                  	
                     Diskurse/Narrative: Wie argumentieren Autokraten und Erosionsakteur:innen, um ihr Handeln zu legitimieren,
                        sowie in Bezug auf Völkerrecht, supranationale/multilaterale Organisationen etc.?
                        
                     

                  

                  	
                     Repertoire der Kooperation: Welche Instrumente und Mechanismen der Zusammenarbeit lassen sich ausmachen? Auf
                        welche Politikbereiche beziehen sie sich? 
                     

                  

                  	
                     Grenzen/Bruchlinien: Wo verlaufen Grenzen und Bruchlinien der Kooperation, etwa aufgrund divergierender
                        Wert- und Ordnungsvorstellungen, widerstreitender Interessen, unterschiedlicher politischer
                        oder wirtschaftlicher Abhängigkeiten oder historisch bedingter Prägungen? Unter welchen
                        Bedingungen können sich solche Kooperationen entfalten, was erschwert oder verhindert
                        sie? Welche Ansatzpunkte ergeben sich daraus für den Auf- und Ausbau von Resilienz?
                        
                     

                  

                  	
                     Beabsichtigte/unbeabsichtigte Effekte: Wie wirkt sich die Kooperation auf internationale Normen und auf regionale und internationale
                        Institutionen aus? Welche Auswirkungen lassen sich auf der nationalen Ebene konstatieren?
                     

                  

               

               In einem abschließenden Beitrag werden Schlussfolgerungen aus den analysierten Fällen
                  gezogen, was die Ziele, Charakteristika, Repertoires sowie die Grenzen der Zusammenarbeit
                  von Erosionsakteur:innen angeht. Herausgearbeitet wird auch, wie sich die Effekte
                  ihrer Kooperation wechselseitig verstärken. Daraus werden Handlungsansätze für die
                  deutsche Politik abgeleitet.
               

               

            

         

      

   
      
         
            
               Die radikale Rechte in den USA, Argentinien und Brasilien: Ideologie, Netzwerke und
                  Interventionen
               

               Johannes Thimm / Claudia Zilla
               

            

            Auf dem amerikanischen Kontinent tragen verschiedene demokratisch gewählte Regierungschefs
               zur Erosion der Demokratie bei. Das gilt insbesondere für US-Präsident Donald Trump
               (seit Januar 2025), für das argentinische Staatsoberhaupt Javier Milei (seit Dezember
               2023), und für den ehemaligen brasilianischen Präsidenten Jair Bolsonaro (Januar 2019
               bis Januar 2023). Zwar wurde Jair Bolsonaro von Luiz Inácio Lula da Silva abgelöst
               und rechtskräftig wegen versuchten Staatsstreichs verurteilt, aber die Erosionsgefahr
               in Brasilien war damit nicht gebannt. Denn sein Sohn Flávio Bolsonaro, bis Januar
               2027 Senator auf Bundesebene, profiliert sich als politischer Erbe seines Vaters.
               Er verlor jedoch am 25. Oktober 2026 die Stichwahl um die Präsidentschaft gegen Lula,
               der das höchste Amt am 5. Januar 2027 zum vierten Mal antreten wird.
            

            Trump, Milei und Jair Bolsonaro eint ein populistischer Regierungsstil und die Ideologie
               der globalen Rechten. Ihre Regierungsführung wirkt bzw. wirkte sich negativ auf den
               demokratischen Rechtsstaat aus und hat bzw. hatte auch Folgen für ihre Außenpolitik.
               Diese Politiker verbindet die Teilnahme an Foren und Netzwerken zur gegenseitigen
               Unterstützung und ideologischen Sozialisierung. Die Trump-Administration versucht
               überdies, politische Prozesse in Brasilien und Argentinien jeweils zugunsten von Jair
               Bolsonaro und Milei zu beeinflussen. Gemeinsam tragen sie zudem zur Erosion von Global
               Governance bei, indem sie der Kooperation im System der Vereinten Nationen (UN) den
               Rücken kehren.
            

         

      

   
      
         
            
               Ideologische Grundlagen: rechtsradikaler Populismus

               Trump, Milei und Jair Bolsonaro unterscheiden sich in Herkunft, Persönlichkeit und
                  politischer Karriere. Auch stilistisch und inhaltlich gibt es Divergenzen. Zugleich sind Gemeinsamkeiten
                  im populistischen Politikstil und in der rechtsradikalen Ideologie nicht zu übersehen.
                  Ihr rechtsradikaler Populismus zeitigt, wenn auch in unterschiedlichem Ausmaß, Erosionseffekte
                  auf die Demokratie und den Rechtsstaat im eigenen Land.

               
                  Populismus

                  Alle drei Staatschefs stehen paradigmatisch für einen populistischen Politikstil.
                     Trump bezeichnet das politische Establishment, das es zu bekämpfen gelte, als »Sumpf«
                     (swamp) oder »tiefen Staat« (deep state), Milei spricht in diesem Zusammenhang von »der Kaste« bzw. »den Parasiten«, und Jair
                     Bolsonaro verweist (wie auch sein Sohn Flávio) immer wieder auf eine »korrupte Elite«. Alle drei setzen auf eine aggressive und menschenverachtende Rhetorik und verbreiten
                     sie über die sozialen Medien. Sie diffamieren Personen, Organisationen und Institutionen,
                     während sie sich und ihre Leistungen überhöhen. 
                  

                  Trump, Milei und Bolsonaro haben von der Spitze der Exekutive aus gegen die Legislative
                     und Judikative agitiert bzw. tun es noch. Milei nennt sich einen Anarcho-Kapitalisten
                     und will den Staat von innen zerstören. Trump und Bolsonaro gingen gewaltsam gegen
                     ihre Abwahl vor. Trump zettelte am 6. Januar 2021 eine Erstürmung des Kapitols in
                     Washington an, um die Bestätigung seines Nachfolgers Joe Biden durch den Kongress
                     zu verhindern. Bolsonaro ließ seine Anhänger:innen am 8. Januar 2023 Regierungsgebäude
                     auf dem Platz der drei Gewalten in Brasília angreifen, um einen Militärputsch gegen
                     Lula anzustiften, dessen legitimen Wahlsieg sie nicht anerkannten. In der Folge wurde
                     Jair Bolsonaro im September 2025 vom brasilianischen Obersten Gerichtshof wegen versuchten
                     Staatsstreichs, Beteiligung an einer bewaffneten kriminellen Vereinigung und versuchter
                     gewaltsamer Abschaffung der demokratischen Ordnung zu einer Freiheitsstrafe von 27 Jahren
                     verurteilt. Das Verfahren gegen Trump wegen der Ereignisse des 6. Januar 2001 wurde
                     hingegen nach seiner Wiederwahl ausgesetzt.

                  Anders als frühere Populisten streben Trump, Milei und Bolsonaro nicht die korporatistische
                     Organisation von Staat und Gesellschaft oder die beständige Mobilisierung des Volkes
                     an. Vielmehr propagieren sie einen extremen unternehmerisch-kapitalistischen Individualismus. 
                  

               

               
                  Rechtsradikalismus

                  Im jeweiligen nationalen ideologischen Spektrum sind Trump, Milei und Bolsonaro Rechtsaußenakteure.
                     Sie verorten sich in vielen relevanten Fragen weiter rechts als traditionelle konservative
                     Kräfte im eigenen Land, gewannen jedoch mit deren Unterstützung die Wahlen. Milei
                     gründete für sein politisches Projekt die neue Partei »Die Freiheit schreitet voran«
                     (LLA). Bolsonaro scheiterte mit dem Versuch, eine Partei zu gründen, und trat der
                     Liberalen Partei (PL) bei. Dieser gehört auch Flávio Bolsonaro an. Donald Trump übernahm
                     nach und nach die Kontrolle über die Republikanische Partei und holte rechtsextreme
                     Positionen in den Mainstream.
                  

                  Trump, Milei und Bolsonaro teilen eine autoritäre, illiberale und antipluralistische
                     Haltung.
                  

                  Zu den Kernelementen einer rechtsradikalen Ideologie, die Trump, Milei und Bolsonaro
                     teilen, gehört, erstens, ein Antikommunismus im weitesten Sinne. Die ideologische
                     Abneigung richtet sich gegen alles, was als marxistisch, sozialistisch, links, progressiv
                     oder woke gilt. Hinzu kommt, zweitens, eine autoritäre, illiberale und antipluralistische Haltung.
                     Diese führt zu Intoleranz gegenüber Diversität und Andersdenkenden. Eine kritische
                     Öffentlichkeit, unabhängige Medien und eine Debattenkultur werden nicht als Bedingung
                     für demokratische Willensbildung anerkannt. Rechtsradikale Ideologien gehen, drittens,
                     von einer Wert- und Machthierarchie zwischen Menschengruppen aus. Daraus folgen diskriminierende
                     Einstellungen wie Chauvinismus, Rassismus, Kolonialismus, Ableismus etc. Ein vierter
                     Aspekt ist Nationalismus, verbunden mit der Überzeugung, dass das eigene Volk, die
                     eigene Nation, der eigene Staat oder die eigene Kultur überlegen sind. Fünftes Kernelement
                     ist die Gewalt: Häufig legitimiert ein gewalttätiger bzw. gewaltverherrlichender Diskurs
                     entsprechende Handlungen in der Gesellschaft oder durch den Sicherheitsapparat. Ein
                     Law-and-Order-Ansatz rechtfertigt ein hartes Vorgehen gegen Protest und Widerstand,
                     was immer wieder zu Einschüchterung und Repression führt.
                  

                  Donald Trumps Ablehnung der »radikalen Linken« drückt sich in einem gesamtgesellschaftlichen
                     Feldzug gegen die Förderung von Diversität, Gleichstellung und Inklusion aus. Er äußert
                     sich offen rassistisch, auch die Migrationsbehörden setzen unter seiner Ägide bei
                     ihrer Verfolgung irregulärer Migrant:innen unverblümt auf racial profiling. Um die Verhaftung Undokumentierter zu forcieren und Proteste zu unterbinden, hat
                     der Präsident verschiedene Sicherheitsbehörden und Militär in »liberale« Städte entsandt,
                     die dort äußerst gewalttätig auftraten. Trumps nationalistisches Weltbild manifestiert sich im Slogan »America First«, wobei
                     die Nation als exklusive Gemeinschaft auf der Basis von Abstammung begriffen wird.
                     Die Identität der USA als Einwanderungsland, das Erbe der Sklaverei und die Verbrechen
                     gegen die Ureinwohner:innen Nordamerikas werden heruntergespielt.
                  

                  Mileis tiefe Abneigung gegen einen sehr weitreichend verstandenen »Sozialismus« richtet
                     sich unter anderem gegen den Peronismus der ehemaligen Präsidentin und Vizepräsidentin
                     Cristina Kirchner (daher »Kirchnerismo« genannt). In seiner Lesart der Geschichte
                     wertet Milei bewusst europäische Einflüsse – auch aus der Kolonialzeit – auf und verdrängt
                     die Unterdrückung der Indigenen und ihre kulturellen Beiträge. Zum historisch-autoritären
                     Revisionismus gehören die Verharmlosung der Militärdiktatur sowie die Wiederbelebung
                     martialischer und nationaler Symbole und Rituale. Milei hat als erster Präsident des
                     wieder demokratisierten Argentiniens mit Generalleutnant Carlos Presti keinen Zivilisten,
                     sondern ein Mitglied der Streitkräfte zum Verteidigungsminister ernannt. Zudem setzt
                     er sich für eine Verschärfung des Strafrechts und ein hartes Durchgreifen von Sicherheitskräften
                     bei Demonstrationen ein. Seine verrohte Sprache bedient frauen- und homofeindliche
                     Narrative. Auch wettert er gegen unabhängigen Journalismus.
                  

                  Ein ähnlich diskriminierender Diskurs wurde bis zu seiner Inhaftierung von Jair Bolsonaro
                     gepflegt. Im Zuge seiner Unterstützung für die Amtsenthebung von Dilma Rousseff –
                     einem Folteropfer der brasilianischen Militärdiktatur – lobte Jair Bolsonaro ausdrücklich
                     Oberst Carlos Alberto Brilhante Ustra, der damals das Foltern von Dissidenten beaufsichtigt
                     hatte. Jair und Flávio Bolsonaro führen einen Kulturkampf gegen Marxismus, Progressivismus,
                     Feminismus und Lulas Arbeiterpartei (PT). In der Bolsonaro-Bewegung ist der Glaube
                     an die Überlegenheit des Christentums gegenüber anderen Religionen stark ausgeprägt,
                     manche Gruppen reden gar »weißer Vorherrschaft« das Wort. Die Bolsonaros sind Verfechter
                     eines punitivistischen Sicherheitsansatzes, dem zufolge gesellschaftliche Probleme
                     vorrangig durch strenge Gesetze und harte Strafen gelöst werden sollen. Jair Bolsonaro
                     befürwortet eine Liberalisierung des privaten Waffenbesitzes; sein Wahlkampfsymbol
                     war eine den Revolver nachahmende Hand. In seinem Wahlkampf stellte Flávio Bolsonaro
                     unter anderem den Bau von fünf Hochsicherheitsgefängnissen in Aussicht.
                  

               

            

         

      

   
      
         
            
               Außenpolitische Implikationen

               Der rechtsradikale Populismus Trumps, Mileis und Jair Bolsonaros wirkt sich auf Fragen
                  der Weltordnung, internationale Organisationen und zwischenstaatliche Beziehungen
                  aus. Brasilien unter Bolsonaro und Argentinien unter Milei haben sich bei Abstimmungen
                  im UN-System sowie bei Abschlusserklärungen der G20 neu ausgerichtet und den USA und
                  Israel angenähert. Wie die ehemalige Bolsonaro-Regierung, insbesondere ihr Außenminister
                  Ernesto Araújo, betrachtet Milei die USA und Israel als »natürliche Partner« Argentiniens
                  und möchte die Beziehungen zu ihnen intensivieren. Sie alle bekennen sich zu einer
                  Westorientierung auf der Basis eines Okzidentalismus, der von der Überlegenheit westlicher
                  Werte ausgeht und deren Verfall mit Feindbildern verknüpft,7 und der Zugehörigkeit zur jüdisch-christlichen Tradition. Zugleich grenzen sie sich
                  zumindest deklaratorisch von China ab, einem in dieser Wahrnehmung kommunistischen
                  Regime aus einem anderen Kulturraum, das in den vergangenen Jahren zum wichtigsten
                  Exportpartner Brasiliens und zweitwichtigsten Exportpartner Argentiniens avancierte.
                  
               

               Trump, Milei und Bolsonaro betrachten Institutionen der Global Governance, insbesondere
                  die des UN‑Systems, als Einschränkung nationaler Souveränität. Sie verbinden damit
                  eine kosmopolitische Elite, die im populistischen Sinne als Vertreterin eines »Globalismus«
                  verachtet wird. Während Brasilien unter Bolsonaro das Regionalforum CELAC8 verließ, sich von der Agenda 20309 distanzierte und damit drohte, das Pariser Klimaabkommen zu kündigen, stieg Milei
                  aus dem im September 2024 von den UN verabschiedeten »Zukunftspakt« und der Weltgesundheitsorganisation
                  aus, um das Land von einer »kollektivistischen Politik« der »sozialistisch geprägten«
                  UN‑Agenda 2030 zu befreien.10

               Trump unterminiert systematisch die regelbasierte internationale Ordnung. Seine Außenpolitik
                  weist imperiale Züge auf. Er setzt auf bilaterale, häufig auf Machtungleichgewicht
                  und Zwang beruhende Beziehungen statt auf etablierte multilaterale Foren, verlässt
                  oder bekämpft Global-Governance-Institutionen (für Klimaschutz, Entwicklung, Freihandel
                  etc.)11 und schwächt bzw. verletzt das Völkerrecht, insbesondere das in der UN-Charta verankerte
                  Gewaltverbot. Denn die tödlichen Angriffe auf angebliche Drogenschmugglerboote, die
                  Entführung des venezolanischen Präsidenten Nicolás Maduro und seiner Frau Cilia Flores
                  durch eine Kommandoaktion am 3. Januar 2026 und der Krieg gegen den Iran seit dem
                  28. Februar 2026 sind alle nicht durch das Völkerrecht gedeckt. Der von Trump gegründete
                  »Friedensrat«, zu dessen Gründungsmitgliedern Milei gehört, wird als Konkurrenz zu
                  multilateralen Institutionen wie dem UN-Sicherheitsrat gesehen.12 
               

            

         

      

   
      
         
            
               Transnationale Netzwerke

               Die globale radikale Rechte organisiert sich in transnationalen Initiativen, Allianzen,
                  Konferenzen und Foren. Diese dienen der Kontaktpflege, gegenseitigen Unterstützung,
                  Selbstvergewisserung und gemeinsamen Sozialisierung. Hier werden außerdem Positionen
                  koordiniert und ideologische Botschaften öffentlichkeitswirksam verbreitet.
               

               Ein wichtiges Forum ist die jährlich veranstaltete Conservative Political Action Conference
                  (CPAC), die zum Treffpunkt der globalen radikalen Rechten aus Politik, Wirtschaft
                  und Gesellschaft avanciert ist. Trump sowie Mitglieder seiner Regierung, Milei und
                  Jair Bolsonaro sowie seine Söhne Flávio und Eduardo zählen regelmäßig zu den Teilnehmenden. Die CPAC fand zunächst in den USA statt, wurde aber inzwischen auch in Argentinien (2024),
                  Brasilien (2025) und Ungarn (2026) abgehalten. Bei einem gemeinsamen Auftritt mit
                  Elon Musk in Maryland überreichte Milei dem Unternehmer im Februar 2025 eine Kettensäge
                  als Symbol für den geplanten Kahlschlag des US-Verwaltungsstaats.
               

               Zusammen mit anderen Akteur:innen aus Politik und Think-Tanks Lateinamerikas, der
                  USA und Spaniens haben Javier Milei und Eduardo Bolsonaro die im Jahr 2020 entstandene
                  Carta de Madrid13 zur »Verteidigung der Freiheit und Demokratie in der Iberosphäre« gegen den »Vormarsch
                  des Kommunismus« unterschrieben. Dabei handelt es sich um eine Erklärung des Foro
                  Madrid, einer internationalen Initiative gegen den Sozialismus. Sie geht auf die spanische
                  Vox-nahe Stiftung Disenso zurück und verurteilt wie Trump die angebliche »politische
                  Verfolgung« von Jair Bolsonaro in Brasilien.
               

               Weitere Verbindungen bestehen über das in Washington ansässige Atlas Network, das
                  weltweit mehr als 500 Think-Tanks umfasst. Viele der ursprünglich liberal bis libertär
                  ausgerichteten Mitgliedsinstitutionen sind inzwischen rechtsradikal. Aus den USA sind
                  die Heritage Foundation, das Cato und das Heartland Institute beteiligt, aus Argentinien
                  die Fundación Atlas und die Fundación Libertad y Progreso. Brasilianischer Partner
                  ist das Instituto Liberal de São Paulo (ILISP), das im Jahr 2026 den »Atlas Network’s
                  Latin America Liberty Award« erhielt. Dessen Motto ist identisch mit dem Mileis: »In
                  Verteidigung des Lebens, der Freiheit und des Eigentums«.14 
               

               Nicht zuletzt beteiligten sich Mitglieder von Mileis Partei sowie des Bolsonarismo
                  an der im Jahr 2020 unter der Ägide der Trump/Pence-Administration lancierten US-Initiative
                  »Geneva Consensus Declaration« zur Beschränkung legaler Schwangerschaftsabbrüche.
                  Während die Bolsonaro-Regierung sich der Erklärung angeschlossen hatte, setzte Präsident
                  Lula der Unterstützung ein Ende.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Beziehungen und Interventionen

               Jenseits dieser Foren gestalten sich die Beziehungen zwischen Trump, Milei und Bolsonaro
                  in hohem Maße personalisiert und informell. Dreiecksformate gibt es keine, auch zu
                  gegenseitigen offiziellen Staatsbesuchen im engeren Sinne ist es nicht gekommen. Ein
                  solcher hat bisher auch nicht zwischen Milei und Lula stattgefunden; Ersterer traf
                  sich allerdings mit Bolsonaro in Brasilien, auch im Rahmen der CPAC Brasilien 2024
                  – an der Milei teilnahm, statt zum Gipfel der Mercosur-Staatsoberhäupter nach Paraguay
                  zu fahren.
               

               Trump und Milei begegneten sich im September 2025 am Rande der UN-Generalversammlung
                  in New York und feierten auf der Plattform X ihre guten Beziehungen. Im Oktober, kurz
                  vor den argentinischen Parlamentswahlen, stattete Milei dem Weißen Haus einen Besuch
                  ab und nahm an der posthumen Verleihung der »Presidential Medal of Freedom« an den
                  ermordeten rechten Aktivisten Charlie Kirk teil.15 Trump lobte Mileis Wirtschaftskurs und half mitten im Wahlkampf, den argentinischen
                  Peso zu stabilisieren. Das US-Finanzministerium gewährte Argentinien einen Währungsswap
                  von bis zu 20 Milliarden US‑Dollar zu günstigen Konditionen, um das Land vor der Zahlungsunfähigkeit
                  zu bewahren. Trump stellte klar: »Wenn [Milei] verliert, werden wir gegenüber Argentinien
                  nicht mehr so großzügig sein. Wenn er verliert, sind wir raus.«16

               Argentinien wurde ferner von der Trump-Regierung eingeladen, sich der am 7. März 2026
                  offiziell ins Leben gerufenen sicherheitspolitischen Initiative »Shield of the Americas«
                  anzuschließen.17 Deren Ziel ist es, die Zusammenarbeit zwischen den Staaten der westlichen Hemisphäre
                  auszubauen, um die Bekämpfung transnationaler krimineller Organisationen wie Drogenkartelle
                  zu effektivieren. Dabei sollen unter anderem militärische, geheimdienstliche und diplomatische
                  Maßnahmen koordiniert werden.
               

               Argentinien und Brasilien waren zunächst beide von den global verhängten US-Zöllen
                  betroffen. Danach verfolgten die USA jedoch aufgrund divergierender politischer Sympathien
                  gegenüber den Regierungen eine unterschiedliche Politik. Mit Argentinien unterzeichnete
                  die Trump-Administration als einem von vier lateinamerikanischen Staaten 2026 ein
                  Handels- und Investitionsabkommen.18 Gegenüber Brasilien war hingegen die US-Kritik am Vorgehen der Justiz bestimmend.
                  Trump kritisierte das Urteil gegen Bolsonaro wegen des versuchten Staatsstreichs als
                  »Hexenjagd«. Am 9. Juli 2025 verkündete der US-Präsident zusätzliche Zölle in Höhe
                  von 40 Prozent auf brasilianische Importe. Als Begründung nannte er neben dem Strafprozess
                  Maßnahmen Brasiliens gegen US-Tech-Konzerne.19 Darüber hinaus verhängte die Trump-Administration Sanktionen gegen den Richter am
                  brasilianischen Obersten Gerichtshof Alexandre de Moraes.20 Dieser war an der Verurteilung Bolsonaros und an einer Entscheidung des Gerichtshofs
                  im Jahr 2024 beteiligt, der zufolge die Plattform X des Tech-Milliardärs Elon Musk
                  ihre Geschäftstätigkeit in Brasilien umgehend und vollständig einzustellen habe. Die
                  Richter warfen X vor, während des Putschversuchs im Januar 2023 nicht entschlossen
                  genug gegen die Verbreitung von Hassrede und Desinformation vorgegangen zu sein. Nach
                  einem Treffen zwischen Trump und Lula wurden die Sonderzölle in Höhe von 50 Prozent
                  gegen Brasilien im November 2025 überraschend aufgehoben, im Dezember auch die Sanktionen
                  gegen die Familie Moraes.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Schlussfolgerungen

               Der rechtsradikale Populismus der derzeitigen Präsidenten der USA und Argentiniens
                  und des ehemaligen Präsidenten Brasiliens wirkte sich – trotz gewisser Unterschiede
                  in Profil und Politik – ähnlich negativ auf die jeweiligen Demokratien aus. Am weitesten
                  hat der US-Präsident den Demokratieabbau in seinem Land vorangetrieben. Brasilien
                  unter der Regierung Bolsonaro befand sich im Mittelfeld der demokratischen Erosion.
                  Mit der Verurteilung Bolsonaros wegen versuchten Staatsstreichs nach seiner Abwahl
                  bewiesen die demokratischen Institutionen ein bemerkenswertes Maß an Resilienz. In
                  Argentinien fällt der Erosionsprozess bisher am schwächsten aus.
               

               Gemeinsame Positionierungen finden sich in Ideologie und Außenpolitik; das ermöglicht
                  Kooperation. Obwohl es keine Dreiecksformate gibt, interagieren Trump, Milei und die
                  Bolsonaros auf vielfältige Weise bilateral und in Netzwerken der globalen Rechten.
                  Allerdings besteht eine klare Hierarchie – auch unter Rechtsaußenakteuren bleibt die
                  Vormachtstellung der USA wirkmächtig. Die USA intervenieren unterstützend oder sanktionierend
                  in die Innenpolitik Brasiliens und Argentiniens, nicht umgekehrt. In Argentinien mischte
                  sich die Trump-Regierung in den Wahlkampf und damit die demokratische Willensbildung
                  ein, in Brasilien versuchte sie, durch Druck auf Richter rechtsstaatliche Prozesse
                  zu beeinflussen. Die Politiker dieser Länder ahmen Trump zum Teil in Stil und Inhalt
                  nach. Beispiele hierfür sind der Sturm auf den Platz der drei Gewalten in Brasília
                  (wobei hier auch die zeitliche Abfolge der Wahlen eine Rolle gespielt hat), die Kommunikationsstrategien
                  sowie die außenpolitischen Entscheidungen und das Abstimmungsverhalten der Regierung
                  Milei im UN-System. 
               

               Es ist offen, inwieweit die negativen Auswirkungen der Regierungen Trump, Milei und
                  Bolsonaro auf Demokratie und Rechtsstaat vorübergehend sind. Entscheidend ist, in
                  welchem Maße Legislative und Judikative in der Lage sind, ihre Unabhängigkeit zu wahren,
                  um politische Kontrolle, etwa durch Amtsenthebungs- oder Gerichtsverfahren, wahrzunehmen.
                  In den USA, Argentinien und Brasilien ist es noch nicht zu einer Gleichschaltung der
                  Gewalten gekommen. Wenn Wahlen kompetitiv und fair ablaufen und, wie im Fall der Siege
                  von Lula und Biden, eine Abwahl rechtspopulistischer Akteure erlauben, bleibt eine
                  Kurskorrektur möglich. Je länger Erosionsakteure regieren, desto wahrscheinlicher
                  ist ein dauerhafter Schaden für die jeweiligen demokratischen Regime. Und je weiter
                  die Unterminierung internationaler Normen voranschreitet, desto schwieriger wird es,
                  die Erosion der globalen Ordnung und den Vertrauensverlust zwischen den Staaten umzukehren.
                  Vor allem verschwinden mit einer Abwahl der Erosionsakteure weder die Probleme – allen
                  voran Korruption, öffentliche Unsicherheit und Wirtschaftskrise – noch die entsprechenden
                  Einstellungen in der Gesellschaft, die den Aufstieg rechtsradikaler Populisten begünstigt
                  haben.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Trump, Netanjahu, Orbán und Milei: die Unterminierung von Völkerrecht und internationaler
                  Strafgerichtsbarkeit
               

               Muriel Asseburg

            

            In den letzten Jahren ließ sich eine Kontinente umspannende, überwiegend bilateral
               ausgestaltete und hochgradig personalisierte Zusammenarbeit vier rechtspopulistischer
               Staats- und Regierungschefs beobachten: US-Präsident Donald Trump, Israels Premierminister
               Benjamin Netanjahu, Ungarns Ministerpräsident Victor Orbán und Argentiniens Präsident
               Javier Milei unterstützten sich gegenseitig durch teils aggressive Wahlkampfhilfe,
               förderten Rechtsaußendiskurse und glichen ihr Abstimmungsverhalten in internationalen
               Organisationen an. Netanjahu, Orbán und Milei schlossen sich außerdem einem Forum
               zur internationalen Konfliktbearbeitung unter US-amerikanischer Führung an, das als
               Alternative zum UN-Sicherheitsrat konzipiert und ganz auf die Person Trumps zugeschnitten
               ist: dem sogenannten Board of Peace oder Friedensrat.1 
            

            Neben dem Ziel, Staat und Gesellschaft im Inneren umzubauen, eint die vier Amtsinhaber
               in der Außenpolitik die Geringschätzung von Zusammenarbeit in bestehenden multilateralen
               Organisationen, von Global Governance und Völkerrecht. Die Kooperation der vier (seit
               der Abwahl Orbáns im April 2026 drei) Amtsinhaber zielt unter anderem darauf, den
               israelischen Regierungschef gegen nationale und internationale Strafverfolgung abzuschirmen.
               In diesem Sinne übte insbesondere Trump immer wieder Druck aus. Alle vier unterminierten
               zudem, je nach ihren Möglichkeiten, den Internationalen Strafgerichtshof und schwächten
               damit das Völkerrecht und die internationale Gerichtsbarkeit. 
            

         

      

   
      
         
            
               Erosion liberaler Demokratie und außenpolitische Orientierung

               Trump, Netanjahu, Orbán und Milei haben in den letzten Jahren in ihren Ländern den
                  Abbau von Elementen liberaler Demokratie aktiv vorangetrieben. Das Agieren der vier
                  Amtsinhaber weist dabei deutliche Gemeinsamkeiten auf. Erstens suchen sie die Macht
                  der Exekutive aus- und Mechanismen und Institutionen der Gewaltenteilung, welche die
                  Verantwortlichkeit des Exekutivhandelns und Minderheitenrechte sichern sollen, abzubauen.
                  Konkrete Ansatzpunkte dafür bieten beispielsweise die Politisierung von Obersten Gerichten
                  und Rechtsberater:innen oder die Einschränkung von Kompetenzen der Justiz, etwa im
                  Bereich der Normenkontrolle. Zweitens gehen sie gegen einen vermeintlichen »tiefen
                  Staat« (das heißt Machtstrukturen innerhalb des Staatsapparats, die verdeckt und unabhängig
                  von der gewählten Regierung wirken) vor, indem sie massive Kürzungen und Entlassungen
                  durchsetzen bzw. durch den Austausch bisheriger Beamter durch loyales Personal die
                  Verwaltung, nachgelagerte Behörden und Sicherheitskräfte gefügig machen (state capture). Drittens diskreditieren sie Medien und zivilgesellschaftliche Gruppen, schränken
                  die Presse- und Meinungsfreiheit ein, bauen den öffentlichen Rundfunk nach eigenen
                  Präferenzen um bzw. fördern und bevorzugen regierungsnahe Medien und verengen die
                  Handlungsspielräume der Zivilgesellschaft. 
               

               Alle vier Amtsinhaber vertreten zudem, wenn auch in unterschiedlichem Maße, geschichtsrevisionistische
                  Haltungen, was die Relativierung von Menschenrechtsverletzungen der Vergangenheit
                  und eine Umdeutung von Verantwortlichkeiten einschließt. Mit der Ausnahme Netanjahus
                  verfechten sie zudem explizit eine sozialkonservative Agenda sowie ein traditionelles
                  Familienbild und sehen sich in einem Kulturkampf gegen progressive und feministische
                  Werte und Kräfte.2 Damit stellen sie sich zugleich gegen ein inklusives Verständnis bürgerlicher Rechte.
                  Bei Netanjahu sind die Maßnahmen des Demokratieabbaus primär vor dem Hintergrund der
                  Strafprozesse gegen ihn sowie des Konflikts mit den Palästinenser:innen zu sehen.
                  Eine unabhängige Justiz mit weitreichenden Kompetenzen steht seinem persönlichen Interesse
                  entgegen, einer Verurteilung zu entgehen. Außerdem stört sie die reibungslose Umsetzung
                  des Siedlungs- und Annexionsprojekts seiner Regierung. Dabei ist es ein schwieriger
                  Balanceakt, mit Hilfe der rechtsradikalen Kräfte, die er in die Regierung geholt hat,
                  sowohl den Justizumbau voranzutreiben als auch das propagierte Image Israels als »einziger
                  Demokratie im Nahen Osten« und Hort der Freiheit (etwa für die LGBTIQ-Community) zu
                  bewahren.3

               Die vier Amtsträger begründen ihre Maßnahmen unterschiedlich bzw. betonen jeweils
                  spezifische Aspekte: Trump stellt in seiner zweiten Amtszeit das Unterfangen in den
                  Vordergrund, den vermeintlichen tiefen Staat zu zerschlagen und die Unabhängigkeit
                  von Bundesbehörden auszuhebeln. Dabei deutet er, Napoleon zitierend, das präsidentielle
                  Mandat um: »Wer das Land rettet, verletzt keine Gesetze.«4 Orbán verfolgte explizit den radikalen Umbau Ungarns zu einer »illiberalen Demokratie«
                  als Gegenentwurf zum Modell des liberalen Westens.5 Milei versteht sich als libertärer Anarcho-Kapitalist, der Argentinien mit einer
                  Schocktherapie vor dem wirtschaftlichen Kollaps zu bewahren sucht. Er verhängte den
                  wirtschaftlichen Notstand, um radikale Reformen vorantreiben zu können. Damit geht
                  eine drastische Verkleinerung des Staatsapparats einher – die Kettensäge ist hier
                  zum Symbol geworden.6 Bei Netanjahu steht argumentativ das Volk als Souverän im Mittelpunkt, dessen Votum
                  an der Wahlurne nicht durch die Justiz oder den »tiefen Staat« eingeschränkt werden
                  dürfe.7

               Aufgrund der spezifischen Prioritäten und der (bisherigen) Amtsdauer der vier Staats-
                  und Regierungschefs, der Besonderheiten der politischen Systeme, der jeweiligen Mehrheitsverhältnisse
                  sowie politischer und gesellschaftlicher Gegenreaktionen ist die Erosion liberaler
                  Demokratie in den vier Ländern unterschiedlich weit fortgeschritten. Entsprechend
                  wurden im V-Dem-Index Israel 2023 und die USA 2025 von einer liberalen zu einer elektoralen
                  Demokratie herabgestuft. Argentinien ist dort seit Mitte der 1980er Jahre als elektorale
                  Demokratie eingeordnet; seit 2023 befindet es sich nach V-Dem im Prozess der Autokratisierung.
                  Ungarn wird seit 2018 nicht mehr als liberale, sondern als elektorale Demokratie und
                  seit 2022 als elektorale Autokratie verzeichnet.8

               
                  Außenpolitische Orientierung

                  Die Geringschätzung der liberalen Demokratie im Inneren bestimmt auch die Haltung
                     aller vier Staats- und Regierungschefs zur liberalen internationalen Ordnung. Deren
                     Grundelemente lehnen sie ab. Insbesondere eint sie eine tiefe Skepsis gegenüber Global
                     Governance und Zusammenschlüssen, welche die Souveränität ihrer Mitgliedstaaten begrenzen.9 Gleichzeitig verwahren sie sich gegen Einschränkungen durch das Völkerrecht und die
                     Anwendung internationaler Gerichtsbarkeit (insbesondere internationaler Strafgerichtsbarkeit)
                     auf eigene Staatsbürger:innen und jene verbündeter Staaten. Sie sehen sich nicht als
                     Mitglieder einer globalen Gemeinschaft, die auf universellen Werten basiert.10 Internationales Recht wird als ein die nationale Souveränität und das Selbstverteidigungsrecht
                     einengendes Korsett statt als Grundlage friedlicher Konfliktbearbeitung wahrgenommen.
                     Mitte Juli 2026 kündigte US-Außenminister Marco Rubio entsprechend eine umfassende
                     Kampagne der US-Regierung an, die darauf zielt, die Handlungsfähigkeit des Internationalen
                     Strafgerichtshofs (IStGH) in Den Haag systematisch auszuhebeln; dieser sei ein »supranationaler
                     Vollstrecker einer globalistischen Bürokratie«.11 Trump und Netanjahu vertreten zudem eine Politik der militärischen Stärke und der
                     territorialen Expansion, indem sie Anspruch auf Kontrolle über andere Staaten bzw.
                     Gebiete erheben. Damit unterlaufen sie nicht zuletzt das völkerrechtliche Gewaltverbot.
                     Die Politik der Stärke wird von Orbán und Milei, wenn auch nur rhetorisch, unterstützt.
                     
                  

                  Im Politikstil werden ebenfalls Parallelen offensichtlich: Alle vier Staats- und Regierungschefs
                     haben Außenpolitik stark personalisiert. Insbesondere Trump und Milei verkleinerten
                     den außenpolitischen Apparat deutlich; Trump und Netanjahu setzen in ihren Außenbeziehungen
                     auf enge Vertraute und teils auf Familienangehörige statt auf die professionelle Bürokratie.
                     Auf der internationalen Bühne provozieren die vier immer wieder durch undiplomatisches,
                     unübliches und teils aggressives Verhalten, etwa durch unverhohlene Drohungen – gegenüber
                     Gegner:innen, aber auch Verbündeten. Die öffentlichkeitswirksame Inszenierung außenpolitischer
                     Foren, Gipfeltreffen und Provokationen dient nicht zuletzt der innenpolitischen Profilierung.
                  

               

            

         

      

   
      
         
            
               Ziele, Formen und Instrumente der Kooperation

               Milei, Orbán und Netanjahu setz(t)en, neben gegenseitiger Unterstützung, auf eine
                  enge, ganz überwiegend bilaterale Zusammenarbeit mit Trump, dem gleichgesinnten Präsidenten
                  der globalen Führungs- und Militärmacht USA. Als Vierergruppe sind die Staats- und
                  Regierungschefs hingegen nicht zusammengekommen und haben auch kein festes Kooperationsformat
                  etabliert. Dennoch ist eine Angleichung von Positionen und Verhalten sowie in einigen
                  Fällen eine direkte Absprache zu beobachten. Die ausgeprägte Personalisierung der
                  Zusammenarbeit setzt ihr allerdings auch Grenzen – wegen der zeitlichen Beschränkung
                  der jeweiligen Mandate sowie der Launenhaftigkeit der Amtsinhaber.
               

               Selbst wenn Trump aufgrund der Machtposition der USA in der Regel den Takt vorgibt
                  und international über die größte Durchschlagskraft verfügt, so haben bzw. hatten
                  die anderen Beteiligten ebenfalls wichtige Funktionen im Konzert: Orbán diente Trump
                  als Mittler zu Russland und Einfallstor für die Unterminierung der EU. Ungarns Premier
                  war zudem Netanjahus zuverlässiger Partner, um EU-Maßnahmen gegen Israel zu verhindern.
                  Netanjahus Israel wiederum verleiht den Rechtsaußenakteur:innen, mit denen es öffentlichkeitswirksam
                  Beziehungen pflegt, einen »Koscher-Stempel«,12 indem es sie de facto oder explizit vom Antisemitismus freispricht.13 Es gilt ihnen zudem als Vorbild militärischer Stärke und völkischer Gesinnung sowie
                  als Bollwerk gegen den politischen Islam. Für Trump ist Netanjahu der engste Verbündete
                  im Nahen und Mittleren Osten, herausgehobener militärischer Partner und entscheidend
                  für die Umsetzung seiner Ambition, als »peace und deal maker« in die Geschichte einzugehen.14 Für Milei bieten Israel und das Judentum auch einen persönlichen religiösen bzw.
                  spirituellen Bezugspunkt. Milei ist wiederum für Trump ein wichtiger Verbündeter bei
                  der Umsetzung seiner hegemonialen Agenda in der westlichen Hemisphäre. Trumps Unterstützung
                  verleiht Netanjahu, Orbán und Milei innenpolitisch Legitimation; im Falle Israels
                  und Argentiniens kommen umfangreiche (wenn auch unterschiedlich gelagerte) Finanzhilfen
                  hinzu, für Israels Premier geht es zudem um eine weitgehende Unterstützung seiner
                  Annexionsagenda.
               

               Rechtspopulistische Staats- und Regierungschefs stärken sich gegenseitig auch durch
                  die Initiierung entsprechender Diskursräume. 
               

               Im Vordergrund der Zusammenarbeit dieser gleichgesinnten Amtsinhaber stehen damit
                  einerseits konkrete geopolitische und sicherheitsbezogene Interessen, andererseits
                  die gegenseitige persönliche Unterstützung, die als innen- und außenpolitische Machtressource
                  dient. Dabei stärken die vier Rechtspopulisten (sowie andere aus dem gleichen Spektrum)
                  einander auch durch die Initiierung entsprechender Diskursräume den Rücken. In diesem
                  Zusammenhang spielen soziale Medien, Publikationen und Think-Tanks wie das ungarische
                  Mathias Corvinus Collegium (MCC) sowie Großveranstaltungen, speziell die CPAC-Treffen,
                  eine wichtige Rolle.15 Hinzu kommt die direkte gegenseitige Unterstützung durch explizite Wahlkampfhilfe
                  etwa mittels entsprechender Auftritte bei Veranstaltungen. Bei der Beziehungspflege
                  sind neben den Amtsinhabern selbst deren Familienangehörige aktiv.16 Im Ergebnis wird der Rechtsaußendiskurs normalisiert. In entscheidenden Fragen lassen
                  sich die Angleichung von Positionen, die Intensivierung von EU- und UN-Bashing sowie
                  gleichgerichtetes Abstimmungsverhalten in den UN und ihren Unterorganisationen, etwa
                  zum Nahostkonflikt, beobachten.17 
               

               Die vier arbeiten außerdem – mit weiteren überwiegend autokratischen Staats- und Regierungschefs
                  – im sogenannten Friedensrat zusammen, einem multilateralen Kooperationsforum, das
                  Trump im Januar 2026 ins Leben rief. Das Gremium beruht zwar auf einem Mandat des
                  UN-Sicherheitsrats, geht aber vom Anspruch deutlich darüber hinaus. Denn während die
                  Sicherheitsratsresolution 2803 vom 17.11.2025 einen Friedensrat für die Umsetzung
                  des Trumpschen »20-Punkte-Plans« für Gaza vorsieht, wird in Trumps Charta Gaza gar
                  nicht erwähnt. Stattdessen wird der Anspruch auf eine globale Rolle bei der Befriedung
                  von Konflikten formuliert, die dem UN-Sicherheitsrat Konkurrenz machen würde. Das
                  Gremium ist zudem ganz auf die Person Trump, der Vorsitzender auf Lebenszeit ist,
                  zugeschnitten; die Charta widerspricht zentralen Prinzipien des Völkerrechts. 
               

            

         

      

   
      
         
            
               Angriff auf die internationale Strafgerichtsbarkeit

               Ein spezifisches Kooperationsziel der vier (nunmehr drei) Amtsinhaber liegt darin,
                  Netanjahu gegen nationale und internationale Strafverfolgung abzuschirmen. Der israelische
                  Premier ist seit Januar 2020 in mehreren Verfahren vor israelischen Gerichten wegen
                  Bestechlichkeit, Betrug und Untreue angeklagt; im November 2024 erließ der IStGH einen
                  Haftbefehl wegen vermuteter Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit
                  gegen ihn.18 Durch das beim Internationalen Gerichtshof (IGH) in Den Haag seit Anfang 2024 anhängige
                  Staatenverfahren wegen Völkermords geriet Israel zusätzlich unter Druck. Aufgrund
                  der unterschiedlichen ihnen zur Verfügung stehenden Instrumente kamen den vier Staats-
                  und Regierungschefs in diesem Kontext unterschiedliche Rollen zu: Nur Ungarn und Argentinien
                  sind Vertragsstaaten des Römischen Statuts des IStGH, nicht aber Israel und die USA,
                  und von den vier können nur die USA extraterritoriale Sanktionen wirkungsvoll durchsetzen.
                  
               

               Nach der Ausfertigung der Haftbefehle erklärte Netanjahu den IStGH für nicht zuständig,
                  verweigerte jegliche Zusammenarbeit bei den Ermittlungen19 und rief befreundete Staaten dazu auf, sich offen gegen die Haftbefehle zu stellen
                  und diese im Falle seines Besuchs zu ignorieren. Israelische Regierungsvertreter:innen
                  betrieben in diesem Sinne aktiv Lobbyarbeit.20 Netanjahus Koalition brachte in der Knesset Gesetzentwürfe ein, die eine Kooperation
                  mit dem Gerichtshof unter Strafe stellen.21 Organisationen, die mit dem IStGH zusammenarbeiten, waren teils schon zuvor als Terrororganisationen
                  eingestuft worden, wenn auch mit anderer Begründung.22 Trump, Orbán und Milei waren nicht die einzigen Staats- und Regierungschefs, die
                  Zweifel bezüglich der Zuständigkeit des Gerichtes anmeldeten, die angebliche Gleichsetzung
                  der israelischen Regierungsvertreter und der Hamas-Kader durch die Anklage verurteilten
                  und es ausschlossen, Israels Premier zu verhaften. Sie waren aber diejenigen, die
                  konkrete Maßnahmen trafen, um die Arbeit des Gerichts zu behindern und die Haftbefehle
                  zu unterlaufen.
               

               Direkt nach Amtsantritt eilte Trump Netanjahu in Bezug auf die Haftbefehle des IStGH
                  zur Hilfe. Seine Administration bezeichnete die Ermittlungen des Gerichts als »unrechtmäßig
                  und unbegründet«.23 Im Zusammenhang mit den Gerichtsverfahren in Israel hatte der US-Präsident schon
                  zuvor direkt interveniert: Er drängte den israelischen Präsidenten Jitzhak Herzog
                  wiederholt, Netanjahu bereits vor einer Urteilsverkündung zu begnadigen. Anfang Februar
                  2025 erklärte er den nationalen Notstand, um gegen die IStGH-Ermittlungen gegen US-Bürger:innen
                  und Verbündete vorzugehen, und verhängte Sanktionen gegen Mitarbeiter:innen des Gerichtshofs,
                  darunter den Chefankläger Karim Khan.24 Im Sommer 2026 standen sechs Richter:innen, palästinensische Menschenrechtsorganisationen,
                  die den Gerichtshof bei Ermittlungen unterstützt haben, und die UN-Sonderberichterstatterin
                  für die besetzten palästinensischen Gebiete Francesca Albanese ebenfalls auf der Sanktionsliste.25 Die sanktionierten Personen dürfen nicht in die USA reisen, ihr dortiges Vermögen
                  ist eingefroren, sie sind zudem vom US-Bankensystem, von US-amerikanischer Software
                  und anderen Dienstleistungen abgeschnitten. Das bedroht letztlich die Ermittlungen
                  und das Funktionieren des IStGH an sich.
               

               Orbán bezeichnete den Haftbefehl gegen Netanjahu als »empörend dreist« und »zynisch«
                  und versicherte dem israelischen Premier, Ungarn werde ihm nicht Folge leisten.26 Während eines Netanjahu-Besuchs in Budapest äußerte Orbán im April 2025 seine Unterstützung
                  der US-Sanktionen gegen den Gerichtshof und kündigte – nach einem Dreiertelefonat
                  mit Trump – den Austritt seines Landes aus dem Römischen Statut an.27 Der Schritt wurde offiziell nicht mehr vollzogen, da Orbáns Nachfolger Péter Magyar
                  direkt nach seinem Amtsantritt im Mai 2026 ankündigte, den für den 2. Juni 2026 angesetzten
                  Austritt rückgängig zu machen. Milei stellte seinerseits zwar keinen Austritt Argentiniens
                  aus dem Statut in Aussicht, kritisierte die Haftbefehle aber harsch, stufte das Gericht
                  als politisiert ein und lehnte dessen Zuständigkeit in Bezug auf Ermittlungen gegen
                  Israel ab.28 Damit verließ er die traditionelle Linie Argentiniens, das bis dato zu den entschiedensten
                  Verfechtern des IStGH in Lateinamerika gezählt hatte. 
               

               Der Strafgerichtshof geriet darüber hinaus durch Drohungen gegen den Chefankläger
                  und Richter:innen sowie Personen und Organisationen, die mit dem Gerichtshof kooperieren,
                  unter Druck.29 Dabei wurden auch die im April 2024 bekannt gewordenen Vorwürfe einer Mitarbeiterin
                  Khans wegen sexueller Übergriffe in Stellung gebracht, um die Integrität und Neutralität
                  des Chefanklägers zu untergraben.30 Dies verhinderte zwar die Ausfertigung der Haftbefehle im November 2024 nicht, führte
                  aber dazu, dass Khan sich gezwungen sah, sein Amt während der Untersuchung der Vorfälle
                  niederzulegen. Im Juli 2026 wurde er von der Versammlung der Vertragsstaaten seines
                  Amtes enthoben. Auch wenn seine Stellvertreter:innen die Arbeit weiterführten, so
                  lähmten und beschädigten die Vorwürfe doch den Gerichtshof.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Schlussfolgerungen

               Trump, Netanjahu, Orbán und Milei sind unter anderem darin geeint, dass sie zentrale
                  Institutionen und Verfahren liberaler Demokratie auf der nationalen und internationalen
                  Ebene ablehnen – vor allem dann, wenn diese Exekutivhandeln beschränken, auf die Umsetzung
                  liberaler Werte oder auf Global Governance ausgerichtet sind. Ihre hochgradig personalisierte
                  und überwiegend bilateral geprägte Kooperation ist bzw. war darauf ausgerichtet, sich
                  gegenseitig den Rücken zu stärken. Im Zuge dessen suchten sie unter anderem, Israels
                  Regierungschef im Zusammenhang mit der Kriegsführung im Gazastreifen gegen internationale
                  Strafverfolgung abzuschirmen. In der Konsequenz ist es nicht nur zu einer Erosion
                  der liberalen Demokratie in allen vier Ländern gekommen; die vier Amtsinhaber haben
                  auch das Völkerrecht, das Völkerstrafrecht und den Internationalen Strafgerichtshof
                  unterminiert.31

               

            

         

      

   
      
         
            
               Europas Rechtsaußenparteien: professionalisiert im Ausklammern der eigenen Differenzen
               

               Kai-Olaf Lang / Nicolai von Ondarza
               

            

            Als Viktor Orbán im Frühjahr 2026 (erfolglos) um seine Wiederwahl warb, versammelte
               er zur Unterstützung Rechtsaußenakteur:innen aus Europa und darüber hinaus. Unter
               dem Motto »Brüssel und Kiew mögen auf der Seite der Tisza-Partei stehen, aber Europa
               und die Welt steht mit Viktor Orbán«1 brachte der erklärte »Anti-Globalist« globale Eliten zusammen, die öffentlich zu
               seiner Wiederwahl aufriefen, darunter Alice Weidel (AfD), Marine Le Pen (RN), Karol
               Nawrocki (PiS-nah) und Giorgia Meloni (FdI) sowie US-Vizepräsident JD Vance und Israels
               Ministerpräsident Benjamin Netanjahu. Obwohl sich die europäischen Akteur:innen unter
               ihnen innerhalb der EU in unterschiedlichen politischen Parteien organisieren, konnte
               Orbán hier die verschiedenen Strömungen zu seiner Unterstützung zusammenbringen. Seine
               deutliche Abwahl verhindert hat dies nicht. 
            

            Vor diesem Hintergrund geht es in diesem Beitrag um die Frage, wie, warum und mit
               welchen Folgen Erosionsakteur:innen in der Europäischen Union kooperieren und welche
               Bruchlinien sich dabei zeigen. Im Zentrum der Analyse steht die Kooperation innerhalb
               der EU, auch wenn das jeweilige Verhältnis zu Donald Trump und den MAGA (Make America Great Again)-Republikanern dabei ebenso eine Rolle spielt wie die Unterstützung durch Putins Russland.2 
            

            Die politischen Akteur:innen, die gemäß der dieser Sammelstudie zugrunde liegenden
               Definition Aspekte eines autoritären Staatsumbaus anstreben und Elemente liberaler
               Demokratie abbauen wollen, bespielen ein höchst heterogen zusammengesetztes Feld.3 Unterschiede gibt es in der ideologischen Einfärbung, in der Radikalität der angestrebten
               systemischen Veränderungen und in vielen politischen Sachfragen. Überdies sind die
               parteipolitischen Systeme in vielen EU-Staaten, auch in denen West- und Nordeuropas
               mit langer demokratischer Tradition, fluide geworden: Etablierte Erosionsakteur:innen
               stehen neben ganz neuen Parteien oder solchen, die sich aus der Spaltung etablierter
               Parteien ergeben.4

            Der Fokus dieses Beitrags liegt auf Erosionsakteur:innen, die sich auf dem europäischen
               politischen Spektrum rechts der Europäischen Volkspartei (EVP) einsortieren, also
               bei den Europäischen Konservativen und Reformern (EKR), den Patrioten für Europa (PfE)
               und dem Europa der Souveränen Nationen (ESN). Diese Fraktionen und ihre Mitgliedsparteien
               fallen empirisch weitgehend, aber nicht vollständig mit dem Spektrum europäischer
               Erosionsakteur:innen zusammen. Aus zwei Gründen konzentrieren wir uns auf diesen Ausschnitt:
               Erstens versammelt er die meisten Erosionsakteur:innen, die in den EU-Mitgliedstaaten
               über Regierungsbeteiligungen exekutive Macht errungen haben und in den EU-Institutionen
               europäische Politik mitbestimmen. Zweitens wird im Rechtsaußenspektrum in der letzten
               Dekade deutlich mehr als zuvor über nationale Grenzen hinweg zusammengearbeitet. 
            

         

      

   
      
         
            
               Transeuropäische Kooperation von Erosionsakteur:innen des Rechtsaußenspektrums

               Das politische System der EU ist mit seiner Dualität aus Vertretung der Mitgliedstaaten
                  und der Bürgerinnen und Bürger explizit auf transnationale Zusammenarbeit ausgerichtet.
                  Zumindest im EU-Parlament (EP) organisieren sich die Abgeordneten nicht nach Nationalität,
                  sondern nach parteipolitischer Orientierung in Fraktionen. Nur über die Mitgliedschaft
                  in Fraktionen können Parteien im EP ihr Gewicht entfalten. Außerhalb des EP fördert
                  die EU finanziell und strukturell eigenständige europäische Parteien.5 In den intergouvernementalen Institutionen der EU, insbesondere dem Europäischen
                  Rat, koordinieren Regierungen der jeweiligen europäischen Parteifamilien ebenfalls
                  regelmäßig ihr Vorgehen.
               

               Für nationale Parteien gibt es daher in der EU besondere politische und finanzielle
                  Anreize, sich transeuropäisch miteinander abzustimmen. Dennoch war die Kooperation
                  unter Rechtsaußenparteien lange ein Randphänomen.6 Zwei Gründe kamen dabei zusammen. Auf der einen Seite fehlte es ihnen an kritischer
                  Masse. Zwar erzielten Rechtsaußenparteien immer wieder aufsehenerregende Erfolge,
                  es fehlte ihnen aber an ausreichender Repräsentanz im gesamteuropäischen Spektrum.
                  Zudem konnte die Mitgliedschaft in »traditionellen« Parteifamilien nationale Erosionsakteure
                  wie Viktor Orbán, der mit seiner Fidesz-Partei bis 2021 der EVP angehörte, vor Gegenwind
                  seitens der EU wegen der Erosion von Demokratie und/oder Rechtsstaatlichkeit im eigenen
                  Land schützen.7 Auf der anderen Seite führten die inhärenten Spannungen zwischen unterschiedlichen
                  Nationalismen zu einer hohen Volatilität. Seit 1984 gab es daher im hart EU-skeptischen
                  Rechtsaußenspektrum dreizehn verschiedene EP-Fraktionen, von denen bisher keine einzige
                  mehr als eine Legislaturperiode Bestand hatte. 
               

               Die erste Stabilisierung einer Rechtsaußenfraktion erfolgte 2009 zunächst im nationalkonservativen
                  Spektrum. Hier bildeten erstmals die britischen Konservativen – nach ihrem Austritt
                  aus der EVP-Fraktion – gemeinsam mit der polnischen PiS die national-konservative
                  EKR-Fraktion, die bis heute existiert. Sie ist mittlerweile die viertgrößte Fraktion
                  im EP und wird derzeit gemeinsam von der polnischen PiS und der FdI von Giorgia Meloni
                  geführt. Obgleich sie in der EU als relativ moderate Rechtsaußenfraktion auftritt,
                  umfasst sie Parteien, die auf nationaler Ebene durch Aushöhlung der Rechtsstaatlichkeit
                  und Abkehr von der Pluralität als Erosionsakteur:innen einzustufen sind. Rechts der
                  EKR gründeten sich 2024 die Fraktionen Patrioten für Europa und Europa der Souveränen
                  Nationen. Die PfE ist als rechtspopulistisch einzuordnen und wurde gemeinsam von Viktor
                  Orbán mit Herbert Kickl von der Freiheitlichen Partei Österreichs (FPÖ) und Andrej
                  Babiš ins Leben gerufen. Marine Le Pen stieß etwas später dazu. Da die Vorgänger-Fraktion
                  Identität und Demokratie (ID) die deutsche AfD 2024 kurz vor den Europawahlen ausgeschlossen
                  hatte und die PfE bisher eine Wiederaufnahme verweigerte, gründete die AfD mit wenigen
                  anderen kleinen Partnern die jüngste und kleinste Fraktion im EU-Parlament, das Europa
                  der Souveränen Nationen.
               

               Die Trennschärfe zwischen den drei Rechtsaußengruppierungen ist dabei gering. Zwar
                  gibt es etwa im EP Unterschiede im Abstimmungsverhalten, wobei sich das ESN am weitesten
                  von den regulären Mehrheiten entfernt.8 Dennoch wechseln einzelne nationale Parteien zwischen den Fraktionen hin und her.
                  Beispielsweise sind nordische Rechtsaußenparteien wie die Schwedendemokraten und die
                  Finnen-Partei von den Vorgängern der PfE zu den EKR übergetreten, die spanische Vox
                  wiederum verließ die EKR für die Patrioten für Europa. Orbán war eine Integrationsfigur,
                  da er als Gründungsmitglied der PfE weiterhin enge Kontakte zu den EKR (etwa über
                  die polnische PiS) und dem ESN (insbesondere der AfD) pflegte. 
               

               
                  Professionalisierung der Zusammenarbeit

                  Ein wichtiger Unterschied zu früher ist die Professionalisierung der Zusammenarbeit,
                     die sich außerhalb des EU-Parlaments beobachten lässt. So veranstalten etwa die großen
                     europäischen Parteienfamilien jeweils vor dem Europäischen Rat und teilweise auch
                     vor einzelnen Ministerräten Koordinationstreffen, um die Positionen der Regierungen,
                     in denen sie die Führung stellen, abzustimmen. Bis 2025 beschränkte sich diese Art
                     der Konsultationen auf die EVP, europäische Sozialdemokraten und Liberale. 2025 hat
                     jedoch erstmals auch die PfE solche Koordinationstreffen durchgeführt. Sie war zumindest
                     bis Mai 2026 mit zwei Vertretern (Orbán und Andrej Babiš) im Europäischen Rat und
                     ist weiterhin mit dem Ungarn Olivér Várhelyi in der EU-Kommission vertreten. Auf diesen
                     sogenannten Patriots Summits haben sie zudem Stellungnahmen zu aktuellen Themen der
                     EU‑Politik vereinbart und dabei regelmäßig die bestehenden »EU-Eliten« als korrupt
                     und unfähig bezeichnet.9 Im Sommer 2026 haben die Patrioten zudem bei den parlamentarischen Versammlungen
                     der Nato und der OSZE jeweils Gruppen gebildet.10 Bei den EKR und dem jungen ESN findet sich eine vergleichbare Institutionalisierung
                     der Kooperation bisher nicht.
                  

                  Seit den Europawahlen 2024 besteht erstmals die Möglichkeit einer Mehrheit aus EVP
                     und den drei Rechtsaußenfraktionen.
                  

                  Auch im EU-Parlament treten EKR, PfE und – in geringerem Ausmaß – ESN immer professioneller
                     auf. Die EKR sind mittlerweile auf Bestreben der EVP vom sogenannten cordon sanitaire, einer Entsprechung zur Brandmauer, ausgenommen; sie stellen Ausschussvorsitzende
                     und sind im EP-Präsidium vertreten. Auch die Zahl eigener Berichterstatter, die im
                     EP Gesetzgebungsprozesse führen, steigt. Beispielsweise hat sich die PfE-Fraktion
                     die Berichterstatterposition zum EU-Klimaziel 2040 gesichert, und zwar mit dem expliziten
                     Ziel, die EU-Klimapolitik und den Green Deal zu schwächen.11 Seit den Europawahlen 2024 besteht zudem erstmals die rechnerische Möglichkeit einer
                     Mehrheit aus EVP und den drei Rechtsaußenfraktionen EKR, PfE und ESN. Was anfangs
                     nur eine theoretische Option war, wurde zunächst in symbolischen Abstimmungen, etwa
                     in außenpolitischen Resolutionen zu Venezuela oder Kolumbien, erprobt, seit dem Herbst
                     2025 aber auch zur Verabschiedung von EU-Gesetzgebung genutzt. 
                  

                  Die PfE und ihre Mitgliedsparteien suchen ihren Positionen im EU-weiten Diskurs außerdem
                     durch ideologisch nahestehende Stiftungen und Think-Tanks Gehör zu verschaffen. So
                     gründeten die Patrioten für Europa eine eigene parteinahe Stiftung. Wie alle Stiftungen
                     europäischer politischer Parteien wird sie überwiegend aus EU-Mitteln finanziert –
                     eine strukturelle Paradoxie, die dafür sorgt, dass die EU den Aufbau einer Infrastruktur
                     mitträgt, die ihre Schwächung anstrebt. Explizit geht es dabei um die Etablierung
                     eines alternativen Diskursraums und eigener Netzwerkstrukturen. So hat die PfE-Stiftung
                     beispielsweise im September 2026 die erste Patriots Academy durchgeführt, in der neue
                     Führungskräfte an die Ideen der PfE herangeführt werden sollen.12 Ein weiteres Beispiel war das weitgehend aus ungarischen Staatsmitteln finanzierte
                     Mathias Corvinus Collegium, das 2022 mit dem MCC Brussels einen eigenen Ableger für
                     die EU gründete. Über Events wie »Battle for the Soul of Europe« (2025),13 Podcasts und Social Media zielte es darauf, ein Gegengewicht zur aus seiner Sicht
                     liberalen Diskursvorherrschaft in der EU zu bilden.14 Die neue ungarische Regierung hat die staatliche Förderung für das MCC gestoppt und
                     die MCC-Stiftung aufgelöst. Das MCC Brussels hat seine Tätigkeit mittlerweile eingestellt;
                     dessen bisheriger Leiter hat im September 2026 jedoch mit vielen ehemaligen Mitarbeiter:innen
                     einen neuen Think-Tank mit ähnlicher Mission, die »Freedom and Sovereignty Initiative
                     Europe«, gegründet.15

               

            

         

      

   
      
         
            
               Gemeinsamkeiten und kooperationsfördernde Motive 

               Der Umstand, dass sich die Zusammenarbeit nationalistischer Gruppierungen in Europa
                  und im Rahmen der EU verdichtet, resultiert aus weltanschaulichen Faktoren, innenpolitischem
                  Kalkül, politisch-praktischen Erwägungen sowie machtpolitischen Überlegungen. 
               

               Aus Sicht souveränitätsorientierter Akteur:innen haben die Auseinandersetzungen um
                  Rechtsstaatlichkeit und »Wertefragen« besonderes Gewicht.
               

               Es ist naheliegend, dass sich politische Strömungen, die ideologische Prämissen teilen,
                  auch grenzüberschreitend vernetzen. Dies gilt prinzipiell auch für »patriotische«,
                  souveränistische oder EU-skeptische Parteien. Ob es sich dabei um eine nationalistische
                  Parteienfamilie oder eher um lockere, adaptive populistische Cluster handelt, spielt
                  nachfolgend keine Rolle.16 Denn die gemeinsame Einschätzung des Für und Widers zahlreicher (wenn auch nicht
                  aller) Entwicklungen in Europa und der Welt liefert ausreichend Treibstoff für Gemeinschaftlichkeit
                  – in der EU etwa bei der Abwehr einer liberalen Migrationspolitik, einer (ambitionierten)
                  Klimapolitik und einer auch von Brüssel unterstützten Durchdringung von Gesellschaften
                  mit progressiven sozialkulturellen Setzungen. Damit eng verbunden ist der Kampf um
                  Kontrolle und Kompetenzen. Um einem immer weiteren Ausgreifen »Brüssels« in mitgliedstaatliche
                  Domänen einen Riegel vorzuschieben, bedürfe es daher der Einhegung des EU-Zuständigkeitstableaus
                  oder sogar der Rückführung von Kompetenzen auf die nationalstaatliche Ebene. Besonders
                  bedeutsam sind hier aus Sicht nationalistischer oder souveränitätsorientierter Akteur:innen
                  die Auseinandersetzungen um Rechtsstaatlichkeit und »Wertefragen«, mit denen die EU-Organe,
                  so die Unterstellung, eine »schleichende Kompetenzerweiterung« und eine »stille Revolution«
                  vorantreiben wollten.17

               Für die meisten Gruppierungen hat Vernetzung zudem innenpolitisch einen Mehrwert.
                  Während ihre politischen Gegner ihnen häufig vorhalten, sie stünden nicht nur am Rande
                  des politischen Spektrums, sondern auch am Rande des politischen Geschehens in Europa
                  und würden im Falle von Regierungsverantwortung ihre Länder in die Isolation führen,
                  bieten Kontakte und Verbindungen zu Partnerparteien den souveränitätsorientierten
                  Akteur:innen eine Möglichkeit, dem Stigma des nationalistischen Sonderwegs entgegenzutreten.
                  Insbesondere Kontakte zu Regierungsparteien sind hilfreich, um das Image der Randständigkeit
                  und Einflusslosigkeit zu konterkarieren und Legitimationsgewinne zu erzielen. In praktischer
                  Hinsicht dient die Vernetzung – wie in anderen Parteienfamilien auch – dem Erfahrungstransfer,
                  dem Austausch von Best Practices und dem Abgleich von Wahlkampfstrategien. 
               

               Schließlich erwarten sich Rechtsaußenparteien eine Steigerung ihrer politischen Wirkung.
                  Die engere Koordinierung zwischen Regierungen, an denen derlei Akteur:innen beteiligt
                  sind, oder die Zusammenarbeit in europäischen Institutionen dient insbesondere dem
                  Einspeisen gemeinsamer Themen in den Politikbetrieb, dem erfolgreichen »Hochladen«
                  von Positionen oder Argumentationssträngen in die politische Debatte bzw. der Schaffung
                  von Defensivkoalitionen, etwa um Sperrminoritäten aufzubauen oder Verbündete für ein
                  Veto zu gewinnen. Bei den Artikel-7-Verfahren gegen Polen und Ungarn konnten die Regierungen
                  in beiden Ländern davon ausgehen, dass ideologische Mitstreiter:innen angesichts des
                  Einstimmigkeitserfordernisses am Ende des Prozesses ihr Veto eingelegt hätten. Allerdings
                  entstehen derlei Abstimmungsbündnisse auch ohne eingefahrene, transnationale Parteienkooperation,
                  da sie schlicht aus den Interessen der jeweiligen Parteien resultieren. Aus diesem
                  Blickwinkel hat transnationale Parteienkooperation auch die Funktion, Gegenmachtbildung
                  gegen EU-Institutionen und den »liberalen Mainstream« voranzubringen. 
               

            

         

      

   
      
         
            
               Differenzen und potenzielle Kooperationshemmnisse 

               Trotz zahlreicher kooperationsbegünstigender Faktoren ist bislang kein geschlossener
                  Rechtsaußenblock auf europäischer Ebene entstanden. Insbesondere zwischen den politischen
                  Parteien gibt es Elemente der Differenz, die Kooperationen erschweren oder sogar unmöglich
                  machen. Dabei handelt es sich erstens um programmatische Divergenzen in Fragen von
                  hoher Relevanz für das Selbstverständnis oder die Wählerschaft. So ist spätestens
                  seit Februar 2022 das Verhältnis zu Russland zu einer Trennlinie geworden. Die PiS
                  oder FdI gerieten mit ihrem Kurs der Eindämmung Russlands und der Unterstützung für
                  die Ukraine in Widerspruch zu Parteien wie dem ungarischen Fidesz, der slowakischen
                  Republika oder der tschechischen SPD, die russlandfreundlichere Positionen verfechten.
                  Unterschiede bestehen überdies in der Wirtschafts- und Sozialpolitik, wenn eher etatistische
                  Gruppierungen eine flexible Haushaltspolitik zur Unterstützung sozialpolitischer Maßnahmen
                  fordern (oder praktizieren) und andere eine stärker markt- oder mittelschichtenorientierte
                  Wirtschaftspolitik vertreten. 
               

               Zweitens variieren die Parteien hinsichtlich ihrer grundsätzlichen programmatischen
                  Selbstverortung bzw. der Wahrnehmung durch Partner auf einer fiktiven Skala der Radikalität.
                  Die Mehrheit der Rechtsaußengruppierungen postuliert beispielsweise keine Politik
                  des Austritts aus der EU oder der Auflösung der Gemeinschaft, sondern möchte deren
                  Umbau und einen (graduellen) Rückbau der politischen Integration. Diese Gruppierungen
                  wissen sowohl um die Stimmung in den Gesellschaften (die zumeist mehrheitlich in der
                  EU verbleiben wollen) als auch um den Nutzen, der aus der Zugehörigkeit zum Binnenmarkt
                  oder dem Zugang zu EU-Mitteln folgt. Auch aus innenpolitischem Kalkül heraus scheuen
                  manche Parteien den Kontakt zu Gruppierungen, die extremistisch oder offen antisystemisch
                  auftreten. Für diejenigen Gruppierungen, die durch »Ent-Diabolisierung« staatstragend
                  und mehrheitsfähig geworden sind, ist eine Zusammenarbeit mit der äußersten Rechten
                  sowohl auf nationaler Ebene als auch in der EU riskant, da ihr Versuch, ein neues
                  Image aufzubauen, dadurch unterlaufen werden kann. Dies hat etwa zum Ausschluss der
                  AfD aus der Vorgängerfraktion der PfE beigetragen, weil sich insbesondere der französische
                  RN von der AfD abgrenzen wollte.
               

               In einzelnen Fällen spielen drittens persönliche Animositäten eine Rolle. Da viele
                  Rechtsaußenparteien stark auf eine Führungspersönlichkeit ausgerichtet sind, belastet
                  Misstrauen zwischen Parteichefinnen und Parteichefs oft auch die Kontakte zwischen
                  einzelnen Gruppierungen. Innerhalb einzelner Länder kommt hinzu, dass markante Führungsfiguren
                  aus anderen Parteien zwar potenzielle Bundesgenossen sind, zugleich aber Rivalen um
                  die Gunst ähnlicher Wählerschichten. 
               

               Schließlich beeinträchtigen oft bilaterale Spannungen die Kooperation. Als selbsterklärte
                  Sachwalter nationaler Interessen sind Parteien der nationalen Rechten ihrem Selbstverständnis
                  nach besonders sensibilisiert bei Fragen im Umgang mit anderen Nationen, insbesondere
                  gegenüber Nachbarstaaten, mit denen es häufig Spannungen gibt. Klassische Streitthemen
                  sind historische Konflikte und Geschichtspolitik, insbesondere im Zusammenhang mit
                  dem Zweiten Weltkrieg oder Minderheitenfragen. Ersteres hat etwa eine institutionelle
                  Annäherung zwischen dem französischen RN und der deutschen AfD verhindert. Die Minderheitenpolitik
                  der ungarischen nationalen Rechten (Einführung der Doppelstaatsbürgerschaft, Autonomieforderungen
                  oder gar Kokettieren mit Großungarnlandkarten) hat ihr gerade bei nationalistischen
                  Gruppierungen in Nachbarländern heftige Kritik eingebracht. 
               

            

         

      

   
      
         
            
               Pragmatisches Ausklammern von Differenzen 

               Derlei bilaterale Verwerfungen haben der Kooperation auf europäischer Ebene allerdings
                  nur in Maßen Grenzen gesetzt. Nationalistische Parteien haben Differenzen immer wieder
                  ausgeklammert. Die aufgrund von Minderheitenfragen historisch schwierigen Beziehungen
                  zwischen Ungarn und Nachbarländern wie der Slowakei und Serbien haben sich durch die
                  engen Kontakte zwischen den Regierungschefs Orbán und Fico bzw. dem Staatspräsidenten
                  Aleksandar Vučić als äußerst robust erwiesen. Die 2025/26 neu aufflammenden Spannungen
                  zwischen der Slowakei und Ungarn über die Beneš-Dekrete wurden von den jeweiligen
                  liberalen und moderat-konservativen Parteien aufgegriffen, während die Smer-Regierung
                  und die Fidesz-Regierung kein Interesse zeigten, die Thematik zu befeuern. Von slowakisch-nationaler
                  Seite wurden die Diskussionen als Versuch gedeutet, dass Slowaken und Ungarn »von
                  höherer Stelle« gegeneinander aufgebracht und zwei Brüssel-kritische Regierungen geschwächt
                  werden sollten.18 Auch geopolitische Differenzen machen Zusammenarbeit keineswegs unmöglich. Noch im
                  Sommer 2022 erklärte der damalige polnische Regierungschef Morawiecki, die Wege Polens
                  und Ungarns hätten sich wegen ihrer unterschiedlichen Russland-Politik definitiv getrennt.19 Wenig später trat er jedoch wieder bei der CPAC-Hungary-Konferenz auf und traf sich
                  außerdem erneut mit Orbán; dieser sei ein »Freund« und Budapest eine »Stadt der Meinungsfreiheit«.20 Insgesamt zeigt sich, dass die Vernetzung zwischen Rechtsaußenparteien in Europa
                  recht stabil ist. Programmatische Divergenzen oder bilaterale Spannungen können oft
                  umgangen werden, da die Fokussierung auf übergeordnete gemeinsame Themen bzw. die
                  pragmatische Bildung von Zweckgemeinschaften gegen eine liberale oder globalisierungsaffine
                  Gegnerschaft schwerer wiegt als sektorale Unstimmigkeiten. 
               

            

         

      

   
      
         
            
               Auswirkungen auf die Europäische Union 

               Mit Blick auf die Auswirkungen der Kooperation europäischer Rechtsaußengruppierungen
                  auf die EU sind zwei (zweifelsohne miteinander verbundene) Ebenen zu unterscheiden:
                  die des EU-Institutionensystems und die der Mitgliedstaaten. 
               

               Auf der Ebene der EU-Institutionen steigt zunächst das Risiko von Entscheidungsblockaden.
                  Souveränistische Parteien, die in Regierungsverantwortung stehen, könnten ihre Veto-Macht
                  ausspielen, um aus ihrer Sicht »unfaire« und »ideologisch« motivierte Kampagnen der
                  liberalen oder progressiven Seite abzuwehren. In der Praxis scheint diese Taktik Ungarns
                  in der Spätphase der Fidesz-Regierungen aber eher eine Ausnahme zu sein, auch weil
                  Ungarn durch Veto-Politik Verknüpfungen zu anderen Sachthemen herstellen und die Rücknahme
                  finanzieller Sanktionen nach Rechtsstaatskonflikten erzwingen wollte. Ähnliches gilt
                  für Sperrminoritäten bei Mehrheitsentscheidungen. Zwar können Vorabkoordinierungen
                  nationalistischer Regierungsparteien bei der Verhinderung von Mehrheitsentscheidungen
                  eine Rolle spielen, von der Existenz einer gefestigten souveränistischen Verhinderungsminderheit
                  lässt sich jedoch nicht sprechen. Insgesamt fällt die Kohäsion im Lager nationalistischer
                  Parteien geringer aus als bei anderen politischen Gruppierungen. Im EP agieren die
                  drei Rechtsaußenfraktionen heterogener als die anderen politischen Gruppen.21 Geschlossenheit zeigen sie bei Einwanderung, Verkehr oder Arbeitsmarktfragen, gespalten
                  sind sie in der internationalen Politik, beim Außenhandel oder in der Verteidigungspolitik.22 
               

               Spürbar ist der Kooperationseffekt indes bei einer Diskursverschiebung in manchen
                  Politikfeldern der EU. Mit stärkeren Akteur:innen, besser koordinierten Diskursen
                  und einer robusteren Präsenz von Rechtsaußengruppierungen in EU-Institutionen ist
                  der Druck in der EU gestiegen, bei Fragen wie Migration oder Klimapolitik einen Kurswechsel
                  oder zumindest Anpassungen durchzusetzen. Dies hängt auch damit zusammen, dass sich
                  – am deutlichsten sichtbar im EP – neue Mehrheiten bilden können. Die rechte Mitte
                  hat durch die Gruppierungen aus dem Rechtsaußenbereich Alternativen zur Kooperation
                  mit Liberalen, Sozialdemokraten oder Grünen gewonnen. Bislang ist hierbei ein differenzierter
                  Ansatz auszumachen: Die offene Kooperation der rechten Mitte beschränkt sich weitgehend
                  auf die EKR, in der Elemente eines europapolitischen »Mainstreamings« identifiziert
                  werden, gemeinsame Abstimmungen mit den PfE und dem ESN sind bislang die Ausnahme
                  – allerdings eine bereits mehrfach genutzte Ausnahme, mittlerweile auch bei der EU-Gesetzgebung
                  etwa zur Migrationspolitik.23 Zumindest als Drohkulisse ist die Möglichkeit des Zusammengehens von rechts und rechtsaußen
                  nun bei fast allen Entscheidungen im EU-Parlament verhandlungstaktisch präsent. Inwieweit
                  sich die transnationale Kooperation im Falle der Regierungsübernahme auf nationaler
                  Ebene auswirkt, ob es zur Umsetzung einer Art illiberalem Drehbuch kommt, das dann
                  durch Kooperations- und Lerneffekte weitergegeben wird, oder ob nur Imitationseffekte
                  vorliegen, lässt sich schwer nachweisen. Die Entwicklungen in Ländern mit Regierungsbeteiligung
                  von Rechtsaußen- und/oder nationalistischen Parteien legen nahe, dass dort, wo aufgrund
                  des Wahl- und/oder des politischen Systems Alleinregierungen möglich sind, Rechtsstaatlichkeit
                  und Demokratie einem besonders hohen Erosionsrisiko ausgesetzt sind. Die sich intensivierende
                  Rechtsstaatsdebatte in der EU und die Aktivierung der Gemeinschaftsorgane zur Sanktionierung
                  von Fehlentwicklungen bei Rechtsstaatlichkeit und Demokratie haben zudem dazu geführt,
                  dass in der Europapolitik des Rechtsaußenspektrums der Schutz vor Interventionen seitens
                  der EU (durch eine entschiedene Abgrenzung nationaler Hoheitssphären) zu einem zentralen
                  Agendapunkt wurde. Der Wille zur Einschränkung von Rechtsstaatlichkeit und pluralistischer,
                  liberaler Demokratie geht daher vielfach einher mit Forderungen, die EU solle sich
                  aus »Fragen nationaler Souveränität« heraushalten.
               

               

            

         

      

   
      
         
            
               Melonis »innovative Lösungen«: der Abbau des europäischen Menschenrechtsschutzes

               Talim Ehring / Sinem Adar / Muriel Asseburg
               

            

            Italiens Premierministerin Giorgia Meloni treibt seit ihrem Amtsantritt im Oktober
               2022 die demokratische Erosion im eigenen Land voran. Damit eng verbunden ist eine
               restriktive Asyl- und Grenzpolitik, in deren Zentrum die Einrichtung von Abschiebelagern
               in Drittstaaten steht. Nationale wie europäische Gerichte schoben dem Vorhaben zunächst
               einen Riegel vor. Infolgedessen schloss Meloni sich mit anderen europäischen Regierungsvertreter:innen
               zusammen und übte Druck auf den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR)
               aus, um die Abschiebelager doch noch legal durchsetzen zu können. Die Vorstöße fielen
               im Kreis der europäischen Staats- und Regierungschefinnen und -chefs auch deshalb
               auf fruchtbaren Boden, weil diese »irreguläre Migration« als drängendes Problem betrachten
               und sich vor allem in diesem Politikfeld von Rechtspopulist:innen getrieben fühlen.
               Viele halten die Einschränkung von Garantien des Flüchtlingsschutzes daher für notwendig,
               um die Demokratie in ihren Ländern zu erhalten. In der Folge wurden Melonis Rechtsaußenpositionen
               schrittweise normalisiert und mehrheitsfähig – was letztlich zum Abbau des Menschenrechtsschutzes
               und zur Erosion von Rechtsstaatlichkeit auf nationaler und europäischer Ebene führt.1 
            

         

      

   
      
         
            
               Demokratische Erosion und restriktive Migrationspolitik

               Seit Amtsantritt hat die Regierung unter der Führung von Melonis Rechtsaußenpartei
                  Fratelli d’Italia Vorstöße in Richtung eines autoritären Staatsumbaus unternommen.
                  Der V-Dem-Index verzeichnete 2024 für Italien einen der weltweit größten Rückschritte
                  im Liberal Democracy Index; seit 2026 wird Italien dort als »Autokratisierer« aufgeführt.2 Im Rechtsstaatlichkeits-Länderbericht der Civil Liberties Union for Europe (Liberties)
                  von 2025 werden dabei drei Bereiche als besonders betroffen hervorgehoben: Pressefreiheit,
                  die Unabhängigkeit der Justiz und zivilgesellschaftliche Räume.3 
               

               Den öffentlich-rechtlichen Rundfunk hat Meloni systematisch auf Regierungslinie gebracht;
                  Italiens Platzierung auf dem Pressefreiheitsindex hat sich zunehmend verschlechtert.4 Im Rahmen einer umfassenden Justizreform plante sie außerdem die Ausweitung politischer
                  Einflussnahme auf Personalentscheidungen im Justizsystem.5 Das Vorhaben scheiterte; in einer Volksabstimmung im März 2026 stimmten knapp 54
                  Prozent der Wähler:innen dagegen. Auch ihr Bemühen, die Direktwahl für das Amt der
                  Premierminister:in einzuführen, scheiterte zunächst. Im Zuge einer Wahlrechtsreform
                  beschloss das italienische Parlament im Oktober 2026 jedoch ein reines Verhältniswahlsystem
                  und einen parlamentarischen »Mehrheitsbonus«. Dies könnte Melonis Parteienbündnis
                  bei der nächsten Parlamentswahl erhebliche Vorteile und den Machterhalt sichern.6 Zugleich beschnitt ihre Regierung die Spielräume für zivilgesellschaftlichen Protest
                  erheblich. Aufgrund des wiederholten Einsatzes von Polizeigewalt bei Protesten und
                  der staatlichen Überwachung von Aktivist:innen und Journalist:innen stuft der Watchdog
                  CIVICUS die zivilgesellschaftlichen Räume in Italien seit 2025 als »blockiert« ein.7 
               

               Zwischen Italiens demokratischer Erosion und Melonis restriktiver Migrationspolitik
                  bestehen Wechselwirkungen. Erstens nutzt die Politikerin migrationskontrollpolitische
                  Argumente als Legitimation für ihren autoritären Umbau. Sie stellt Migration als Bedrohung
                  der nationalen Sicherheit und italienischen Identität dar und begründet damit die
                  Nutzung von Notstandsbefugnissen. So erließ sie im März 2025 und Februar 2026 zwei
                  Sicherheitspakete, von denen das erste den Handlungsspielraum zivilgesellschaftlicher
                  Akteur:innen drastisch verengte, die Befugnisse von Polizei, Militär und Geheimdiensten
                  hingegen ausweitete. Das zweite Paket verschlechtert die Rechtsstellung von schutzberechtigten
                  Personen und führt eine sogenannte Remigrationsprämie für Anwält:innen ein, die Rückführungen
                  im Kontext einer »freiwilligen Rückkehr« erzielen.8 UN‑Menschenrechtsbeauftragte kritisierten, dass die Pakete nicht im Einklang mit
                  internationalen Menschenrechtsstandards stehen, sowie die Verabschiedung per Dekret.9

               Zweitens höhlt Meloni mit ihrer Migrationspolitik, die auf Kriminalisierung von Migrant:innen,
                  deren Inhaftierung und schnelle Abschiebung ausgelegt ist, Italiens Rechtsstaatlichkeit
                  aus. Ein Beispiel hierfür ist die Cutro-Verordnung von 2023, die schutzsuchende Überlebende
                  einer Mittelmeerüberquerung und Maßnahmen der zivilen Seenotrettung kriminalisiert.10 In der Folge sind überproportional oft geflüchtete Menschen von der Überfüllung und
                  den systematischen Menschenrechtsverletzungen in italienischen Haftanstalten betroffen.11 
               

               
                  Juristische Blockade von Melonis Migrationspolitik 

                  Das zentrale migrationspolitische Projekt Melonis bezieht sich auf extraterritoriale
                     Abschiebelager. Im Jahr 2022 hatte sie ein entsprechendes Abkommen mit dem albanischen
                     Ministerpräsidenten Edi Rama unterzeichnet. Es besiegelte die Errichtung von Lagern
                     in Albanien, die von Italien betrieben werden. Dort sollen Asylsuchende während einer
                     beschleunigten Antragsprüfung inhaftiert und bei Ablehnung direkt abgeschoben werden
                     – das sogenannte Albanienmodell. Die zentrale rechtliche Voraussetzung für eine solche
                     Internierung ist ein beschleunigtes Asylverfahren, das jedoch nur für Personen aus
                     »sicheren Herkunftsländern« und für »nicht vulnerable« Gruppen vorgesehen ist.
                  

                  Das Non-Refoulement-Gebot untersagt es Staaten, Menschen in Länder auszuweisen, in denen ihnen Folter,
                     unmenschliche Behandlung oder Verfolgung drohen.
                  

                  Dahinter steht der völkerrechtliche Grundsatz der Nicht-Zurückweisung, das Non-Refoulement-Gebot. Für europäische Staaten leitet sich dieses Schutzprinzip insbesondere aus
                     Artikel 3 der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) ab, dem Folterverbot. Dieses
                     untersagt es Staaten auch, Menschen in Länder auszuweisen, in denen ihnen Folter,
                     unmenschliche Behandlung oder Verfolgung drohen. Das Schutzrecht gilt unabhängig davon,
                     ob für eine Abschiebung nationale Sicherheitsinteressen wegen der Einstufung Betroffener
                     als Straftäter:innen oder Gefährder:innen geltend gemacht werden.12 Das Refoulement-Verbot ist das »Herzstück«13 des europäischen Menschenrechtsschutzes vor Abschiebungen, seine Einhaltung wird
                     vom EGMR überwacht. Dessen Gerichtsbarkeit unterliegen die 46 Mitgliedstaaten des
                     Europarats, dem neben allen EU-Staaten Länder wie die Türkei, die Ukraine und das
                     Vereinigte Königreich angehören. Obwohl für die EU der Europäische Gerichtshof (EuGH)
                     das wichtigste Rechtsprechungsorgan ist, orientiert sich dieser in Menschenrechtsfragen
                     an der Rechtsprechung des EGMR.
                  

                  Die Umsetzung des »Albanienmodells« wurde von nationalen und europäischen Gerichten
                     wiederholt blockiert – wegen der Frage, wer Herkunftsländer als »sicher« einstufen
                     kann. Meloni versuchte, sich per Dekret über die gerichtlichen Blockaden hinwegzusetzen.
                     Dieses Vorgehen erklärten italienische Gerichte für rechtswidrig und ordneten unter
                     Berufung auf Urteile des EuGH14 an, mehrere in Albanien inhaftierte Asylsuchende nach Italien zu bringen. Ende 2024
                     stellte die Regierung den Betrieb der Lager daher vorerst ein. Anschließend wurden
                     die involvierten Richter:innen und Gerichte von Kabinettsmitgliedern mit gezielten
                     Kampagnen angegriffen.15 
                  

               

               
                  Der Zusammenschluss

                  Im Oktober 2024, als absehbar war, dass die Lager in Albanien nicht länger haltbar
                     sein würden, begann Meloni verstärkt auf europäischer Ebene für »innovative Lösungen
                     für irreguläre Migration« – also ihr Albanienmodell – zu mobilisieren. Neben Italien
                     wurde Dänemark von EGMR und EuGH für asylpolitische Maßnahmen verurteilt, Lettland,
                     Litauen und Polen gerieten wegen ihres Vorgehens an der EU‑Außengrenze zu Belarus
                     ebenfalls unter Druck.16 Nachdem nationalen Maßnahmen immer wieder durch europäische Gerichte Grenzen gesetzt
                     wurden, entschieden diese Regierungen, sich innerhalb verschiedener europäischer Foren
                     zusammenzuschließen: erstens im Europäischen Rat, der die Prioritäten der EU festlegt,
                     zweitens im Europäischen Parlament, das migrationspolitische Veränderungen in der
                     EU in seiner gesetzgebenden Funktion beschließt, und drittens im Europarat, dem zugleich
                     die Vertragsstaaten der EMRK angehören. 
                  

               

               
                  Kooperationsmechanismen: informelle Treffen und offene Briefe

                  Die asylpolitisch gleichgesinnte dänische Premierministerin Mette Frederiksen wurde
                     Melonis wichtigste Verbündete beim Vorantreiben »innovativer Lösungen«. Frederiksen
                     sucht durch den Schulterschluss mit Meloni Wähler:innen von Rechtsaußenparteien für
                     sich zu gewinnen.17 Meloni wiederum konnte ihre Forderungen durch die Unterstützung der sozialdemokratischen
                     Regierungschefin als pragmatisch legitimieren. Gemeinsam luden Frederiksen und Meloni
                     seit Oktober 2024 regelmäßig vor Zusammenkünften des Europäischen Rates zu informellen
                     Treffen, den sogenannten migration breakfasts,18 ein.
                  

                  Am ersten Frühstückstreffen am 17.10.2024 nahmen Meloni, Frederiksen, neun weitere
                     Premierminister:innen und EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen teil. Meloni
                     stellte das Albanienmodell vor und betonte die Dringlichkeit eines neuen EU-Rechtsrahmens
                     für Rückführungen. Von der Leyen hatte im Vorlauf des Treffens die Erarbeitung eines
                     solchen angekündigt.19 Sie teilte nach dem Treffen mit, die Kommission werde für EU-Länder mit »innovativen
                     Lösungen« im Bereich Rückführungen je 25 Millionen Euro bereitstellen.20 Hierbei nutzte die Kommission erstmals den Terminus return hubs, der zu dem Zeitpunkt als Sammelbegriff für unterschiedliche Varianten von Abschiebelagern
                     in Drittstaaten fungierte. 
                  

                  Am 18.12.2024 traf man sich erneut zu einem informellen Frühstück. Beim dritten Treffen,
                     das am 20.3.2025 stattfand, war neben von der Leyen auch Bart de Wever anwesend, der
                     im Vormonat ins Amt gekommene nationalkonservative belgische Premierminister einer
                     Mitte-Rechts-Koalition. Gesprochen wurde über die zwischenzeitlich vorgelegten Kommissionsvorschläge
                     für eine Überarbeitung der Rückführungsrichtlinie. Die return hubs reklamierte Meloni kurz darauf in einer Videoansprache als ihre Idee.21 
                  

                  Am 22.5.2025 trat der Zusammenschluss mit einem offenen Brief an die Öffentlichkeit.
                     Verfasst und unterschrieben wurde er von Meloni, Frederiksen und de Wever, dem österreichischen
                     Kanzler Christian Stocker und den Premierminister:innen Petr Fiala (Tschechien), Kristen
                     Michal (Estland), Donald Tusk (Polen), Evika Siliņa (Lettland) und Gitanas Nausėda
                     (Litauen). Die Unterzeichnenden forderten größeren staatlichen Handlungsspielraum
                     für Abschiebungen. Es brauche »eine neue und offene Diskussion über die Auslegung
                     der Europäischen Menschenrechtskonvention«, damit diese den »Herausforderungen unserer
                     Zeit gerecht werden« könne.22 Gemeint waren damit konkret die Abschiebung straffällig gewordener Personen, die
                     Instrumentalisierung von Migration durch »feindliche Staaten« und ein damit verbundener
                     Vertrauensverlust der EU‑Bürger:innen in die Demokratie. Argumentiert wird in dem
                     Schreiben mit der Abwägung von Rechtsgütern; die Sicherheit von EU-Bürger:innen müsse
                     gegenüber dem individuellen Recht auf Asyl und faire Verfahren Vorrang haben. 
                  

                  Am 26.6. und 23.10.2025 fanden weitere Frühstückstreffen statt. Es nahmen 14 bzw.
                     13 Premiers teil, erstmals auch Bundeskanzler Friedrich Merz. In den Schlussfolgerungen
                     des Europäischen Rates vom 26.6.2025, der nach dem Frühstückstreffen tagte, heißt
                     es, man brauche »neue Wege«, um mehr Menschen abzuschieben; die EU solle dazu alle
                     ihr zur Verfügung stehenden legalen Instrumente einsetzen. Melonis »Frühstücksclub«
                     hatte erfolgreich die Agenda gesetzt .23

               

               
                  Einflussnahme im Europarat

                  Am 10.12.2025 berief Alain Berset, der Generalsekretär des Europarats, eine Justizminister:innenkonferenz
                     zu einer offiziellen Debatte über die Auslegung der Menschenrechte von Schutzsuchenden
                     ein. Sein Ziel war es, die Unterzeichnenden des offenen Briefes und das Vereinigte
                     Königreich zu einem Bekenntnis zur EMRK zu bewegen. Zuvor hatte in London die rechtspopulistische
                     Partei Reform UK einen Austritt aus der EMRK zur migrationspolitischen Priorität erklärt,
                     was wiederum die damalige Labour-Regierung unter Keir Starmer dazu bewogen hatte,
                     Melonis Vorstöße zur Einschränkung der EMRK zu unterstützen.24 Berset beabsichtigte, die Diskussionen in formelle Bahnen zu lenken und einen europäischen
                     Minimalkonsens zu erarbeiten.25 
                  

                  Zu Beginn des Treffens wurde ein Statement von 27 Mitgliedstaaten vorgestellt, das
                     auf Meloni und Frederiksen zurückging.26 Dementsprechend nah ist das Statement am offenen Brief: Die Unterschreibenden fordern
                     einen »Konventionsrahmen, der den heutigen Herausforderungen gerecht wird«, sowie
                     eine Anpassung der Auslegung von Art. 3 (Folterverbot) und Art. 8 (Recht auf Achtung
                     des Privat- und Familienlebens) der EMRK, um »schnelle Rückführungen« zu erleichtern.
                     Dies liege im »Interesse der öffentlichen Sicherheit«.27 
                  

                  Die Forderungen von Melonis Zusammenschluss prägten das Treffen der Justizminister:innen
                     des Europarates. An dessen Ende einigten sich alle 46 Mitglieder auf einen Beschluss,
                     in dem es heißt, angesichts »der gegenwärtigen Herausforderung« durch »irreguläre
                     Migration« und deren »Instrumentalisierung« seien die Demokratie und die nationale
                     Sicherheit bedroht. In diesem Sinne solle der Europarat eine politische Erklärung
                     aushandeln, in der die Mitgliedstaaten ihre nationalen migrationspolitischen Interessen
                     darlegen, damit der EGMR diese in seiner Auslegung der EMRK berücksichtigen könne.28 Statt ein verbindliches Zusatzprotokoll zur EMRK anzustreben wurde damit ein informeller
                     Weg eingeschlagen, der auf die Änderung der Rechtsauslegung zielte.
                  

                  Diese sogenannte Chişinău-Erklärung wurde im Mai 2026 einstimmig im Europarat beschlossen.29 Inhaltlich bezeugt sie zunächst die unterschiedlichen nationalen migrationspolitischen
                     Ziele: Dänemark will das Recht auf Familienleben aushöhlen, um Familiennachzug zu
                     begrenzen; das Vereinigte Königreich und Italien wollen das Folterverbot einschränken,
                     um mehr abzuschieben. Auch Melonis Forderung nach »neuen Lösungen für irreguläre Migration«
                     und return hubs listet die Erklärung auf. Litauen und Polen konnten das Narrativ, Migration werde
                     für hybride Kriegsführung instrumentalisiert, einbringen. Nationalen Interessen und
                     staatlicher Souveränität sollte, so letztlich die Forderung, Vorrang gegenüber menschenrechtlichen
                     und völkerrechtlichen Verpflichtungen eingeräumt werden.
                  

                  Die Chişinău-Erklärung ist rechtlich nicht bindend, und ihrer Umsetzung in nationales
                     Recht stehen substanzielle technische und juristische Hürden entgegen. Die unmittelbare
                     Folge der Erklärung ist daher im Wesentlichen das politische Signal: Menschenrechtliche
                     Hürden sollen bei der Umsetzung von Abschiebung und Externalisierung gesenkt werden.
                     
                  

               

            

         

      

   
      
         
            
               Potenzielle Auswirkungen

               Für Meloni haben sich sowohl die informellen Treffen als auch der offene Brief als
                  wirksame Instrumente zur Durchsetzung ihrer migrationspolitischen Interessen erwiesen.
                  Auf den ersten offenen Brief ließen sie und Frederiksen im März und Juni 2026 zwei
                  weitere folgen, diesmal adressiert an die Europäische Kommission, den Europäischen
                  Rat und die EU-Staats- und Regierungschefs und -chefinnen. Im März, eine Woche vor
                  der Abstimmung über die Einleitung von Verhandlungen über die Rückführungsverordnung,
                  nahmen die beiden den Krieg der USA und Israels gegen den Iran zum Anlass, um Maßnahmen
                  für eine »Notbremse« im Falle »plötzlicher großer Migrationsbewegungen« zu fordern.30 Im Juni ging es ihnen um die finanzielle Unterstützung und schnelle Umsetzung der
                  »innovativen Lösungen«.31 Siebzehn weitere Staats- und Regierungschefs und -chefinnen aus dem Kreis der Frühstückstreffen
                  unterschrieben.
               

               
                  Mainstreaming

                  Melonis Zusammenschluss hat auf europäischer Ebene erfolgreich Mehrheiten für Abschiebelager
                     in Drittstaaten mobilisiert. Die neue »Rückführungsverordnung«, deren Aushandlung
                     das EP im März 2026 mit Unterstützung der konservativen und Rechtsaußenparteien beschloss,
                     konkretisiert die Ausgestaltung der return hubs. Für die Verordnung stimmte auch die ESN-Fraktion, in der neben anderen Rechtsaußenparteien
                     auch die AfD vertreten ist. Mit diesen hatten EVP-Abgeordnete die Verordnung bereits
                     in einer Chatgruppe und bei persönlichen Treffen vorbereitet.32 Am 17. Juni 2026 bejubelten die Rechtsaußenfraktionen die formelle Zustimmung im
                     Europäischen Parlament und skandierten: »Send them back.« Die EVP begrüßte das Ergebnis
                     in einer Stellungnahme mit dem Titel »Return Means Return«.33 Damit waren Melonis Vorschläge vom Zentrum des Europäischen Parlaments angenommen
                     worden.
                  

               

               
                  Abbau von Menschenrechtsschutz

                  Die neue Rückführungsverordnung34 lässt unterschiedliche Umsetzungsoptionen zu. Es ist nicht festgelegt, wie haftähnlich
                     die Bedingungen in den Lagern sein, für welche Dauer Menschen dort untergebracht werden
                     oder wer die Lager betreiben wird. Damit ermöglicht es die Verordnung, dass Menschen
                     gegen ihren Willen auf unbestimmte Dauer in einem Land inhaftiert werden, in dem sie
                     vorher nie waren und zu dem sie keinerlei Verbindungen haben. In dieser Ausgestaltung
                     fördern die return hubs letztlich weniger die Rückkehr von Menschen in ihre Heimatländer als deren Auslagerung
                     auf unbestimmte Zeit. Denn anstatt die Antragsbearbeitung extraterritorial auszulagern
                     wie im Albanienmodell, sollen ausschließlich abgelehnte Asylbewerber:innen in die
                     Lager überstellt werden, deren Abschiebung etwa an der Kooperation des Heimatstaats
                     scheitert. Das Rückkehrverfahren von Personen endet damit formal mit der Abschiebung
                     in die return hubs im Drittstaat. Dort entfallen europarechtliche Schutzgarantien in Bezug auf Haft
                     und rechtliche Vertretung sowie die Möglichkeit, Folgeanträge zu stellen.35

                  Abschiebelager in Drittstaaten werden von Menschenrechtsexpert:innen grundsätzlich
                     kritisiert, da sie pauschale Inhaftierung ermöglichen und kollektive Zurückweisungen
                     »einpreisen«. Außerdem können bei der Aushandlung von Externalisierungsabkommen geopolitische
                     und postkoloniale Machtgefälle ausgenutzt werden.36 2026 bemühten sich Großbritannien, Dänemark, die Niederlande und Deutschland um solche
                     Abkommen mit Ruanda, Uganda und Usbekistan.37 
                  

               

            

         

      

   
      
         
            
               Schlussfolgerungen

               Ansätze zur Auslagerung von Asylverfahren in Drittstaaten werden bereits seit Beginn
                  des Jahrtausends diskutiert. Dafür, dass nun zum ersten Mal ein entsprechender formeller
                  Rechtsrahmen auf europäischer Ebene mehrheitsfähig wurde, spielte Melonis gemeinsames
                  und informelles Vorgehen mit Frederiksen eine zentrale Rolle. Dabei scheinen ihre
                  Forderungen insbesondere für diejenigen europäischen Regierungschefs und -chefinnen
                  attraktiv zu sein, die in Sorge vor dem Wahlerfolg rechter Parteien asylpolitische
                  »Härte« als Gegenmittel sehen. 
               

               Das Zusammengehen mit Rechtsaußenakteur:innen birgt jedoch drei große Risiken: Erstens
                  werden populistische Bedrohungsszenarien und Ansätze der Abschottung und Auslagerung
                  übernommen. Diese gefährden effektiv die Sicherheit von Schutzsuchenden. Erfahrungen
                  von Ländern wie Australien und Israel, die schon länger auf Externalisierung setzen,
                  verweisen auf die negativen Auswirkungen solcher Praktiken auf Menschenrechtsschutz
                  und Rechtsstaatlichkeit. Zweitens werden Erosionsakteur:innen und Rechtsaußenparteien
                  durch die strategische Übernahme ihrer Positionen normalisiert und profitieren davon.38 Drittens läuft die EU mit der Externalisierung Gefahr, autoritären Regierungen in
                  Drittstaaten, mit denen Externalisierungsabkommen abgeschlossen werden, weiteren Schub
                  zu verleihen. Denn Externalisierung führt dort in vielen Fällen zur Hochrüstung und
                  Ertüchtigung staatlicher und privater Sicherheitsakteur:innen, die keiner demokratischen
                  Kontrolle unterliegen.
               

               

            

         

      

   
      
         
            
               Die Türkei: demokratische Erosion und transnationale Repression

               Sinem Adar

            

            Der nach dem gescheiterten Putschversuch 2016 verhängte Ausnahmezustand, der bis 2018
               andauerte, ermöglichte es der von der Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung (AKP)
               gestellten Regierung, staatliche Institutionen umzustrukturieren und mit loyalem Personal
               zu besetzen.1 Zugleich bot er der türkischen Führung die Gelegenheit, die Parteienlandschaft und
               Teile der Gesellschaft zugunsten von Präsident Recep Tayyip Erdoğan zu mobilisieren.
            

            Parallel dazu wurde die Außenpolitik der Türkei offensiver und konfrontativer. Besonders
               deutlich zeigt sich dies an der zunehmenden transnationalen Repression gegen Oppositionelle
               jenseits der Landesgrenzen. Zwar überwachten türkische Regierungen bereits zuvor –
               insbesondere in den 1980er und 1990er Jahren – in westeuropäischen Ländern Akteur:innen,
               die dem Islamismus oder der Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) nahestanden. Seit 2016
               hat sich diese Praxis jedoch sowohl qualitativ als auch quantitativ deutlich ausgeweitet.
            

            In Zusammenarbeit mit Drittstaaten und Diasporaakteur:innen verfolgt die AKP-Regierung
               seither Oppositionelle – darunter vor allem vermeintliche Anhänger:innen der Gülen-Bewegung
               – von Europa über Zentralasien bis nach Afrika und in den Balkan. Diese transnationale
               Repression wirkte wiederum auf die innenpolitische Entwicklung zurück und beschleunigte
               in den letzten zehn Jahren, vor allem zwischen 2016 und 2018, den fortschreitenden
               Abbau der Demokratie in der Türkei.
            

         

      

   
      
         
            
               Demokratische Erosion unter der AKP‑Regierung 

               Die Türkei zählt zu den prägnantesten Beispielen der aktuellen Autokratisierungswelle.
                  Demokratische Institutionen und Normen wurden unter der AKP-Regierung schrittweise
                  abgebaut. Laut V-Dem-Bericht 2026 ist die Autokratisierungsphase mittlerweile weitgehend
                  abgeschlossen, bereits seit 2013/14 wird die Türkei als elektorale Autokratie eingeordnet.2 Ein zentrales Merkmal dieser Entwicklung ist die Verlagerung politischer Macht in
                  die Exekutive im Zuge der Einführung eines Präsidialsystems.3 Die Justiz ist zu einem Instrument geworden, um Dissidenz zu neutralisieren und politische
                  Konkurrenten zu marginalisieren.4 Möglichkeiten der politischen Teilhabe sind drastisch gekappt worden, auch weil das
                  Parlament ebenfalls nur noch begrenzt Kontrollfunktionen ausübt. 
               

               Gesellschaftliche Freiräume wurden ebenfalls erheblich beschnitten. Die Regierung
                  kontrolliert inzwischen nahezu 90 Prozent der Medienlandschaft.5 Zivilgesellschaftliche Organisationen sehen sich in Bezug auf ihre Aktivitäten, Partnerschaften
                  und Finanzierung zunehmend staatlichem Druck ausgesetzt. Friedliche Proteste werden
                  teilweise untersagt oder aufgelöst, Teilnehmer:innen werden festgenommen oder anderen
                  repressiven Maßnahmen ausgesetzt. Gleichzeitig wächst die Zahl regierungsnaher zivilgesellschaftlicher
                  Organisationen.6

               Diese Entwicklungen knüpfen teilweise an frühere Einschränkungen politischer Teilhabe
                  an, etwa gegenüber kurdischen oder islamistischen Akteur:innen durch Verhaftungen
                  oder Parteiverbote. Selbst vor der Machtübernahme der AKP 2002 war die Türkei keine
                  liberale Demokratie.7 Die politischen Prozesse wurden immer wieder kurzfristig durch Militärputsche unterbrochen.
                  Dennoch hielt das Land in der Regel an der Rückkehr zu freien und fairen Wahlen fest.
               

               Anders als in diesen früheren autokratischen Momenten handelt es sich unter der AKP-Regierung
                  jedoch um eine zwar sukzessive, aber systematische demokratische Erosion, die von
                  einem gewählten Akteur vorangetrieben wird. Zunächst gelang es der AKP in den 2000er
                  Jahren, den sogenannten Hüter der türkischen Republik, das Militär, zu marginalisieren
                  und die Justiz unter ihre Kontrolle zu bringen.8 Schritt für Schritt wurden die staatlichen Institutionen gekapert (state capture) und in der zweiten Dekade nach Amtsantritt der AKP für die Konsolidierung der eigenen
                  Machtstellung dienstbar gemacht.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Der 2016 gescheiterte Putschversuch als Wendepunkt 

               Dabei markierte der gescheiterte Putschversuch vom 15. Juli 2016 einen Wendepunkt.
                  Er bot der AKP-Regierung die Gelegenheit, den Staat und die Parteienlandschaft umfassend
                  neu zu strukturieren. Unmittelbar nach dem Putschversuch verhängte sie einen Ausnahmezustand,
                  der bis zum Juli 2018 andauerte und für weitreichende repressive Maßnahmen genutzt
                  wurde. Ein Jahr später ermöglichte eine Verfassungsänderung die Einführung eines Präsidialsystems.
                  In der Folge wurde Erdoğan erneut zum Präsidenten gewählt, diesmal mit deutlich erweiterten
                  Befugnissen.
               

               Der Putschversuch ermöglichte es dem Präsidenten, sich als charismatischer Verteidiger
                  der authentischen und nationalen Werte darzustellen.
               

               Während des Ausnahmezustands kam es zu großangelegten Säuberungen im öffentlichen
                  Sektor. Personen mit mutmaßlichen Verbindungen zur Gülen-Bewegung, die für den Putschversuch
                  verantwortlich gemacht wurde,9 verloren ihren Job oder landeten im Gefängnis. Über 125.000 Beschäftigte wurden so
                  auf Grundlage von Notstandsverordnungen aus dem öffentlichen Dienst entfernt.10 Die Entlassungs- und Verhaftungswelle traf auch Angehörige des Militärs. Gleichzeitig
                  ließ die Regierung zahlreiche Institutionen – darunter Schulen, Universitäten und
                  Medienorganisationen – schließen oder beschlagnahmen. Parallel dazu wurden zentrale
                  Elemente des Sicherheitsapparats neu organisiert.11 Die türkischen Streitkräfte wurden ziviler Kontrolle unterstellt, während andere
                  Sicherheitsorganisationen mehr Macht erhielten. Insbesondere die Rolle des türkischen
                  Geheimdienstes (MIT) wurde ausgeweitet.
               

               Der Putschversuch trug zudem zur Etablierung eines politischen Deutungsrahmens bei,
                  der zwischen loyalen und als staatsfeindlich definierten Akteur:innen unterscheidet. Die
                  Gülen-Bewegung war bereits im Mai 2016 als terroristische Organisation eingestuft
                  worden;12 Spannungen in ihrer Partnerschaft mit der AKP-Regierung waren schon seit 2012/13
                  offenkundig geworden. In der ersten Dekade nach ihrem Amtsantritt hatte sich die AKP
                  gegen die Vormundschaft des Militärs positioniert, was sowohl in der Türkei als auch
                  im Ausland als Schritt zur Demokratisierung betrachtet wurde. Der gescheiterte Putschversuch
                  und die Hunderte von Bürger:innen, die dabei ihr Leben ließen, ermöglichten es dem
                  Präsidenten nun, sich im Inland als Verkörperung des Volkswillens und als charismatischer
                  Verteidiger der authentischen und nationalen Werte (yerli ve milli) darzustellen.13 Dazu wurde auch der Widerstand der Bürger:innen gegen die Putschisten in der Nacht
                  des Putschversuchs instrumentalisiert und als neue Legitimationsgrundlage herangezogen.
                  
               

               In der Folge wurden Parteienlandschaft und Gesellschaft entlang alter wie neuer Trennlinien
                  mobilisiert. Mit Ausnahme der pro-kurdischen Partei HDP wurden Parteien mit Parlamentsmandat
                  zu einer im August 2016 von der AKP organisierten sogenannten Demokratie- und Märtyrer-Versammlung
                  eingeladen.14 Die AKP-Eliten (und ihr neuer Partner, die ultranationalistische Partei der Nationalistischen
                  Bewegung MHP) sahen im Putschversuch die Gelegenheit zu einem Loyalitäts- und Dominanztest.
                  
               

               Damit einher ging auch die Verbreitung eines Narrativs von territorialer Souveränität
                  und strategischer Autonomie, das die Grundlage für ein militärisches, konfrontatives
                  und unilaterales Außenverhalten bildete: militärische Einsätze und Invasionen (wie
                  in Syrien), Kanonenbootdiplomatie (wie im östlichen Mittelmeer) sowie militärische
                  und rüstungspolitische Unterstützung für Drittstaaten (wie im Fall von Aserbaidschan
                  und der Regierung im libyschen Tripolis).15 In die Beziehungen zu den westlichen Verbündeten zogen dagegen Spannungen und Misstrauen
                  ein. Die EU und die USA, so der Vorwurf der AKP-Regierung, hätten die Türkei nach
                  dem Putschversuch nicht ausreichend unterstützt. 
               

            

         

      

   
      
         
            
               Transnationale Repression: Konnex zwischen Innen- und Außenpolitik

               Die transnationale Repression, die nach dem gescheiterten Putschversuch erheblich
                  an Intensität gewann, steht exemplarisch für den Zusammenhang von Innen- und Außenpolitik
                  bei der demokratischen Erosion der Türkei. Das türkische Engagement gegenüber im Ausland
                  wohnenden Bürger:innen und die Kontrolle über dortige Oppositionelle sind zwar keine
                  neuen Phänomene. Insbesondere Aktivitäten der PKK und PKK-naher Gruppen sowie islamisch
                  geprägter Akteure wie Süleymancılar oder Milli Görüş werden vom türkischen Staat in europäischen Ländern schon seit langem genau beobachtet. Seit 2016, vor allem in den ersten Jahren nach dem Putschversuch, hat sich die Repression
                     indes deutlich verschärft.

               Laut Freedom-House-Bericht zur transnationalen Repression von 2025 belegt die Türkei
                  mit 140 dokumentierten Fällen direkter und physischer Repression gegen Dissident:innen
                  im Ausland den zweiten Platz weltweit – hinter China, aber vor Russland.16 Die Maßnahmen richten sich überwiegend gegen Personen und Gruppen, die als staatsfeindlich
                  eingestuft werden, vor allem gegen mutmaßliche Anhänger:innen der Gülen-Bewegung.17 Aber auch Journalist:innen, die seit 2015/16 im Ausland leben, sind betroffen.18 Wegen einer breiten Auslegung des Terrorismusbegriffs – von Gewalttaten bis hin zu
                  Finanzierungsaktivitäten oder Beschäftigungsverhältnissen – gerieten außerdem Personen,
                  die als Lehrkräfte oder Mitarbeitende in Gülen-nahen Bildungseinrichtungen im Ausland
                  tätig waren, nach dem Putschversuch ins Visier der von der AKP-Regierung transnational
                  ausgeübten Repression.19 
               

               Unmittelbar nach dem Putschversuch suchte die AKP-Regierung zunächst die Mobilität
                  mutmaßlicher Dissident:innen deutlich einzuschränken.20 Im Dezember 2017 schließlich ließ das türkische Innenministerium rund 230.000 Reisepässe
                  annullieren, von denen nach dem Ende des Ausnahmezustands im Jahr 2018 etwa 150.000
                  wiederausgestellt wurden.21 Zum Instrumentarium gehört auch Einschüchterung. Journalist:innen im Exil wurden
                  bedroht oder angegriffen.22 Familienmitglieder und nichttürkische Staatsangehörige wurden ebenfalls durch Festnahmen,
                  Strafverfolgung oder Ausreisesperren unter Druck gesetzt. 
               

            

         

      

   
      
         
            
               Die Arten der Kooperation und ihre Grenzen

               Im September 2016 erklärte Erdoğan, Mitglieder der Gülen-Bewegung seien in keinem
                  Land der Erde sicher.23 Zwei Jahre später beteuerte der damalige Sprecher des Präsidenten und jetzige Chef
                  des Geheimdienstes, İbrahim Kalın, man sei entschlossen, alle Gülen-Anhänger:innen
                  »früher oder später vor Gericht zu stellen«. Der MIT habe bereits Personen aus dem
                  Umfeld der Bewegung aus der Ukraine, aus Aserbaidschan und dem Kosovo zurückgeholt.24 Der türkische Geheimdienst entwickelte sich in diesem Zusammenhang seit 2016 zu einem
                  zentralen Akteur transnationaler Repression. Die Ankunft der Gülenist:innen in der
                  Türkei wurde in den Medien zum Zweck der Machtdemonstration ausführlich thematisiert.
                  
               

               Laut dem türkischen Justizminister übermittelte die Türkei nach dem gescheiterten
                  Putschversuch bis zum Juni 2026 an 119 Länder insgesamt 2.950 Auslieferungsgesuche
                  für 2.765 Personen.25 Ein Großteil dieser Gesuche betrifft europäische Staaten (darunter an erster Stelle
                  Deutschland) und die USA,26 wo sie zumeist entweder abgelehnt wurden oder noch der Entscheidung harren.
               

               
                  Kooperation mit Sicherheitsbehörden in Drittstaaten

                  In den Fällen, in denen die Türkei mit ihrem Verlangen nach Auslieferung Erfolg hatte
                        – etwa in Aserbaidschan, Gabun, Kambodscha, Kasachstan, im Kosovo, im Libanon und in
                     Pakistan –, spielte die Kooperation mit den Sicherheitsbehörden der Drittstaaten eine zentrale
                        Rolle. Unbekannte lokale Beamte, die offenbar vom türkischen Geheimdienst und vom Außenministerium
                     rekrutiert worden waren, entführten die Menschen in aller Öffentlichkeit, vom Arbeitsplatz
                     weg oder aus ihren Wohnungen.27 Die Zusammenarbeit manifestiert sich in erster Linie in außergerichtlichen Maßnahmen,
                     durch die den verfolgten Personen der Schutz des Gesetzes entzogen wurde, um sie anschließend
                     überstellen zu können. In einigen Fällen standen diese Handlungen in direktem Widerspruch
                     zu gerichtlichen Anordnungen gegen eine illegale Abschiebung.28 Die Entführten ließ man einfach »verschwinden«, kerkerte sie manchmal wochenlang
                     in Isolationshaft ein, bevor man sie ohne ordentliches Verfahren türkischem Gewahrsam
                     überantwortete.29 
                  

                  Laut UN-Berichten griffen die türkischen Behörden immer wieder auf verdeckte Operationen
                     zurück, wenn es ihnen nicht gelang, eine Auslieferung auf rechtlichem Wege zu erwirken.
                     Die Basis dafür bildeten bilaterale Sicherheitsabkommen mit Drittstaaten, die eine
                     Klausel über Kooperation gegen Terrorismus und transnationale Kriminalität enthalten.30 Die genaue Zahl solcher Verschleppungen ist nicht bekannt. Der Freedom-House-Bericht
                     des Jahres 2021 dokumentiert für den Zeitraum zwischen 2014 und 2021 insgesamt 58
                     Fälle.31 
                  

                  Der jeweilige Regimetyp dürfte bei der Zusammenarbeit eine Rolle spielen. Etablierte
                     Autokratien – darunter Aserbaidschan, Kambodscha, Kasachstan, Saudi-Arabien und die
                     Vereinigten Arabischen Emirate – scheinen türkische Auslieferungsgesuche tendenziell
                     zu befürworten. Zu den Kooperationspartnern gehören aber auch hybride Regime wie Malaysia
                     und Kosovo. Der EU-Mitgliedstaat Bulgarien kam einer türkischen Auslieferungsforderung
                     ebenfalls nach: Nur zwei Monate nach dem 15. Juli 2016 wurde ein türkischer Geschäftsmann
                     von Bulgarien an die Türkei überstellt.32 Er hatte sich bereits vor dem Putschversuch in Bulgarien im Exil aufgehalten und
                     im Februar 2016 Asyl beantragt, das im Juli abgelehnt wurde. Seine Auslieferung erfolgte,
                     obwohl zwei Gerichtsinstanzen sie als rechtswidrig eingestuft hatten.
                  

                  Neben dem Regimetyp spielen bei der Kooperation auch Interessen und bilaterale Beziehungen
                     eine Rolle.
                  

                  In der Regel lehnten liberale Demokratien wie Deutschland, Griechenland und das Vereinigte
                     Königreich die türkischen Forderungen ab.33 Der politische Charakter der Vorwürfe und die in der Türkei drohende Folter oder
                     Misshandlung dürften dafür maßgeblich sein. Die USA wiesen bereits im September 2016
                     das türkische Verlangen nach der Auslieferung des damals in den USA lebenden Gründers
                     der Bewegung Fethullah Gülen ab.34 Washington bestand bis zu dessen Tod im Jahr 2024 darauf, dass Ankara Beweise dafür
                     vorlegen müsse, dass Gülen für den Putschversuch verantwortlich sei. Weder die EU
                     noch die USA stufen die Gülen-Bewegung als Terrororganisation ein, weshalb die türkischen
                     Medien ihnen und den UN Unterstützung von Terrorist:innen vorwarfen.35 
                  

                  Aber auch Autokratien wie Afghanistan und Marokko sowie hybride Regime wie Georgien
                     lehnten türkische Gesuche ab. Andere entschieden von Fall zu Fall: Albanien beispielsweise
                     kam manchen Forderungen nach und wies andere zurück. Der Regimetyp ist mithin nicht
                     der einzige Faktor, der Kooperation befördert oder verhindert. Interessen und bilaterale
                     Beziehungen spielen ebenfalls eine wesentliche Rolle. Aserbaidschan etwa hat viele
                     türkischen Auslieferungsanträge erhalten und viele davon, zumindest nach öffentlich
                     verfügbaren Angaben, positiv beschieden.36 Zu Baku pflegt Ankara militärisch, wirtschaftlich und gesellschaftlich enge Beziehungen,
                     die oft mit dem Schlagwort »Eine Nation, zwei Staaten« beschrieben werden. 
                  

               

               
                  Kooperation mit Diasporaakteur:innen

                  Die AKP-Regierung stützt sich bei transnationaler Repression außerdem auf Diasporaakteur:innen.
                     Dies betrifft vor allem die Überwachung und Einschüchterung türkischer Oppositioneller
                     in Europa. So wurden 2017 Anschuldigungen gegen Imame und andere Angehörige der Türkisch-Islamischen
                        Union der Anstalt für Religion (DITIB) bekannt, sie hätten geheimdienstlich relevante
                        Informationen über türkische Staatsangehörige mit vermeintlichen Verbindungen zum
                        Gülen-Netzwerk in Deutschland gesammelt und nach Ankara weitergeleitet.37 Presseberichten zufolge waren in Belgien, den Niederlanden, Österreich und der Schweiz auch die Religionsattachés der türkischen diplomatischen Vertretungen in dieser Richtung tätig.38 
                  

                  Die AKP-Regierung verfolgte von Anfang an eine systematischere und strategischere
                     Politik gegenüber der türkischen Diaspora als ihre Vorgängerinnen.39 Zu deren Umsetzung wurde eine institutionelle Infrastruktur aufgebaut: Neue Institutionen, etwa das Präsidium für
                        Auslandstürken und verwandte Gemeinschaften und die Union Internationaler Demokraten,
                        wurden gegründet und mit bestehenden Organisationen, vor allem DITIB, verknüpft. 

                  Die herrschenden Eliten betrachten die türkische Diaspora vor allem in den europäischen
                     Aufnahmeländern als außenpolitisches Instrument.
                  

                  Zum einen betrachtet die AKP-Regierung die Diaspora als innenpolitische Ressource.
                     Die Stimmen der im Ausland lebenden Türk:innen tragen bei den türkischen Wahlen zur
                     Machtkonsolidierung von Präsident Erdoğan bei. Zum anderen verstehen die herrschenden
                     Eliten die türkische Diaspora insbesondere in den europäischen Aufnahmeländern als
                     außenpolitisches Instrument, als Repräsentant:innen und Verteidiger:innen türkischer
                     Interessen.40

                  Die Kooperation mit Diasporaakteur:innen bei transnationaler Repression folgt – aus
                     Sicht der AKP-Regierung – dieser Wahrnehmung. Die Diasporaakteur:innen kamen den Versuchen
                     der AKP-Regierung, Oppositionelle zu verfolgen, allerdings nicht immer nach. Die entschiedenen
                     Reaktionen der europäischen Regierungen auf den Versuch der AKP, ihren Einfluss unter
                     den Türkeistämmigen zu erweitern, lösten innerhalb der türkischen Gemeinschaft Angst
                     aus und führten zu Zurückhaltung gegenüber der AKP. Ein Beispiel dafür war der Rücktritt
                     des gesamten Vorstands von DITIB-Niedersachsen im Jahr 2018 in Reaktion auf Einmischungsversuche
                     der Türkei.41 Selbst wenn im Sinne der AKP gehandelt wird, bedeutet dies nicht zwangsläufig, dass
                        Akteur:innen der Diaspora die politische Ausrichtung oder Ideologie der Regierungspartei
                        teilen. Bei der Abwägung der Vor- und Nachteile einer Zusammenarbeit gibt oft Pragmatismus
                     den Ausschlag, vor allem wenn Kooperation mit hohen Reputationskosten verbunden ist.
                  

               

            

         

      

   
      
         
            
               Schlussfolgerungen

               Die Kooperation Ankaras mit Drittstaaten und mit Diasporaakteur:innen bei der transnationalen
                  Repression nach dem Putschversuch ist beispielhaft für eine Ad-hoc-Zusammenarbeit
                  von Erosionsakteur:innen untereinander sowie mit konsolidierten Autokratien. Für den
                  Umgang mit türkischen Auslieferungsersuchen scheint der Regimetyp des jeweiligen Drittstaats
                  zwar ein wichtiger, aber nicht der einzige Faktor zu sein. Ob Staaten solchen Forderungen
                  nachkommen, hängt in der Regel auch von den eigenen Interessen ab. Bestanden enge
                  wirtschaftliche und sicherheitsbezogene Beziehungen zur Türkei, gaben diese im Fall
                  hybrider Regime und konsolidierter Autokratien den Ausschlag. Dies gilt auch für die
                  Kooperation mit Diasporaakteur:innen. Wenn diese dem Gegendruck von Regierungen der
                  Aufnahmeländer ausgesetzt sind, zögern sie oft, Ankara zu folgen.
               

               Die Zusammenarbeit der Türkei mit Drittstaaten und Diasporaakteur:innen bei der transnationalen
                  Repression hat mit Blick auf die Erosion demokratischer Institutionen, Werte und Verfahren
                  zwei konkrete Auswirkungen: Auf nationaler Ebene dient die transnationale Repression
                  der Machtsicherung und begünstigte den Regimewechsel zur Autokratie. Dabei ist sie
                  eng mit Repression im Inneren verschränkt – sowohl durch die Normalisierung des Einsatzes
                  staatlicher Sicherheitskräfte zu machtpolitischen Zwecken als auch durch einen »Rally-round-the-Flag«-Effekt
                  nach dem Putschversuch, der zu einer Kooptierung bzw. Marginalisierung der Opposition
                  führte. Auf internationaler Ebene führen die repressiven Praktiken der Türkei in Kooperation
                  mit Drittstaaten und Diasporaakteur:innen zur Unterminierung von Schutz- und Asylrechten
                  und zur Überwachung und Einschüchterung der türkischen Oppositionellen im Ausland.
                  
               

               Demokratische Staaten sollten dem auf internationaler wie europäischer Ebene gemeinsam
                  und koordiniert Maßnahmen entgegensetzen, welche die Kosten transnationaler Repression
                  erhöhen – durch strafrechtliche Verfolgung beteiligter Diasporaakteur:innen und eine
                  unverzügliche diplomatische Reaktion.
               

               

            

         

      

   
      
         
            
               Russland als Erosionsbeschleuniger in Europa 
               

               Sabine Fischer

            

            Russland ist eine personalistische Diktatur, in der sich die zentrale Entscheidungsgewalt
               bei Machthaber Wladimir Putin konzentriert. Andere politische Institutionen, Elitenfraktionen
               und Interessengruppen spielen keine eigenständige Rolle.1 Das Putin-Regime durchlief im vergangenen Vierteljahrhundert einen Prozess der kontinuierlichen
               Autokratisierung, der von wachsendem Antagonismus mit dem Westen begleitet war. Die
               geopolitischen Spannungen rückten europäische Erosionsakteur:innen – ob in Regierungsverantwortung,
               in der Opposition oder auf gesellschaftlicher Ebene – immer stärker in den Fokus der
               russischen Politik.2 Seit dem Beginn der Vollinvasion in die Ukraine und dem Bruch mit der Europäischen
               Union sind Erosionsakteur:innen Moskaus wichtigste Partner:innen geworden – und Russland
               einer der wichtigsten externen Unterstützer von Erosionsakteur:innen in europäischen
               Demokratien.
            

         

      

   
      
         
            
               Weltanschauliche Grundlagen, ideologische Schnittmengen

               Die Weltanschauung des Putin-Regimes verbindet aggressiven Imperialismus mit ultrakonservativen,
                  sogenannten traditionellen Werten. Dazu zählen unter anderem extrem patriarchale Vorstellungen
                  von Geschlechterrollen, die Unterordnung des Individuums unter Kollektiv und Staat
                  sowie eine reaktionäre Auslegung des orthodoxen Christentums.3 So ergibt sich eine zutiefst illiberale und autokratische Vorstellung von Staatlichkeit,
                  aus der sich die Feindseligkeit gegenüber den »liberal-dekadenten« westlichen Demokratien
                  speist. 
               

               Im Oktober 2022 erklärte Wladimir Putin: »Wir […] wissen, dass wir dort [im Westen;
                  S. F.] viele Freunde haben. Wir werden unsere Beziehungen mit dem sogenannten kollektiven
                  Westen auf diesem Teil der Bevölkerung Europas und der Vereinigten Staaten aufbauen.«4 Die Behauptung, die »kosmopolitischen Eliten« des Westens unterjochten wachsende
                  Mehrheiten in ihren eigenen Ländern, ist eingebettet in die Erzählung von der Auflehnung
                  der »globalen Mehrheit« gegen die Vorherrschaft der [im Norden bzw. Westen beheimateten]
                  »goldenen Milliarde«.5 Diese müsse gebrochen werden, um die internationalen Beziehungen zu »demokratisieren«.6 Die westlichen Eliten könnten diese Entwicklung nicht aufhalten, erklärte Putin 2025.
                  Dafür seien die USA nach der Wiederwahl Donald Trumps ein gutes Beispiel, dem noch
                  andere Länder folgen würden.7

               Es gibt beträchtliche weltanschauliche Schnittmengen zwischen dem Putin-Regime und
                  europäischen Rechts- und Linksaußenkräften. Putins Russland ist für europäische Erosionsakteur:innen
                  zu einem traditionalistischen, antimodernen und antiliberalen Vorbild mit einem starken
                  Führer an der Spitze geworden.8 Populistische Parteien behaupten, die Menschen müssten sich »die Demokratie zurückholen«.
                  Sie können damit direkt an die russische Erzählung von der Unterdrückung der globalen
                  und nationalen Mehrheiten durch kosmopolitische westliche Eliten anknüpfen. 
               

            

         

      

   
      
         
            
               Die Ziele des Putin-Regimes: Destabilisierung und Dominanz

               Russland nutzt seine vielfältigen Verbindungen zu europäischen Erosionsakteur:innen,
                  um die Mitgliedstaaten der EU und der Nato zu destabilisieren. Das Putin-Regime verfolgt
                  dabei mehrere miteinander verknüpfte Ziele. Russland versucht, erstens, die europäische
                  Solidarität mit der Ukraine zu untergraben. Weil es seine Ziele in der Ukraine mit
                  militärischen Mitteln nicht erreichen kann, hat das Putin-Regime seine hybriden Attacken
                  auf Staaten der Unterstützungskoalition massiv verstärkt. Indem es Erosionsakteur:innen
                  innerhalb dieser Staaten direkt oder indirekt unterstützt, zielt Moskau auf die nationalen
                  und europäischen Entscheidungsprozesse, zum Beispiel über Waffenlieferungen, die für
                  die Ukraine essenziell sind. 
               

               Die Destabilisierung westlicher Demokratien dient, zweitens, der Stärkung und Stabilisierung
                  der russischen Diktatur. Mit der Behauptung, Russland müsse sich gegen den aggressiven
                  Westen verteidigen, rechtfertigt das Putin-Regime seit Jahren seine immer autokratischeren
                  und repressiveren Herrschaftsmethoden. Propaganda und Politik zielen darauf, Demokratie
                  als Herrschaftsform in den Augen der eigenen Bevölkerung zu diskreditieren. Erosionsakteur:innen
                  in den westlichen Demokratien bieten sich dafür als Sprachrohr an.
               

               Russlands psychologisch-informationelle Kriegsführung bezweckt die grundlegende Umpolung
                  des Gegners.
               

               Seit Wladimir Putin sein Land in einen existenziellen Krieg gegen die Ukraine geführt
                  hat, geht die russische Zielsetzung über die Legitimation der eigenen Herrschaft jedoch
                  weit hinaus. Die nicht-militärischen Mittel, die Russland gegenüber Europa als Waffen
                  einsetzt, sind Teil einer psychologisch-informationellen Kriegsführung. Diese bezweckt
                  die grundlegende Umpolung des Gegners.9 Moskau verfolgt also eine Regimewechsel-Politik, welche die politischen Systeme Europas
                  von innen heraus so verändern soll, dass der Widerstand gegen seinen imperialen Dominanzanspruch
                  schwindet.10 
               

               Damit verknüpft ist auf europäischer Ebene, drittens, die Schaffung einer europäischen
                  Sicherheitsarchitektur nach russischen Vorstellungen. Im Dezember 2021 forderte Moskau
                  von den USA und ihren europäischen Verbündeten eine Neuaufteilung Europas in eine
                  geschrumpfte amerikanische und eine erweiterte, die Ukraine einschließende russische
                  Einflusszone. Zwischen beiden sollte eine demilitarisierte Pufferzone auf dem östlichen
                  Nato-Territorium eingerichtet werden.11 Die Spaltungstendenzen innerhalb der Nato bestätigen das Putin-Regime in der Einschätzung,
                  dass dieses Ziel realistisch ist. Ein Zusammenbruch der europäischen Eindämmungs-
                  und Abschreckungspolitik gegenüber Russland könnte Moskau nicht nur den Weg zu einem
                  Sieg in der Ukraine, sondern auch zu Dominanz in Europa über die Westgrenze der Ukraine
                  hinaus eröffnen. Antieuropäische Erosionsakteur:innen spielen auch in diesem russischen
                  Skript eine bedeutende Rolle.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Moskaus Partner:innen unter den Erosionsakteur:innen

               Bereits in den späten 1980er und den 1990er Jahren bildeten sich transnationale Netzwerke
                  populistischer und rechtsextremistischer politischer Kräfte in Russland und in Europa.
                  Sie gewannen an politischer Bedeutung, als der russische Staat in der Putin-Ära begann,
                  rechtsextreme Ideen in seine eigene Politik und Ideologie zu integrieren.12 Je belasteter die offiziellen politischen Beziehungen mit der EU und ihren Mitgliedstaaten
                  wurden, desto schneller wuchs die Bedeutung von Erosionsakteur:innen für die russische
                  Politik. Bis 2022 priorisierte Moskau jedoch Vertreter:innen von Parteien, der Wirtschaft
                  und gesellschaftlicher Organisationen aus dem demokratischen politischen Spektrum,
                  wenn es sich über sie ausreichend Einfluss sichern konnte. In Ländern wie Deutschland,
                  Österreich, Frankreich oder Italien boten sich dafür vielfältige Anknüpfungspunkte,
                  weil es vor der russischen Vollinvasion in die Ukraine keinen Konsens über die Rolle
                  Russlands und des Putin-Regimes in Europa gab. Seit der russischen Vollinvasion und
                  dem Bruch mit der EU wurden Erosionsakteur:innen fast überall in Europa zu den wichtigsten
                  Partner:innen der russischen Politik. 
               

               
                  Erosionsparteien in Opposition und Regierungen

                  Das Putin-Regime hat in den vergangenen zwei Jahrzehnten systematisch Kontakte zu
                     Rechts- und Linksaußen-Parteien in ganz Europa aufgebaut. Es fand besonders leicht
                     Zugänge, wo Erosionsakteur:innen ihre illiberalen Werte mit prorussischen und antiwestlichen
                     außenpolitischen Positionen verbanden. Das war bei der österreichischen FPÖ, der deutschen
                     AfD, dem französischen Rassemblement National, der italienischen Lega Nord, der slowakischen
                     Smer-Partei und anderen der Fall. Die FPÖ schloss 2016, ein Jahr vor ihrem Eintritt
                     in die Regierung des damaligen Vorsitzenden der Österreichischen Volkspartei (ÖVP)
                     Sebastian Kurz, sogar ein Partnerschaftsabkommen mit Putins Partei Einiges Russland.13 
                  

                  In den baltischen Staaten, Polen, Schweden und Finnland, wo große Bevölkerungsmehrheiten
                     Russland als ernste Sicherheitsbedrohung betrachten, tendieren auch Erosionsakteur:innen
                     zu russlandkritischen Positionen. Das erschwert Moskaus Suche nach Partner:innen.
                     Dennoch gelingt es immer wieder, Verbindungen zu einzelnen Politiker:innen in populistischen
                     und rechtsradikalen Parteien aufzubauen. In Polen nutzt Russland antiukrainische Ressentiments
                     unter anderem in der rechtsradikalen Konfederacja-Partei, um die polnische Unterstützung
                     für die Ukraine zu unterminieren.14 Antiukrainische Ressentiments spielen aber auch in der Einflusspolitik des Kremls
                     in Ungarn eine Rolle, wo irredentistische und revisionistische Haltungen in der Fidesz-Partei,
                     in der rechtsradikalen Jobbik-Partei und in der rechtsextremistischen Szene gezielt
                     geschürt werden.15

                  Oppositionsparteien im Rechtsaußenspektrum europäischer Demokratien sind wichtig für
                     die russische Regimewechselpolitik gegenüber Europa. Moskau investiert in diese Parteien,
                     um die Destabilisierung und Erosion der betroffenen politischen Systeme zu beschleunigen
                     und zu profitieren, wenn sie die Regierungsmacht übernehmen. 
                  

                  Bereits in den 2000er Jahren gab es privilegierte Kontakte zwischen Moskau und der
                     österreichischen FPÖ (Regierungsbeteiligung 2000 bis 2006) sowie der italienischen
                     Forza Italia (Regierung unter Leitung des Parteivorsitzenden Silvio Berlusconi 2001
                     bis 2006 sowie 2009 bis 2011). Nach dem Beginn des Krieges gegen die Ukraine 2014
                     verschob sich der Fokus der russischen Politik noch weiter zu den Parteien im Erosionsspektrum.
                     Die ÖVP-FPÖ-Koalition in Österreich war nur zwei Jahre (2017 bis 2019) im Amt. Sie
                     stürzte im Zusammenhang mit dem Ibiza-Skandal über ihre eigene Russlandfreundlichkeit,
                     was für Moskau eher schädlich war. Andere populistische und russlandfreundliche Regierungen
                     hielten sich wesentlich länger an der Macht. Das gilt insbesondere für die ungarische
                     Fidesz-Regierung unter Viktor Orbán (2010 bis 2026). Sie wurde 2022 zum wichtigsten
                     Einflusshebel Moskaus auf der europäischen Ebene.
                  

               

               
                  Gesellschaftliche Akteur:innen

                  Das Putin-Regime hat seit den 2000er Jahren Netzwerke mit ultrakonservativen gesellschaftlichen
                     Milieus in ganz Europa geknüpft, die es heute für maligne Einmischung nutzt.16 Dazu zählen Nichtregierungsorganisationen (NGOs), Stiftungen und Einzelakteur:innen
                     mit Sympathien für Russlands »traditionelle Werte«.17 Russland versucht darüber hinaus, Bevölkerungsanteile, die aus den Nachfolgestaaten
                     der Sowjetunion eingewandert sind, durch Desinformation zu beeinflussen und politisch
                     zu instrumentalisieren.18 Um diese Akteur:innen an sich zu binden, nutzt Russland Instrumente wie die »Föderale
                     Agentur für Angelegenheiten der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS), der im Ausland
                     lebenden Landsleute sowie für internationale humanitäre Zusammenarbeit« (Rossotrudnitschestwo)
                     und die Stiftung »Russkij Mir« (Russische Welt). Sie verbreiten die russische Sprache
                     sowie die Kulturaußenpolitik und Gesellschaftsdiplomatie Moskaus in den Zielländern und finanzieren dort Projekte mit gesellschaftlichen Akteur:innen.
                        Rossotrudnitschestwo unterhält Russische Häuser, die als Begegnungsstätten und Plattformen
                     für die Propagierung russischer »traditioneller Werte« dienen.19 Beide Organisationen stehen seit 2022 auf den Sanktionslisten der EU. In vielen europäischen
                     Ländern, darunter Deutschland, arbeiten die Russischen Häuser jedoch weiter.20 Diese Entwicklung zeigt, dass es für das russische Regime seit 2022 schwieriger,
                     aber keineswegs unmöglich geworden ist, in europäischen Staaten auf gesellschaftlicher
                     Ebene mit Erosionsakteur:innen zu kooperieren.
                  

                  Russland unterstützt darüber hinaus in ganz Europa militante Gruppierungen aus dem
                     rechts- und linksextremistischen sowie neonazistischen Milieu.21 Seit 2022 sind die russischen Geheimdienste zudem dazu übergegangen, in extremistischen
                     politischen sowie kriminellen Milieus sogenannte Wegwerfagenten zum Zwecke der Spionage
                     und Vorbereitung von Sabotageakten zu rekrutieren.22

               

            

         

      

   
      
         
            
               Instrumente und Mechanismen der Kooperation

               Der Instrumentenkasten für russische Einflusspolitik und hybride Kriegsführung gegenüber
                  der EU hat sich inkrementell entwickelt und wurde vom Wandel der russischen Innen-
                  und Außenpolitik ebenso geformt wie von den Bedingungen, die Russland in den Mitgliedstaaten
                  der EU und auf europäischer Ebene vorfand. Der Aufstieg antidemokratischer Erosionsakteur:innen
                  in Europa erweiterte die Möglichkeitsräume für die russische Einflusspolitik. 
               

               
                  Öffentliche Kooperation, Aufwertung und Finanzierung

                  Das Putin-Regime wertet europäische Erosionsakteur:innen durch Einladungen nach Moskau
                     und hochrangige offizielle Begegnungen symbolisch auf. Viktor Orbán und Wladimir Putin
                     trafen sich zwischen der Annexion der Krim 2014 und dem Beginn der Corona-Pandemie
                     2020 jährlich. 2023 begegneten sie sich beim Belt and Road Forum in Peking. Im Juli
                     2024 flog Orbán als selbsternannter Missionär für den Frieden nach Moskau. Sein Außenminister
                     Péter Szíjjártó war zwischen 2022 und April 2026 sechzehn Mal in Russland.23 Auch der slowakische Regierungschef reiste Ende 2024 zu einem Regierungsbesuch und
                     im Mai 2025 zur russischen Siegesparade nach Moskau. Im Herbst 2025 trafen sich Putin
                     und Robert Fico am Rande der Feierlichkeiten zum Ende des Zweiten Weltkriegs in Peking.
                  

                  Erosionsakteur:innen in der Opposition wird ebenfalls eine privilegierte Behandlung
                     zuteil. Einiges Russland und andere Systemparteien sind eng in die Pflege dieser Netzwerke
                     eingebunden.24 Schon 2020 hatte die Zeitung »Die Welt« recherchiert, dass Landes- und Bundespolitiker:innen
                     der AfD rund hundert Russlandreisen unternommen hatten.25 Manche von ihnen besuchten die annektierte Krim und die besetzten Gebiete im ukrainischen
                     Donbas. Solche Reisetätigkeiten dauerten auch nach der Vollinvasion 2022 an.26 Anlass sind häufig Einladungen zu Konferenzen wie dem Internationalen Wirtschaftsforum
                     Jalta, dem Internationalen Symposium BRICS–Europa oder dem Internationalen Wirtschaftsforum
                     in St. Petersburg.
                  

                  Ein wichtiges Element der öffentlichen Kooperation zwischen Russland und europäischen
                     Erosionsakteur:innen sind »Wahlbeobachtungsmissionen«. Die russische Präsidentschaftswahl
                     2018 war der letzte Wahlgang, der offiziell von der Organisation für Sicherheit und
                     Zusammenarbeit in Europa (OSZE) beobachtet wurde. Seitdem lädt Russland handverlesene
                     »Wahlbeobachter:innen« aus anderen Ländern ein.27 Sie werden auch in den besetzten ukrainischen Gebieten eingesetzt, wo die Durchführung
                     russischer Wahlen völkerrechtswidrig ist. Für das Putin-Regime erfüllen sie eine wichtige
                     Legitimationsfunktion.
                  

                  Das Putin-Regime unterstützt europäische Erosionsakteur:innen auch finanziell. 2014
                     erhielt der französische Front National (heute Rassemblement National) einen Kredit
                     über neun Millionen Euro von der First Russian Czech Bank. In anderen Verdachtsfällen
                     konnten Finanzflüsse nicht eindeutig nachgewiesen werden. Einladungen zu aufwendigen
                     Besuchsreisen und Konferenzen sowie Vortragshonorare sind jedoch eine Form indirekter
                     Finanzierung. Investigative Recherchen weisen auf russische Geldflüsse an populistische
                     und rechtsradikale europäische Parteien hin, damit diese in nationalen Parlamenten
                     und im Europäischen Parlament bestimmte Positionen vertreten.28 
                  

               

               
                  Desinformation, Manipulation und Infiltration

                  Russland führt einen Informationskrieg gegen westliche Demokratien. Desinformation
                     und Propaganda dienen der Verbreitung von russischen »traditionellen Werten«, politischen
                     und sozialen Vorstellungen sowie Geschichtsinterpretationen.29 Sie sollen europäische Gesellschaften verunsichern, die Demokratie als Herrschaftsform
                     diskreditieren und die Elektorate populistischer und rechtsradikaler Parteien vergrößern.
                     Damit erweitert Russland die Spielräume europäischer Erosionsakteur:innen, ohne immer
                     direkt mit ihnen zu kooperieren. Aber auch in diesem Bereich findet Zusammenarbeit
                     statt, denn Vertreter:innen antisystemischer Parteien treten regelmäßig im staatlich
                     kontrollierten russischen Fernsehen auf und nutzen die russischen Auslandsmedien,
                     um ihre Botschaften und Positionen im eigenen Land zu verbreiten. 
                  

                  Manche Desinformationskampagnen zielen direkt auf einzelne Wahlgänge. Die in Prag
                     angesiedelte Nachrichtenplattform »Voice of Europe« verbreitete vor der Europawahl
                     2024 systematisch prorussische Narrative. Recherchen investigativer Medien zufolge
                     wurde über »Voice of Europe« außerdem Geld an rechtsradikale Politiker:innen in mehreren
                     europäischen Ländern geschleust – mit dem Ziel, Erosionsakteur:innen im Europäischen
                     Parlament zu unterstützen und darüber Einfluss auf dessen Entscheidungen nehmen sowie
                     Spionage betreiben zu können.30 
                  

                  Ein anderes Beispiel ist der Einsatz von Migration als Waffe. Russland und Belarus
                     bringen seit 2015 immer wieder größere Gruppen Geflüchteter aus Syrien, dem Irak,
                     Afghanistan und anderen Staaten an die Grenzen mit Polen, Finnland oder den baltischen
                     Staaten, damit sie von dort auf EU-Gebiet gelangen. Es gibt keine Hinweise darauf,
                     dass dieses menschenverachtende Vorgehen direkt mit europäischen Erosionsakteur:innen
                     koordiniert war. Es zielte vielmehr darauf, in den Zielstaaten Chaos zu provozieren
                     und die EU über das hochsensible Thema Migration weiter zu spalten. Davon profitierten
                     indirekt auch europäische Erosionsakteur:innen mit ihrer Antimigrations-Agenda.31

               

            

         

      

   
      
         
            
               Erfolge und Grenzen der Kooperation

               Es ist dem russischen Regime in den vergangenen anderthalb Jahrzehnten gelungen, ein
                  weitgespanntes Netzwerk von Kontakten mit antidemokratischen Erosionsakteur:innen
                  in der EU zu knüpfen. Wo Russlands Partner:innen an Regierungen beteiligt sind oder
                  sie anführen, kann Moskau auf nationale, europäische und transatlantische Entscheidungsprozesse
                  einwirken. Die ungarische Fidesz-Regierung unter Viktor Orbán war lange der wichtigste
                  Hebel des Putin-Regimes, um Sanktionen und die militärische Unterstützung für die
                  Ukraine in der EU zu verlangsamen oder gar zu blockieren. 
               

               Populistische und rechtsradikale Parteien nehmen prorussische Narrative in ihre Wahlprogramme
                  auf und verbreiten sie in parlamentarischen Debatten.32 Sie prägen die parlamentarische Arbeit und beeinflussen die Entscheidungen nationaler
                  Parlamente und des Europäischen Parlaments. Sie machen prorussische Positionen auf der gesellschaftlichen Ebene populär und verschärfen so Polarisierung und die Entfremdung von Demokratie als Herrschaftsform. Mehrere aufgedeckte
                  Spionagefälle zeigen, dass Abgeordnete populistischer und rechtsradikaler Parteien
                  zudem wichtige Informationsquellen für Russland sind. 
               

               Ähnliche Funktionen erfüllen gesellschaftliche Erosionsakteur:innen, die mit Russland
                  in Verbindung stehen. Von russischen Geheimdiensten angeleitete Sabotage- und Terrorakte
                  tragen zur Verunsicherung und Zersetzung der betroffenen Gesellschaften bei. Diese
                  Prozesse schreiten in allen Mitgliedstaaten der EU voran.
               

               Die hybriden Attacken Russlands sind nicht die Ursache für die Erosion europäischer
                  Demokratien. Das Putin-Regime nutzt vielmehr politische Veränderungsprozesse in europäischen
                  Staaten und Gesellschaften für seine Zwecke. Es muss seine Instrumente allerdings
                  auch an die Bedingungen in den einzelnen Ländern anpassen. Wo ein ausgeprägter russlandskeptischer
                  Konsens besteht, stoßen die Einflussmöglichkeiten Moskaus an engere Grenzen als in
                  Gesellschaften, in denen größere Segmente dem Putin-Regime Sympathien entgegenbringen.
                  Werden Erosionsakteur:innen wie im April 2026 in Ungarn abgewählt, verliert Russland
                  signifikant an Einfluss. Staaten wie Finnland oder Estland, die auf eine lange Geschichte
                  der Konfrontation mit Russland zurückblicken, sind resilienter und effizienter in
                  der Abwehr hybrider Attacken aus Russland als Deutschland oder Österreich. Auch auf
                  EU- und Nato-Ebene gibt es inzwischen zahlreiche Maßnahmen gegen russische Angriffe.33 Russland justiert seine Destabilisierungspolitik wiederum mit Blick auf die sich
                  wandelnden Bedingungen. So befinden sich die EU und Russland in einem hybriden Krieg
                  mit vielen Dimensionen, dessen Ausgang offen ist. Russlands Kooperation mit europäischen
                  Erosionsakteur:innen ist ein zentrales Element dieses Kampfes.
               

               

            

         

      

   
      
         
            
               Katar, Saudi-Arabien, die Vereinigten Arabischen Emirate und Donald Trump: Einflussversuche
                  über Politik-Unternehmer-Netzwerke
               

               Stephan Roll

            

            Katar, Saudi-Arabien und die Vereinigten Arabischen Emirate (VAE) sahen in dem Wahlsieg
               Donald Trumps im November 2016 die Chance, ihre bereits engen Beziehungen zu den USA
               weiter zu vertiefen. Trumps demonstrative Distanz zu liberal-demokratischen Normen
               ließ die autokratischen Golfmonarchien vermuten, der neue US-Präsident werde sich
               als besonders kompatibler Partner erweisen. Mit einem pompösen Staatsbesuch in Riad
               setzte dieser zu Beginn seiner ersten Amtszeit im Frühjahr 2017 denn auch ein deutliches
               Zeichen für die Aufwertung der Beziehungen, die er zu Beginn seiner zweiten Amtszeit
               im Jahr 2025 durch Besuche in den Hauptstädten aller drei Staaten bekräftigte. Geschäftsverbindungen
               von Personen aus Trumps Familie und Umfeld zu den drei Monarchien verstärkten den
               Eindruck einer engen Verzahnung politischer und wirtschaftlicher Interessen.
            

            Aus heutiger Perspektive wirkt das Verhältnis zwischen Trump und den drei Monarchien
               jedoch ambivalent. Bis 2026 schien es, als hätten die Interessen der drei Golfstaaten
               bei außenpolitischen Entscheidungen der Trump-Administration erhebliches Gewicht.
               Der Ende Februar begonnene Angriffskrieg der USA und Israels gegen den Iran weckt
               an dieser Einschätzung allerdings Zweifel. Alle drei Staaten gerieten selbst ins Visier
               iranischer Angriffe und trugen erhebliche Schäden davon. Zudem sind seither ihre essenziellen
               Öl- und Gasexporte aus der Region erheblich beeinträchtigt.
            

            Vor diesem Hintergrund soll die Kooperation zwischen Donald Trump als Erosionsakteur
               und den Golfmonarchien analysiert werden. Im Zentrum steht die Frage, warum Trump
               den drei Staaten zunächst als besonders attraktiver Partner galt, wie sich die Beziehungen
               – insbesondere über politische und unternehmerische Netzwerke – strukturell entwickelten,
               welchen Nutzen die drei Staaten daraus zogen und inwiefern der Iran-Krieg 2026 eine
               Zäsur darstellt.
            

         

      

   
      
         
            
               Donald Trump als Wunschpartner

               Die Beziehungen zwischen den drei Golfmonarchien und den USA waren bereits vor der
                  Trump-Ära eng und vielschichtig, wobei ein Schwerpunkt insbesondere auf der sicherheitspolitischen
                  Kooperation lag. Katar und die Vereinigten Arabischen Emirate beherbergen seit den
                  1990er Jahren mit der Al Udeid Air Base und der Al Dhafra Air Base Militärstützpunkte
                  der USA, die für deren Operationen im Nahen und Mittleren Osten unverzichtbar sind.1 Die militärische Zusammenarbeit mit Saudi-Arabien manifestiert sich in intensiver
                  Rüstungskooperation, gemeinsamer Ausbildung sowie wiederkehrenden Truppenstationierungen.
                  Aus der Perspektive der drei Golfstaaten trägt diese enge Kooperation der sicherheitspolitischen
                  Abhängigkeit von den USA Rechnung: Angesichts begrenzter eigener militärischer Fähigkeiten
                  und anhaltender regionaler Bedrohungslagen – vor allem mit Blick auf den Iran – sind
                  sie in hohem Maße auf amerikanische Sicherheitsgarantien angewiesen. Daraus erklärt
                  sich ihr ausgeprägtes Interesse an stabilen und zugleich möglichst vorteilhaften Beziehungen
                  zur jeweiligen US-Regierung. 
               

               An Donald Trumps außenpolitische Agenda knüpften insbesondere die saudische und die
                  emiratische Führung hohe Erwartungen.2 Für Riad war dabei vor allem Trumps harter Kurs gegenüber dem Iran sowie seine Kritik
                  an dem von Barack Obama ausgehandelten Atomabkommen (JCPOA) ausschlaggebend, da die
                  Sorge überwog, dass das Abkommen Iran wirtschaftlich und machtpolitisch stärken und
                  damit das regionale Kräfteverhältnis zugunsten Teherans verschieben würde. Abu Dhabi
                  wiederum hoffte auf ein entschiedeneres Vorgehen der USA gegenüber islamistischen
                  Akteuren, speziell gegenüber der Muslimbruderschaft, die als Bedrohung der eigenen
                  politischen Ordnung galt. Katar nahm in beiden Fragen eine andere Position ein: Gegenüber
                  dem Iran setzte Doha eher auf pragmatische Koexistenz, während es sich für den Umgang
                  mit islamistischen Akteuren, einschließlich der Muslimbruderschaft, deutlich offener
                  als Abu Dhabi zeigte und diese teilweise sogar unterstützte. Dennoch dürfte auch Doha
                  in dem neuen US-Präsidenten einen potenziell vorteilhaften Partner gesehen haben.
                  Denn: Trumps ausgeprägt transaktionales Politikverständnis und seine demonstrative
                  Offenheit gegenüber autokratischen Herrschaftsformen wurden von allen drei Golfstaaten
                  gleichermaßen als Chance wahrgenommen.
               

               Im Unterschied zu früheren US-Regierungen, die Partnerschaften zumindest rhetorisch
                  mit Erwartungen an politische Reformen oder die Einhaltung von Menschenrechten verknüpft
                  hatten, stellte Trump materielle Gegenleistungen und strategischen Nutzen in den Vordergrund.
                  In der National Security Strategy vom Jahresende 2025 wird dieser Ansatz insofern
                  kodifiziert, als eine pragmatische Zusammenarbeit mit den Golfmonarchien ausdrücklich
                  von Forderungen nach Demokratisierung oder gesellschaftlichem Wandel entkoppelt wird.3 Vor allem aber brachte Trump eine ausgeprägte Neigung zu einem personalisierten Politikstil
                  mit, der den Herrscherhäusern am Golf aufgrund vergleichbarer personenzentrierter
                  und informeller Entscheidungsstrukturen vertraut war und mit dem sie besser umgehen
                  konnten als regelgebundene und stark institutionalisierte westliche Demokratien.4 Hieraus ergab sich die Möglichkeit zum Aufbau informeller Netzwerke, die Akteure
                  aus den Herrscherhäusern der drei Staaten und dem direkten Umfeld des US-Präsidenten
                  eng miteinander verbanden.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Aufbau von Politik-Unternehmer-Netzwerken

               Seit der ersten Wahl von Donald Trump im Jahr 2016 investierten die drei Golfstaaten
                  gezielt in Unternehmen von Geschäftsleuten aus Trumps unmittelbarem Umfeld. Dabei
                  gingen sie keineswegs gemeinsam vor, sondern versuchten jeweils eigene Netzwerke zu
                  etablieren. Die VAE setzten früh auf den Immobilienunternehmer Tom Barrack, der 2021
                  wegen mutmaßlicher Agententätigkeit zugunsten der Emirate von der US-Justiz angeklagt,
                  später freigesprochen und 2025 von Trump zum Botschafter in der Türkei ernannt wurde.5 Auch der Unternehmer Erik Prince, Gründer der privaten Militärfirma Blackwater und
                  Bruder von Betsy DeVos, die von 2017 bis 2021 als Bildungsministerin unter Donald
                  Trump amtierte, war tief in geschäftliche und sicherheitspolitische Netzwerke der
                  emiratischen Führung eingebunden.6 Und als ein Investmentvehikel aus dem Umfeld des emiratischen Sicherheitsberaters
                  Tahnoon bin Zayed Al Nahyan im Januar 2025, nur wenige Tage vor Beginn von Trumps
                  zweiter Amtszeit, für rund 500 Millionen US-Dollar bei der Kryptofirma World Liberty
                  Financial einstieg, floss ein erheblicher Teil der ersten Zahlung an Unternehmen der
                  Familie Trump, während weitere Zahlungen an Firmen mit Verbindungen zur Familie von
                  Steve Witkoff gingen.7 Witkoff, ein langjähriger Vertrauter des US-Präsidenten und seit 2025 dessen Sonderbeauftragter
                  für den Nahen Osten, hatte bereits in der Vergangenheit enge Geschäftsbeziehungen
                  nach Katar unterhalten.8

               Vor allem das saudische Königshaus identifizierte Jared Kushner sehr früh als wesentlichen
                  Zugang zur Trump-Administration.
               

               Zum Schlüsselakteur in den Beziehungen zwischen den Golfstaaten und der Trump-Administration
                  entwickelte sich jedoch Jared Kushner. Der Schwiegersohn Donald Trumps spielte während
                  dessen erster Präsidentschaft als außenpolitischer Berater eine zentrale Rolle beim
                  Zustandekommen der Abraham-Abkommen, die zur Normalisierung der Beziehungen zwischen
                  Israel und mehreren arabischen Staaten führten, darunter den VAE als zentralem Partner.9 Allerdings war es vor allem das saudische Königshaus, das Kushner sehr früh als wesentlichen
                  Zugang zur Trump-Administration identifizierte.10 Bereits kurz nach Trumps Wahlsieg im November 2016 analysierten saudische Regierungsvertreter
                  Kushners Umfeld und stuften ihn als wichtigsten Ansprechpartner ein. Der saudische
                  Kronprinz Muhammad bin Salman (MbS) baute unmittelbar nach Trumps Amtsantritt 2017
                  eine persönliche Beziehung zu dem nur wenig älteren Kushner auf, die sich in den folgenden
                  Jahren intensivierte.11 Während Trumps erster Amtszeit galt Kushner als einer der Hauptfürsprecher saudischer
                  Interessen im Weißen Haus.
               

               Dieses Netzwerk gewann vor allem nach Trumps Abwahl an Bedeutung. 2021 wurden Kushners
                  Investmentfirma Affinity Partners vom saudischen Staatsfonds, dem Public Investment
                  Fund (PIF), rund zwei Milliarden US-Dollar zur Vermögensverwaltung übertragen. Interne
                  Vorbehalte wegen der begrenzten Erfahrung der Investmentfirma überging die Fonds-Spitze
                  unter Kronprinz MbS.12 Im Gefolge dieser saudischen Kapitalzusage stellten auch Staatsfonds aus den VAE
                  und Katar finanzielle Mittel bereit, so dass Affinity Partners Anfang 2026 über sechs
                  Milliarden US-Dollar verwaltete.13 Im September 2025 hatte ein Konsortium, dem auch Affinity Partners angehörte, unter
                  Führung des PIF zudem die Übernahme des US-amerikanischen Videospielherstellers Electronic
                  Arts für etwa 55 Milliarden US-Dollar vereinbart.14 Wenig später zeichnete sich außerdem die Bereitschaft des PIF ab, sich an der Finanzierung
                  eines noch kostspieligeren Übernahmeangebots von Paramount Skydance für den Mediengiganten
                  Warner Bros. Discovery zu beteiligen. Auch in dieses Geschäft war Jared Kushners Investmentfirma
                  zumindest anfänglich involviert.15 Hinter Paramount Skydance steht der Trump-Vertraute Larry Ellison,16 ein Umstand, der die enge Verschränkung von staatlich gelenkten Investitionsstrategien
                  der Golfstaaten mit den Geschäftsinteressen von Akteuren mit politischem Gewicht im
                  Umfeld des Präsidenten unterstreicht. Politische Brisanz entfaltete diese Übernahme
                  auch deswegen, weil der international einflussreiche Nachrichtensender CNN zu Warner
                  Bros. Discovery gehört.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Politische Erträge der Geschäftsbeziehungen

               Für Trumps Umfeld dürften sich die Geschäftsbeziehungen zu den drei Golfmonarchien
                  zumindest monetär bereits ausgezahlt haben. Dabei sind genaue Zahlen kaum zu ermitteln.
                  Jared Kushner etwa weigert sich beharrlich, detaillierte Angaben zu den finanziellen
                  Strukturen und Kapitalflüssen seiner Investmentfirma offenzulegen, obwohl er von US-Kongressausschüssen
                  und Ethikexperten angesichts seiner fortbestehenden politischen Rolle wiederholt dazu
                  aufgefordert wurde.17

               Dass die Golfstaaten in vergleichbarer Weise monetär von den geschäftlichen Verflechtungen
                  mit Trump profitiert hätten, ist keineswegs ausgemacht. Erkennbar ist allerdings,
                  dass Trump den Beziehungen zu den drei Monarchien eine höhere Priorität einräumte
                  als seine Vorgänger. Dieser Bedeutungszuwachs manifestierte sich nicht nur in symbolträchtigen
                  Staatsbesuchen und öffentlichkeitswirksamen Ankündigungen milliardenschwerer Rüstungs-
                  und Investitionsabkommen, sondern auch in einer Reihe konkreter politischer Entscheidungen,
                  die zumindest bis Ende Februar 2026 darauf hindeuteten, dass die US‑Politik die Interessen
                  der Golfstaaten stärker als bisher berücksichtigte.
               

               So kam der Ausstieg der Trump-Administration aus dem JCPOA 2018, für den insbesondere
                  Israel geworben hatte, den sicherheitspolitischen Interessen Saudi-Arabiens ebenfalls
                  entgegen. Riad hatte das Atomabkommen aufgrund der aus seiner Sicht unzureichenden
                  Begrenzung iranischer Machtprojektion in die Region äußerst kritisch bewertet. Und
                  als der saudische Dissident Jamal Khashoggi im Oktober 2018 durch ein Killerkommando
                  getötet wurde, stellte sich Trump schützend vor Kronprinz Bin Salman, den selbst US-Geheimdienste
                  für den Mord verantwortlich machten.18 Geplante Rüstungsgeschäfte zwischen den beiden Staaten wurden auf sein Geheiß hin
                  trotzdem weiterverfolgt.19

               Trump hob die militärische Kooperation mit Saudi-Arabien auf eine neue Stufe.

               In Trumps zweiter Amtszeit zahlte sich der direkte Draht nach Washington für die saudische
                  Führung noch konkreter aus. Riad wirkte nach dem Machtwechsel in Damaskus Ende 2024
                  erfolgreich auf eine dahingehende Anpassung der US-Syrienpolitik hin, die neue Führung
                  anzuerkennen und die US-Sanktionen gegen das Land aufzuheben.20 Mit seiner Ankündigung vom November 2025, Saudi-Arabien gelte fortan als »Major Non-NATO
                  Ally« und dürfe F‑35-»Lightning II«-Kampfflugzeuge erwerben, hob Trump die militärische
                  Kooperation zwischen den beiden Staaten auf eine neue Stufe.21 Die Entscheidungen markieren eine Zäsur in der US-Rüstungsexportpolitik, da vergleichbar
                  hochentwickelte Waffensysteme bis dato in der Region weitgehend Israel vorbehalten
                  gewesen waren, um dessen militärischen Vorsprung gegenüber den arabischen Staaten
                  zu sichern. 
               

               Die VAE konnten vor allem mit zwei wichtigen Anliegen in Washington punkten. Zum einen
                  profitierte die emiratische Technologiepolitik von einer Lockerung US-amerikanischer
                  Exportbeschränkungen – insbesondere hinsichtlich möglicher Technologietransfers nach
                  China – im Bereich künstlicher Intelligenz.22 2025 einigten sich Washington und Abu Dhabi auf ein technologiepolitisches Rahmenabkommen,
                  das den Zugang zu fortgeschrittenen KI-Chips unter Sicherheitsauflagen deutlich erweiterte.23 Damit wurde den VAE ein wichtiger Entwicklungsschritt auf dem Weg zu einem globalen
                  KI-Standort ermöglicht. Zum anderen kam der US-Präsident erstmals dem von den VAE
                  seit langem geforderten Wunsch nach Einstufung der Muslimbruderschaft als Terrororganisation
                  zumindest teilweise entgegen. Auf Grundlage einer Executive Order vom November 2025
                  wurden ab 2026 einzelne nationale Ableger der Bewegung im Sinne Abu Dhabis gelistet.
               

               Katars Interessen wurden eher indirekt in entscheidenden Momenten durch Washington
                  gewahrt. Bei der von 2017 bis 2021 währenden Blockade des Emirats durch Saudi-Arabien,
                  die VAE und weitere Staaten der Region verhielt Trump sich zwar zunächst ambivalent,
                  sprach sich aber im weiteren Verlauf für eine Beilegung der Krise aus und unterstützte
                  entsprechende diplomatische Bemühungen. Ein ähnliches Muster zeigte sich Ende 2025,
                  als israelische Angriffe auf Ziele im Umfeld der Hamas in Doha international für Spannungen
                  sorgten. Trump kritisierte Israel dafür ungewöhnlich scharf, drängte die Regierung
                  unter Benjamin Netanjahu zur Deeskalation und versicherte Katar seiner politischen
                  Unterstützung. 
               

            

         

      

   
      
         
            
               Der Iran-Krieg als Stresstest

               Trotz der insgesamt positiven Bilanz in den Beziehungen kam es bereits in Trumps erster
                  Amtszeit auch zu Enttäuschungen in den drei Golfmonarchien. Besonders in Saudi-Arabien
                  und den VAE wurde kritisch registriert, dass Washington 2019 nach Angriffen auf die
                  saudischen Ölanlagen in Abqaiq und Khurais und auf Tanker vor der emiratischen Küste,
                  für die weithin der Iran oder iran-nahe Akteure verantwortlich gemacht wurden, auf
                  eine direkte militärische Reaktion verzichtete. Obwohl die Trump-Administration beiden
                  Staaten verbal zur Seite sprang und zusätzliche US-Truppen sowie Luftabwehrsysteme
                  in die Region verlegte, blieb die von Riad und Abu Dhabi erhoffte harte militärische
                  Antwort gegen Teheran aus.24

               Der Iran-Krieg betraf die Golfmonarchien unmittelbar.

               Zum eigentlichen Stresstest für die Beziehungen wurde jedoch der Ende Februar 2026
                  von den USA gemeinsam mit Israel begonnene Krieg gegen den Iran. Dieser betraf die
                  Golfmonarchien unmittelbar. Iranische Gegenmaßnahmen richteten sich gezielt gegen
                  die kritische Infrastruktur der US-Partner am Golf, insbesondere im Energiesektor,
                  und die zeitweise faktische Sperrung der Straße von Hormus beeinträchtigte die Öl-
                  und Gasexporte der Golfstaaten massiv. Die Auswirkungen des Krieges nähren Zweifel
                  daran, dass die Trump-Administration die möglichen Kollateralschäden ihres konfrontativen
                  Vorgehens für ihre engen Partner am Golf angemessen in ihre Entscheidungsfindung einbezogen
                  hat.
               

               Vor allem die VAE und Katar waren den iranischen Vergeltungsangriffen ausgesetzt.
                  Zwar konnten die Emirate einen Teil ihrer Erdölexporte aufrechterhalten, ihre wirtschaftliche
                  Diversifizierungsstrategie wurde jedoch durch den Krieg erheblich beeinträchtigt.
                  Das Geschäftsmodell »Dubai«, das auf raschem Wachstum im Immobilien-, Tourismus- und
                  Finanzsektor beruht, schien damit zumindest vorübergehend in Frage gestellt zu sein.
                  Noch gravierender waren die Folgen für Doha: Die zeitweise faktische Sperrung der
                  Straße von Hormus, dem einzigen Transportweg für katarische Flüssiggasexporte, führte
                  zu einem abrupten Einbruch staatlicher Einnahmen. Hinzu kommen erhebliche Schäden
                  an zentralen Produktionsanlagen, die selbst über ein mögliches Kriegsende hinaus die
                  Exportfähigkeit des Landes schmälern dürften. 
               

               Saudi-Arabien war ersten wirtschaftlichen Indikatoren zufolge von den unmittelbaren
                  Kriegsfolgen kurzfristig deutlich weniger betroffen als seine Nachbarstaaten. Aufgrund
                  seiner vergleichsweise hohen Flexibilität bei der Umleitung von Erdölexporten konnte
                  das Königreich die Exportausfälle begrenzen und zugleich höhere Öleinnahmen infolge
                  des kriegsbedingten Preisanstiegs erzielen.25 Zudem hatte die saudische Führung nie aufgehört, den Iran – trotz der 2023 eingeleiteten
                  vorsichtigen Annäherung zwischen beiden Staaten – als zentrale sicherheitspolitische
                  Bedrohung zu betrachten, so dass das militärische Vorgehen der USA ihren Interessen
                  zumindest nicht grundsätzlich zuwiderlief.26 Offenkundig wuchsen aber auch in Riad im Verlauf des Konflikts die Bedenken,27 dass das unberechenbare Vorgehen der Trump-Administration Saudi-Arabien erheblichen
                  Schaden zufügen könnte. Diese Befürchtungen erhielten mit der erneuten Eskalation
                  des Jemen-Krieges seit September zusätzliche Nahrung. Als die Huthi entlang der Rotmeerküste
                  vorrückten, die Schifffahrt durch den Bab al-Mandab bedrohten und ihre Angriffe auf
                  Saudi-Arabien ausweiteten, bat Kronprinz Muhammad bin Salman Trump wiederholt um ein
                  direktes militärisches Eingreifen.28 Trump lehnte dies jedoch ab und ließ stattdessen direkte Verhandlungen mit den Huthi
                  aufnehmen. Die amerikanische Unterstützung beschränkte sich zunächst auf die Bereitstellung
                  von Aufklärungsinformationen und Zieldaten.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Fazit

               Die engen persönlichen und wirtschaftlichen Beziehungen der Golfmonarchien zu Trump
                  und dessen direktem Umfeld erwiesen sich zunächst für beide Seiten als vorteilhaft.
                  Trump und den Seinen eröffneten die zielstrebig aufgebauten Politik-Unternehmer-Netzwerke
                  lukrative Geschäftsmöglichkeiten und Zugang zu Investitionskapital. Der Umstand, dass mit
                  dieser Vernetzung die Gefahr von Interessenkonflikten und Korruption im politischen
                  System der USA zunahm, dürfte den US-Präsidenten ebenso wenig gestört haben wie mögliche
                  negative Auswirkungen des Warner-Bros.-Deals auf die Unabhängigkeit und Pluralität
                  der US-Medienlandschaft. Vielmehr entsprachen solche Verflechtungen seinem transaktionalen
                  Politikverständnis, in dem persönliche Beziehungen, politische Loyalität und wirtschaftlicher
                  Nutzen eng miteinander verknüpft sind. 
               

               Katar, Saudi-Arabien und die VAE wiederum konnten durch diese Netzwerke ihre Einflussmöglichkeiten
                  auf die US-Politik erweitern und ihren Interessen gegenüber der US-Administration
                  zusätzliches Gewicht verleihen. Zugleich wurden Menschenrechtsfragen in den Beziehungen
                  zu Washington weitgehend ausgeklammert, wodurch der externe Druck auf die drei Monarchien
                  hinsichtlich ihrer autoritären Herrschaftspraktiken weitgehend ausblieb.
               

               Der Iran-Krieg hat jedoch die strukturelle Fragilität dieser Form der Zusammenarbeit
                  zutage treten lassen: Die ausgeprägte Personalisierung außen- und sicherheitspolitischer
                  Entscheidungen kann zwar kurzfristig Handlungsspielräume eröffnen, erhöht aber zugleich
                  die Abhängigkeit von den Präferenzen und dem Verhalten einzelner Akteure. Wo institutionelle
                  Verfahren und Kontrollmechanismen an Bedeutung verlieren, wächst zudem die Gefahr,
                  dass längerfristige Folgen außenpolitischer Entscheidungen unzureichend berücksichtigt
                  werden. Trumps erratischer Politikstil, seine Bereitschaft, außenpolitische Positionen
                  kurzfristig anzupassen, sowie seine offenkundige Beratungsresistenz wurden somit zu
                  einem Risiko für die Golfmonarchien. Der privilegierte Zugang zu politischen Entscheidungsträgern
                  war keine Garantie für eine verlässliche Sicherheitspartnerschaft.
               

               Eine Abkehr von diesen Netzwerken ist kurzfristig dennoch kaum zu erwarten. Zwar gab
                  es nach Kriegsbeginn auf Seiten der Golfmonarchien durchaus Überlegungen, Auslandsinvestitionen
                  und bestehende Investitionszusagen auf den Prüfstand zu stellen.29 Das Investitionsverhalten ihrer Staatsfonds deutet bislang jedoch nicht auf einen
                  Rückzug aus den USA hin.30 Vor allem halten die Golfstaaten offenbar an den etablierten Geschäftsbeziehungen
                  zu Trumps Umfeld fest. Dies zeigt nicht zuletzt die Anfang Oktober 2026 abgeschlossene,
                  rund 110 Milliarden US-Dollar schwere Übernahme von Warner Bros. Discovery durch Paramount
                  Skydance. Der saudische PIF sowie Staatsfonds aus Katar und den VAE halten infolge
                  dessen zusammen 38,5 Prozent des Eigenkapitals des fusionierten Medienkonzerns, der
                  unter der Kontrolle der Trump nahestehenden Ellison-Familie steht.31 Für diese Kontinuität dürften zum einen die inzwischen entstandenen wirtschaftlichen
                  Verflechtungen und Pfadabhängigkeiten verantwortlich sein. Noch immer versprechen
                  sich die Golfmonarchien von ihren engen Beziehungen zur Trump-Administration Vorteile,
                  wie nicht zuletzt das im Juli 2026 unterzeichnete US-saudische Atomabkommen verdeutlicht,
                  bei dem der Präsident dem Königreich in zentralen Fragen der nuklearen Kontrolle entgegenkam.32 Zum anderen dürfte aber auch die Sorge vor negativen Reaktionen Trumps eine Rolle
                  spielen. Diese wiegt umso schwerer, als die drei Staaten trotz ihrer Bemühungen um
                  eine Diversifizierung ihrer internationalen Beziehungen insbesondere in sicherheitspolitischer
                  Hinsicht weiterhin auf die USA angewiesen bleiben.33 Trump hat seinerseits wiederholt deutlich gemacht, dass er von seinen Partnern politische
                  Loyalität und finanzielle Unterstützung erwartet, und selbst öffentliche Drohungen
                  nicht gescheut.34 Dabei kommt ihm auch die Uneinigkeit der drei Staaten zugute. Divergierende außen-
                  und wirtschaftspolitische Prioritäten sowie der Wettbewerb um Einfluss in der Region
                  – insbesondere zwischen Saudi-Arabien und den VAE – haben eine koordinierte Politik
                  gegenüber Washington und eine Abstimmung ihrer Investitionsstrategien bislang verhindert.
                  Die strukturelle Abhängigkeit von den USA und die politischen Rivalitäten zwischen
                  den Golfmonarchien setzen somit ihren Bemühungen, über persönliche und wirtschaftliche
                  Netzwerke Einfluss auf Präsident Trump und seine Administration zu nehmen, deutliche
                  Grenzen.
               

               

            

         

      

   
      
         
            
               Regionalismus im Sahel: die Erosion von Recht und Demokratie

               Denis M. Tull

            

            In der Sahel-Region hat eine Reihe schnell aufeinanderfolgender Militärputsche die
               fragilen demokratischen Systeme Malis (2020), Burkina Fasos (2022) und Nigers (2023)
               beseitigt und gleichzeitig Recht und Demokratie als Prinzipien in Westafrika weiter
               ausgehöhlt. Mit der 2023 erfolgten Gründung der Alliance des Etats du Sahel (AES)
               durch die drei Militärregime liegt ein Fall autoritären Regionalismus vor.1 Zwischenstaatliche Kooperation im regionalen Verbund ist ein wesentliches Instrument
               der autoritären Regime, um sich nach innen wie außen Autorität und Legitimität zu
               verschaffen und damit die Aussichten auf das eigene politische Überleben zu verbessern.
               Zusammenarbeit im AES-Rahmen generiert innenpolitischen Rückhalt und erweitert außenpolitische
               Handlungsspielräume. Sie verdeutlicht damit die enge Wechselwirkung zwischen innen-
               und außenpolitischen Präferenzen. Kooperation zwischen gleichgesinnten Autokraten
               wird hier zu einer Möglichkeitsstruktur im Sinne eines »regimestärkenden Regionalismus«,
               zumindest in kurzfristiger Perspektive.2 Die innenpolitische Fragilität der Regime wird dieser Regionalismus auf Dauer nicht
               kompensieren können.
            

         

      

   
      
         
            
               Politische Umbrüche im Sahel

               Seit 2012 befindet sich Mali in einem Bürgerkrieg, der von einer Koalition separatistischer
                  und jihadistischer Rebellen ausgelöst wurde. Einer von Frankreich angeführten Intervention
                  der internationalen Gemeinschaft (darunter EU und UN) gelang es nicht, das Land zu
                  stabilisieren. Im Jahr 2013 fanden Wahlen statt, die der Rückkehr zu einer verfassungsmäßigen
                  Ordnung den Weg bahnten. Indes blieben die strukturellen Probleme des malischen Staates
                  und die Widerstandsfähigkeit der Rebellenorganisationen, die der Al-Qaida nahestehen,
                  ungebrochen. Trotz anhaltender Bekämpfung terroristischer Gruppen durch das französische
                  Militär und umfangreicher internationaler Hilfe breitete sich die Sicherheitskrise
                  aus und erfasste zunehmend die Nachbarländer Burkina Faso und Niger. Die Unfähigkeit
                  der demokratisch gewählten Regierungen, die Krise zu lösen, wurde für das Militär
                  zur Legitimationsgrundlage, um per Putsch 2020 in Mali, 2022 in Burkina Faso und 2023
                  in Niger die Macht zu ergreifen. Darauf folgten Sanktionen der EU, USA und der Wirtschaftsgemeinschaft
                  westafrikanischer Staaten (ECOWAS), vor allem aber die Drohung der Regionalorganisation,
                  den Putsch in Niger notfalls durch militärisches Eingreifen rückgängig zu machen.
                  Im Januar 2024 gaben die drei Sahel-Staaten ihren kollektiven Austritt aus der ECOWAS
                  bekannt, im Juli 2024 erhoben sie die im September 2023 als militärischen Beistandspakt
                  gegründete AES zur »Konföderation«.
               

               
                  Regionaler Schulterschluss: Militärherrscher und ihre Motive

                  Im Gegensatz zu den meisten Putschisten, die seit 1989 in Afrika nach der Macht griffen,
                     definierten die neuen Militärregierungen im Sahel ihre Regime nicht als zeitlich befristete
                     Übergangslösung. Explizit auf den Punkt gebracht hat dies Kapitän Ibrahim Traoré,
                     der Junta-Führer Burkina Fasos: »Wir befinden uns nicht in einer Demokratie, sondern
                     mitten in einer […] fortschrittlichen Volksrevolution.«3 Konsequenterweise formalisierten die Junta-Führer ihre Herrschaft, indem sie ihre
                     Rollen umdeklarierten: von Übergangspräsidenten zu Staatschefs.
                  

                  Mit ihrer koordinierten, wechselseitigen Beistandspolitik haben sich die drei Sahel-Regime
                     nicht nur über die Substanz und den Anwendungsbereich der Antiputsch-Norm in Afrika
                     hinweggesetzt. Durch den gemeinsamen Austritt aus der ECOWAS kehrten die Regime auch
                     dem Prinzipiengerüst den Rücken, das in Afrika seit den 1990er Jahren Bedeutung erlangt
                     hatte: Damals hatten sich die afrikanischen Staaten unter dem Dach der Regionalorganisationen
                     demokratischen und konstitutionellen Grundsätzen verschrieben und dafür robuste Regulationsmechanismen
                     geschaffen. Selbst dort, wo es zu Putschen kam, erzwangen die Afrikanische Union (AU)
                     und die regionalen Wirtschaftsgemeinschaften (darunter ECOWAS) zügig Transitionsprozesse,
                     die in die Wiederherstellung einer formal verfassungsmäßigen Ordnung und die Wahl
                     zivil geführter Regierungen mündeten. Der kollektive ECOWAS-Austritt der drei Sahel-Staaten
                     war ein radikaler und beispielloser Schritt, mit dem die Juntas ihren Anspruch auf
                     Handlungsautonomie unterstrichen. Ihrem Selbstverständnis nach war damit die nationale
                     Souveränität wiederhergestellt.
                  

                  Dem vorausgegangen war ein politischer Konvergenzprozess zwischen den drei Militärregimen,
                     der durch nahezu identische Ausgangslagen und Interessen befördert wurde. Neben der
                     unmittelbaren regionalen Nachbarschaft zählten dazu Krisenkontexte wie Bürgerkrieg,
                     Rebellionen, Putsche und schließlich die Verurteilung derselben durch auswärtige Partner
                     (AU, ECOWAS, EU und USA). Die Drohung der ECOWAS, den Umsturz in Niger zur Not mit
                     Gewalt rückgängig zu machen, wurde letztlich zum Katalysator der Kooperation zwischen
                     den gleichgesinnten Regimen, die sich der Feindseligkeit externer Akteur:innen zu
                     erwehren hatten.
                  

                  Die kompromisslose Haltung der Militärregime gegenüber den Forderungen der ECOWAS
                     und der internationalen Partner nach Transition und Wahlen zeitigte erhebliche innenpolitische
                     Effekte. Waren die Militärs schon anlässlich ihrer Machtergreifung in den jeweiligen
                     Ländern von weiten Teilen der Öffentlichkeit als Heilsbringer akklamiert worden, so
                     traf der von den Juntas propagierte »Widerstand« gegen externe Bevormundung bei der
                     eigenen Bevölkerung erst recht auf positive Resonanz. Die ECOWAS wurde als Struktur
                     der Unterdrückung betrachtet, ihre Sanktionen galten als »illegal, illegitim, unmenschlich
                     und unverantwortlich«.4 Als besonders wirkungsvoll erwies sich der Vorwurf, die Organisation sei eine Marionette
                     der ehemaligen Kolonialmacht Frankreich und handele in deren Auftrag. Meinungsumfragen
                     haben gezeigt, dass die konfrontative Haltung der AES-Staaten gegenüber der ECOWAS
                     in weiten Teilen der Bevölkerung auf große Zustimmung stößt.5 In Mali etwa gaben 91 Prozent der Befragten bei einer Umfrage im Jahr 2025 an, sie
                     unterstützten den Austritt aus der ECOWAS; 87 Prozent stimmten der Aussage zu, dass
                     die AES die Interessen ihres Landes angemessen berücksichtige. Auf diesen Nexus zwischen
                     innenpolitischem Rückhalt und Widerstand nach außen konnten sich die Militärherrscher
                     stützen, als sie ihren populistisch-nationalistischen Kurs unter anderem dadurch verstetigten,
                     dass sie die Beziehungen zu westlichen Partnern (Sicherheitskooperation und Entwicklungszusammenarbeit)
                     weitgehend beendeten.6

                  Mit diesen Maßnahmen haben die Regime ansatzweise eine regionale Regime-Identität
                     geschaffen, die von den eigenen Bevölkerungen mitgetragen wird. Dies bestärkte die
                     Juntas in ihrer Hoffnung, dass die Kooperation unter gleichgesinnten Regimen vielversprechender
                     sei als nationale Alleingänge und sich besser dazu eigne, internationaler Isolierung
                     entgegenzutreten und innenpolitisch Handlungsspielräume zu sichern. Dieser Logik folgend
                     unternahmen die AES-Staaten Annäherungsversuche gegenüber Regierungen in der Region,
                     die ebenfalls mit verfassungswidrigen Mitteln die Macht ergriffen hatten (Guinea,
                     Guinea-Bissau, Tschad) bzw. autoritär regiert werden (Togo). Zwar kam es weder zu
                     neuen Beitritten zur AES noch zu Austritten aus der ECOWAS; dennoch verhalfen diese
                     außenpolitischen Manöver den AES-Regimen zu einer gewissen Verhandlungsmacht, indem
                     sie die Furcht vor einem politischen und institutionellen Auseinanderfallen der ECOWAS
                     befeuerten.
                  

                  Kollektives Handeln im regionalen Verbund hat sich auch für die Militärherrscher als
                     geeignetes Instrument erwiesen, um die eigenen Interessen und Wertvorstellungen innen-
                     und außenpolitisch zu wahren und zu untermauern. Mit dem Austritt aus der ECOWAS und
                     der Gründung einer eigenen Regionalorganisation – beides letztlich nur formale Schritte
                     – konnten sie wesentliche Ziele erreichen.7 Sie haben ihr politisches Überleben gesichert, ohne dabei Kompromisse eingehen zu
                     müssen. Ihre scheinbare Außenabhängigkeit kompensierten sie, indem sie, auch mittels
                     konfrontativer außenpolitischer Rhetorik, innenpolitischen Rückhalt generierten. Die
                     ECOWAS, die EU und die USA haben ihre Isolationspolitik längst aufgegeben und setzen
                     nunmehr auf politischen »Pragmatismus« und eine Normalisierung der Beziehungen, ohne
                     dass normative Kriterien, geschweige denn Bedingungen (etwa in Bezug auf Demokratie
                     und Rechtsstaatlichkeit) dabei eine Rolle spielen.8 Die Kooperation der drei AES-Regime hat maßgeblich zu diesem »Erfolg« eines autoritären
                     Regionalismus beigetragen.
                  

               

               
                  Emanzipationsnarrative und nationalistische Ideologie

                  Die Innen- und Außenpolitik der AES-Regierungen sind jeweils eng miteinander verknüpft.
                     Die ideologische Klammer bildet die vielfach beschworene »wiedererlangte Souveränität«
                     (souveraineté retrouvée). Nach jahrzehntelanger kolonialer und neokolonialer Herrschaft oder zumindest Bevormundung,
                     so das Argument, sei nun der Weg frei für die überfällige, selbstbestimmte Definition
                     und Verteidigung nationaler Interessen. Kurzfristig wird dabei die Bewältigung der
                     Sicherheitskrisen in den Blick genommen. Mittel- und langfristig gehe es um die »Neugründung«
                     (réfondation oder Mali kura) des Staates, die sich auf Nationalismus, historische Traditionen und kulturelle
                     Werte stützen soll.9

                  Globale Normen, Werte und Modelle lehnen die Juntas ab. »Demokratie« ist allenfalls
                     als Inbegriff eines korrupten Systems ein Referenzpunkt, das für den nationalen Niedergang
                     verantwortlich gemacht wird. Ein alternatives Demokratiemodell wird nicht propagiert.
                     Die zentralen Parameter der Regime-Diskurse sind Staat, Nation und Souveränität. Tendenziell
                     überwiegt die Interpretation von Souveränität als Abwehrprinzip, um externer Einmischung
                     entgegenzutreten, die Teil des Problems sei. Mitunter wird sie zumindest ansatzweise
                     auch positiv gewendet, etwa mit Blick auf Nahrungssouveränität, digitale Souveränität
                     etc. Der zunehmend staatsinterventionistische Ressourcen-Nationalismus im Bergbau-Sektor
                     (Gold, Uran, Lithium) spielt ebenfalls eine wichtige Rolle.10

                  Souveräne Außenpolitik umschreibt die Absicht, internationale Partnerschaften zu diversifizieren,
                     Abhängigkeiten zu verringern und Handlungsspielräume zu erweitern.
                  

                  Diese emanzipatorische Konzeption findet ihre Entsprechung in der Außenpolitik. Souveräne
                     Außenpolitik umschreibt dabei die Absicht, internationale Partnerschaften zu diversifizieren,
                     Abhängigkeiten zu verringern und Handlungsspielräume zu erweitern. Dem entspricht
                     das Bestreben, die Beziehungen zu einer Vielzahl von Staaten (darunter Katar und die
                     Türkei) auszubauen, allerdings mit mäßigem Erfolg. Zwar bleibt die ehemalige Kolonialmacht
                     Frankreich das wichtigste externe Feindbild, daraus resultiert aber keine geschlossen
                     »antiwestliche« Haltung. Global orientierte Diskurse, mit der die drei Staaten Anschlussfähigkeit
                     an internationale Machtverschiebungen zugunsten des Globalen Südens und neuer Weltordnungsvorstellungen
                     herstellen könnten, sind in der AES eher nachrangig. Der Diskurs zur Außenpolitik
                     ist damit letztlich realpolitisch und pragmatisch orientiert.
                  

                  Es wäre verfehlt, die nationalistischen Narrative der AES-Regime nur als populistische
                     Inszenierung zu begreifen. Immerhin sind die Juntas dazu bereit, die hohen Kosten
                     ihrer Politik zu tragen, etwa den erheblichen Rückgang an Unterstützung westlicher
                     Staaten. Die Ambition, Außenabhängigkeiten zu reduzieren und sich auf die eigenen
                     Handlungsmöglichkeiten zu besinnen, wird von den Gesellschaften im Sahel unterstützt.
                     Die drei Militärregierungen haben also erhebliche Anreize zur Kooperation untereinander.
                     Gemeinsame Diskurse, die gesellschaftliche Vorstellungen aufgreifen, sind ein effektives
                     Mittel, um sich innenpolitisch und damit auch auf internationaler Ebene zu legitimieren.11 Dies gilt umso mehr, als diese Legitimation auf anderen Wegen, etwa über die Verbesserung
                     der Sicherheitslage oder den Abbau von Armut und Arbeitslosigkeit, ungleich schwieriger
                     zu erwerben ist.12 Bislang deutet wenig auf effektive Problemlösungskapazitäten hin. Fraglich ist daher,
                     wie dauerhaft der Souveränitätsdiskurs der Juntas wirksam sein wird. Die systematische
                     Repression der wenigen oppositionellen Stimmen zeugt jedenfalls von Regimeunsicherheit.
                  

               

            

         

      

   
      
         
            
               Kooperationsmechanismen: institutionelle Fassade, gegenseitiges Lernen

               Die Militärregime im Sahel betreiben politisch-institutionelle Kooperation mit konventionellen
                  Instrumenten zwischenstaatlicher Zusammenarbeit und Diplomatie. Nicht weniger bedeutsam
                  sind indes informelle und latente Formen der Kooperation, die auf Zirkulation und
                  Nachahmung von (autoritären) Praktiken hinauslaufen. Vieles deutet darauf hin, dass
                  zwischen den Regimen Lern- und Nachahmungsprozesse stattfinden.
               

               Rechtsförmiges Handeln, geschweige denn Rechtsstaatlichkeit zählen ganz sicher nicht
                  zu den Prioritäten der Juntas.
               

               In institutionell-organisatorischer Hinsicht hat die multilaterale Kooperation zwischen
                  den drei Militärregimen in dem gemeinsamen ECOWAS-Austritt und der Gründung einer
                  eigenen Regionalorganisation ihren Höhepunkt gefunden. Dieses kollektive Handeln war
                  darauf ausgerichtet, die Regime zu stabilisieren, die seitdem versuchen, ihre AES-Kooperation
                  mit Leben zu füllen. Neben Entscheidungen wie der Festlegung gemeinsamer Symbole (AES-Hymne,
                  Flagge, Reisepässe) haben sie Schritte zur institutionellen Ausgestaltung der Konföderation
                  unternommen, wenngleich viele der Vorhaben noch in den Anfängen stecken bzw. wenig
                  Greifbares zustande gebracht wurde. Ein Beispiel ist die im Dezember 2025 gegründete
                  Investitions- und Entwicklungsbank, die zur Finanzierung von Infrastrukturprojekten
                  in der AES-Zone beitragen soll. Allerdings muss die Bank zunächst mit Kapital ausgestattet
                  werden, und die entsprechenden Spielräume der Sahel-Staaten sind begrenzt. Ein weiteres
                  Beispiel ist die angekündigte Einrichtung eines AES-Gerichtshofs. Das Vorhaben steht
                  in Zusammenhang mit dem im September 2025 erfolgten Austritt der AES-Staaten aus dem
                  Römischen Statut des IStGH, dürfte allerdings wenig Aussicht auf Umsetzung haben.13 Rechtsförmiges Handeln, geschweige denn Rechtsstaatlichkeit zählen ganz sicher nicht
                  zu den Prioritäten der Juntas. Selbst in dem eigentlich prioritären Feld der Sicherheits-
                  und Verteidigungspolitik ist bislang jenseits punktueller Beistandsleistungen und
                  rudimentärer militärischer Operationen wenig substantielle Zusammenarbeit erkennbar.
                  Die Ankündigung, eine 5.000 Mann starke AES-Truppe aufzubauen,14 blieb bislang ohne Folgen. Die Diskrepanz zwischen Verlautbarungen und Umsetzung
                  hat mehrere Gründe, nicht zuletzt mangelnde Kapazitäten, finanzielle Engpässe und
                  ein Krisenkontext, in dem viele Prioritäten zueinander in Konkurrenz stehen. Diese
                  Schwächen der drei Staaten setzen effektivem Regionalismus enge Grenzen.
               

               Letztlich ist die Implementierung der Regionalisierungsagenda möglicherweise nicht
                  einmal intendiert. Die eigentliche Bedeutung der AES liegt für die Militärregime in
                  ihrer Signalwirkung nach innen wie außen. Die AES als Idee und Organisation ist das
                  Vehikel, mit dem die Militärregime ihre Verlautbarungen und Ambitionen – gegenseitige
                  Solidarität, abgestimmtes Handeln und emanzipatorische Ideale – politisch-kommunikativ
                  unterlegen. Dazu dienen Gipfeltreffen, gemeinsame Auslandsreisen auf Ministerebene
                  (etwa nach Marokko und Russland) sowie Deklarationen zu regionalen und internationalen
                  Sachverhalten. Das gilt insbesondere dann, wenn es darum geht, Mitgliedstaaten der
                  Solidarität zu versichern wie anlässlich des Konflikts zwischen Mali und Algerien
                  im April 2025 oder der Kritik des Europäischen Parlaments an der Junta in Niger.15 Diese performative politische Funktion ist weitaus wirkungsvoller und bedeutsamer
                  als der Output, den die AES als Regionalorganisation im Bereich von Entwicklungs-
                  und Infrastrukturprojekten zustande bringt – selbst wenn die gegenseitige Solidarität
                  nicht stringent eingelöst wird, wie etwa die Annäherung zwischen Niger und Algerien
                  nahezulegen scheint.16

               Eine zweite und diffusere Form der Zusammenarbeit umfasst gegenseitige Lernprozesse,
                  also die Tendenz innerhalb der AES, Strategien und Entscheidungen der jeweils anderen
                  Juntas zu übernehmen bzw. sie nachzuahmen, weil sie sich in den Nachbarländern als
                  effektiv oder erfolgversprechend erwiesen haben.17 Nachahmung kann dabei politische Konvergenz signalisieren. Die gemeinsame Zugehörigkeit
                  zu einer Organisation mag einen solchen Austausch befördern, zwingend notwendig ist
                  sie dafür nicht.
               

               Die Parallelen einer Vielzahl von Entscheidungen der drei AES-Staaten in verschiedenen
                  Handlungsfeldern sind augenfällig. Sie lassen Lern- und Nachahmungsprozesse, mitunter
                  auch die inhaltliche und zeitliche Synchronisierung plausibel erscheinen, wenngleich
                  kausale Zuschreibungen nicht möglich sind. Dieses Zuordnungsproblem beginnt schon
                  bei den Putschen selbst. Angesichts der raschen Folge der Staatsstreiche in der Region
                  in den Jahren 2020 bis 2023 sind Nachahmungsprozesse mehr als nur denkbar. Gleichzeitig
                  sind Putsche in der Region historisch und bis in die Gegenwart bei Regierungswechseln
                  häufig das Mittel der Wahl. Dieser Umstand und weitere strukturelle Ähnlichkeiten
                  in Burkina Faso, Mali und Niger legen die Deutung nahe, dass bestimmte Entscheidungen
                  und Handlungen nicht zwangsläufig auf intendierte Diffusion oder explizites Lernen
                  zurückgehen. Dies gilt umso mehr, als einige der Maßnahmen im Kontext autoritärer
                  Systeme alles andere als originell sind; man denke etwa an das Verbot politischer
                  Parteien (Niger: März 2025; Mali: Mai 2025, Burkina Faso: Februar 2026), das zum Hauptrepertoire
                  autoritärer Strategien und Taktiken gehört.
               

               Mit Blick auf den erwähnten nationalistisch-populistischen Souveränitätsdiskurs und
                  sein Leitbild des äußeren Feindes (Frankreich, ECOWAS) ist die Zuordnung offensichtlicher.
                  Die Eins-zu-eins-Replizierung des in Mali außerordentlich erfolgreichen Diskurses
                  in Burkina Faso und Niger deutet darauf hin, dass Mali hier als nachahmenswertes Modell
                  diente. Dazu gehörte ein von konfrontativer Rhetorik begleiteter weitgehender Bruch
                  mit traditionellen Partnern, der so weit ging, Militärmissionen Frankreichs, der EU
                  und USA des Landes zu verweisen und Stützpunkte schließen zu lassen.
               

               Das Arsenal an repressiven Maßnahmen der AES-Staaten weist ebenfalls Ähnlichkeiten
                  auf. Vergleichbare Gesetzgebungen gegen Terrorismus werden allumfassend eingesetzt,
                  um Kritiker:innen zu verhaften. Das Gleiche gilt für Gesetze gegen Cyberkriminalität,
                  auf deren Grundlage insbesondere Widerspruch in den sozialen Medien strafrechtlich
                  verfolgt wird. Bei diesem Vorgehen zeigt sich der Anspruch der drei Regime, offline
                  und online ein Monopol im öffentlichen Raum zu etablieren. Neben Repression setzen
                  sie dabei auf eine aktive Kommunikationspolitik, fluten den öffentlichen Raum mit
                  Propaganda und nutzen neben konventionellen Medien auch soziale Medien und Influencer:innen.
                  Die Tatsache, dass das Wagner-Konglomerat und andere russische Organisationen sie
                  darin unterstützen, ist ein Verweis auf transregionale Aspekte autokratischer Kooperation,
                  wenngleich der russische Einfluss im Sahel nicht überschätzt werden sollte.18

               Bei einer Vielzahl von weiteren politischen und wirtschaftlichen Maßnahmen gehen die
                  Juntas auf ähnliche Weise oder gar im Gleichschritt vor, sei es im Bereich der Wirtschaftspolitik,
                  wo insbesondere die staatlichen Interventionen im Bergbausektor Parallelen aufweisen,
                  sei es bei der Schaffung und Instrumentalisierung bestimmter Institutionen (Pseudo-Parlamente,
                  nationale Dialogforen und Konsultationsprozesse), die regimelegitimierenden Charakter
                  haben und teilweise sogar identische Bezeichnungen tragen.
               

               Gleichzeitig lernen die einzelnen AES-Regierungen aus den Misserfolgen ihrer Partner,
                  wenn sie beispielsweise bestimmte Maßnahmen als unangemessen für den eigenen Kontext
                  oder die eigenen Ziele erachten. So arbeiten Niger und Burkina Faso zwar mit Russland
                  zusammen, beide Regime sind aber – im Gegensatz zu Mali – keine umfassende Militärkooperation
                  mit russischen parastaatlichen Akteuren (Wagner, Africa Corps) eingegangen. Stattdessen
                  ist Niger dem Beispiel Burkina Fasos gefolgt, bei der Aufstandsbekämpfung durch die
                  Bildung von Milizen auf eine breitenwirksame Bewaffnung der Gesellschaft zu setzen.19

            

         

      

   
      
         
            
               Fazit

               Die autoritären Militärregime im Sahel haben ihre Außenpolitik strategisch gestaltet
                  und miteinander abgestimmt, um ihre Macht zu erhalten. Den Demokratisierungsdruck
                  von Seiten der externen Akteure EU und ECOWAS wehrten sie erfolgreich durch zwischenstaatliche
                  Kooperation ab – bis hin zum Austritt aus der ECOWAS und der Gründung einer alternativen
                  Regionalorganisation. Die Solidarisierung unter dem Banner des politischen Widerstands
                  gegen Bevormundung von außen hat ihnen wiederum innenpolitischen Rückhalt verschafft.
                  Für die Militärregime sind Innen- und Außenpolitik damit hinsichtlich des Machterhalts
                  zwei Seiten einer Medaille.
               

               Dass sich der autoritäre Regionalismus der AES dauerhaft als tragfähig erweist, darf
                  bezweifelt werden. Sein Fortbestand hängt letzten Endes von innenpolitischen Dynamiken
                  und dem Überleben prekärer Regime ab. Die Tatsache, dass die AES in erster Linie ein
                  Solidaritätsclub gleichgesinnter autoritärer Militärregime ist, bedeutet auch, dass
                  ein jederzeit denkbarer Machtwechsel in einem der drei Länder ausreichen könnte, um
                  das faktische Ende der Allianz als Regionalorganisation zu besiegeln.
               

               Für etablierte multilaterale Strukturen wie die afrikanischen Regionalorganisationen
                  oder den IStGH und deren liberal geprägte Prinzipien ist der autoritäre Regionalismus
                  im Sahel dennoch ein Rückschlag. Die demokratischen und rechtsstaatlichen Werte und
                  Normen, für die diese Institutionen grundsätzlich stehen, werden durch den Regionalismus,
                  wie er im Sahel praktiziert wird, weiter angegriffen. Die Kohärenz und Handlungsfähigkeit
                  der ECOWAS steht damit vor großen Bewährungsproben, zumal die Angst vor weiteren Rückschlägen
                  die Regierungen der Mitgliedstaaten dazu bewegen könnte, Normen und Standards aufzuweichen.
                  Gleichzeitig sind die Putsche im Sahel und in Westafrika auch ein Symptom dafür, dass
                  demokratische Normen nicht gleichmäßig durchgesetzt werden. Gegen Putsche geht die
                  ECOWAS zwar relativ entschieden vor, nicht aber gegen zivile Regierungen, die sich
                  durch Wahlbetrug oder Verfassungsmanipulationen an der Macht halten.
               

               Die AES-Staaten haben diese Institutionen verlassen, um sich der »unfairen« Anwendung
                  internationaler Normen zu entziehen. Dabei bleibt der Diskurs der AES-Regierungen
                  mit Blick auf die internationale Ordnung äußerst ambivalent und letztlich pragmatisch
                  genug, dass er die eigene außenpolitische Handlungsfähigkeit nicht einschränkt. Multilateralismus
                  wird grundsätzlich befürwortet. Und sicherlich stellt auch die AES eine multilaterale
                  Organisation dar. Allerdings handelt es sich um einen Multilateralismus à la carte, der selektiven Interessen dient, nicht der Lösung regionaler oder globaler Probleme.
               

               

            

         

      

   
      
         
            
               Der Handel mit digitalen Technologien als transnationales Instrument demokratischer
                  Erosion
               

               Stella Schade / Daniel Voelsen
               

            

            Digitale Technologien haben für Regierungen mit autoritären Ambitionen einen besonderen
               Reiz: Sie ermöglichen es, die eigene Bevölkerung umfassend zu kontrollieren – ohne
               dafür wie in der Vergangenheit auf einen großen und teuren Apparat von loyalem Personal
               angewiesen zu sein. Weil die meisten Staaten nicht über die Fähigkeiten verfügen,
               entsprechende Technologien herzustellen und zu betreiben, greifen sie auf die Angebote
               kommerzieller Anbieter zurück. Analytisch zeigt sich so ein Akteursdreieck: zwischen
               den Regierungen, die Technologie zum Zwecke autoritärer Politik importieren, den Unternehmen,
               die sie ihnen verkaufen, und den Heimatregierungen der Firmen, die solche Exporte
               kontrollieren. Hier soll die Frage im Fokus stehen, inwiefern die exportierenden Staaten
               über die Kontrolle der Unternehmen die Beziehung zu den Importstaaten gestalten. 
            

            Im Sinne der Terminologie dieser Studie sind die importierenden Regierungen die primären
               Erosionsakteurinnen. Nehmen Unternehmen wissentlich in Kauf, dass ihre Technologien
               von Erosionsakteurinnen für autoritäre Zwecke eingesetzt werden, verstehen wir sie
               als sekundäre Erosionsakteure.1 Analog betrachten wir auch deren Heimatregierungen als solche, wenn sie bewusst entsprechendes
               Handeln von Unternehmen unterstützen oder zumindest nicht unterbinden. Diese Dynamiken
               werden im Folgenden auf Grundlage eines Datensatzes dargelegt, der alle öffentlich
               verfügbaren Informationen zum Handel mit digitalen Technologien erfasst, der in der
               Dekade 2015 bis 2025 zum Zweck der demokratischen Erosion getätigt wurde. 2 
            

         

      

   
      
         
            
               Digitaler Autoritarismus

               Digitale Technologien sind Werkzeuge, die politisch zu höchst unterschiedlichen Zwecken
                  eingesetzt werden können. Entscheidend ist in der Regel nicht die Technologie als
                  solche, sondern die konkrete Nutzung. 
               

               Der Begriff »digitaler Autoritarismus« umfasst nach unserem Verständnis jegliche Nutzung
                  digitaler Technologien, die den Effekt hat, dass demokratische Freiheitsrechte verletzt
                  oder in erheblicher Weise eingeschränkt werden. Damit bleibt zunächst offen, welche
                  Akteur:innen hierbei auf Basis welcher Motive handeln. In der Praxis zählen hierzu
                  autoritäre Regierungen, die gezielt digitale Technologien zur Herrschaftssicherung
                  einsetzen, Erosionsakteur:innen in demokratischen Staaten, die mit Hilfe solcher Technologien
                  demokratische Strukturen zu unterminieren suchen – aber auch demokratische Regierungen
                  und nicht-staatliche Akteur:innen, wenn diese durch den Einsatz digitaler Technologien
                  die Verletzung demokratischer Freiheitsrechte in Kauf nehmen.3

               Die Nutzung lässt sich dabei nach drei Kategorien unterscheiden: Überwachung von Einzelpersonen,
                  Gruppen oder ganzen Gesellschaften; gezielte und flächendeckende Zensur; gezielte
                  Desinformation bzw. Manipulation digitaler Öffentlichkeiten. Diese Praktiken richten
                  sich meist gegen die eigene Bevölkerung, haben zunehmend aber auch einen transnationalen
                  Vektor, zum Beispiel um gegen Oppositionelle im Ausland vorzugehen oder auf politische
                  Entwicklungen in anderen Ländern einzuwirken.4

               Die aktuellen Entwicklungen im Bereich Künstlicher Intelligenz (KI) ermöglichen absehbar
                  einen hohen Grad an Automatisierung, wodurch die entsprechenden Praktiken schneller
                  und günstiger als bisher zur Anwendung gebracht werden können.5 

               
                  Überwachung

                  Öffentliche Aufmerksamkeit erlangten in den letzten Jahren insbesondere Fälle gezielter
                     Überwachung von Endgeräten wie Computern und vor allem Mobilfunkgeräten. Dabei werden
                     Software-Schwachstellen ausgenutzt, um eine versteckte Software (spyware) auf den Geräten zu installieren. Diese kann dann, je nach Produkt, aus der Ferne
                     auf gespeicherte Inhalte, Kamera und/oder Mikrofon zugreifen. Bekannt geworden sind
                     zudem Fälle, in denen Sicherheitsbehörden solche Software physisch aufspielten, zum
                     Beispiel während des Grenzübertritts. Ein sehr gut dokumentiertes Beispiel für diese
                     Art digitaler Überwachung ist der Einsatz der Software Pegasus der israelischen NSO-Group,
                     die, wie sich zeigte, in einer Vielzahl von Ländern – auch in Europa – genutzt wurde,
                     um die Kommunikation von Oppositionellen und Aktivist:innen auszuspähen.6

                  Andere Technologien zielen darauf, gesellschaftliche Kommunikation flächendeckend
                     zu erfassen. Dieser Ansatz eignet sich vor allem für Regierungen, die Zugriff auf
                     die Netzwerkinfrastruktur haben. Die Grundidee lautet, an wichtigen Knotenpunkten
                     im Netzwerk den gesamten Datenverkehr auszuwerten. Dabei werden zum einen Meta-Daten
                     erfasst, also Informationen dazu, wer zu welchem Zeitpunkt mit wem in Kontakt tritt.
                     Zum anderen wird der Inhalt der Kommunikation tiefergehend untersucht (Deep Packet Inspection, DPI), sofern diese nicht durch leistungsfähige Verschlüsselung geschützt ist. Insbesondere
                     die chinesische und die russische Regierung bauen seit langem die technischen Fähigkeiten
                     für diese Art von Überwachung aus.
                  

                  Ebenfalls flächendeckend ist die Überwachung des öffentlichen Raums durch Kameras,
                     die mit Hilfe von KI eine schnelle und immer zuverlässigere, vor allem automatische
                     und kontinuierliche Identifikation von Personen erlaubt. Hinzu kommt die Auswertung
                     von Daten, die ursprünglich für Zwecke der gezielten Werbung erhoben wurden. Sogenannte
                     Data Brokers erstellen aus diesen Daten Personenprofile und bieten sie zum Verkauf
                     an, und zwar sowohl anderen Unternehmen als auch Regierungen. Eine neue Entwicklungsstufe
                     zeichnet sich schließlich durch Produkte wie jene des US-Unternehmens Palantir ab,
                     die darauf zielen, all diese verschiedenen Datenpunkte zusammenzuführen und mit Hilfe
                     von KI auszuwerten.7

               

               
                  Zensur

                  Zensur findet im digitalen Raum in unterschiedlicher Form statt: Ein Beispiel ist
                     die Sperrung des Zugangs zu bestimmten Internet-Seiten oder Kommunikationsdiensten.
                     Diese Art gezielter Zensur setzt häufig auf Ebene der Netzwerkinfrastruktur an, also
                     zum Beispiel bei den Internet-Service-Providern (ISPs), Internet-Knoten-Punkten (IXPs)
                     oder Mobilfunkbetreibern. Wer die fragliche Domain aufruft, wird dann auf Internet-Seiten umgeleitet, die lediglich einen Hinweis auf die Sperrung
                     enthalten.8 Einige Dienste, vor allem Messenger-Dienste wie Signal oder WhatsApp, versuchen solchen
                     Sperrungen zu entgehen, indem sie wechselnde Server-Adressen verwenden. Hier setzen
                     Regierungen wiederum auf die Analyse von Kommunikationsdaten mittels DPI, um die Nutzung
                     dieser Dienste zu erkennen und entsprechende Verbindungen einzuschränken. Berichten
                     zufolge geht insbesondere die chinesische Regierung sogar noch einen Schritt weiter,
                     indem sie die Kommunikation auf bestimmten Plattformen inhaltlich im Detail zensiert.9

                  Ein Beispiel für einen kommerziellen Anbieter solcher Netzwerklösungen ist die Firma Sandvine, die aus Gründungen in Kanada
                        und den USA hervorgegangen ist. Sandvine bietet unter anderem Systeme zur Analyse und Steuerung von Datenströmen für
                     Netzwerkbetreiber an. Diese Systeme wurden unter anderem in Belarus, wohl auch im
                     Zusammenhang mit den dortigen Wahlen im Jahr 2020 eingesetzt. Nach viel öffentlicher
                     Kritik zog Sandvine sich von diesem Vertrag zurück, nur zwei Jahre später wurde allerdings öffentlich, dass weiterhin ähnliche
                        Technologie an Russland geliefert wurde.10 Ein weiteres drastisches Beispiel wurde erst kürzlich durch ein Leak bekannt: Demnach
                     verkaufte die chinesische Firma Geedge Systeme zur Netzwerküberwachung, nicht unähnlich
                     der von China selbst genutzten Great Firewall, an Äthiopien, Kasachstan, Myanmar und
                     Pakistan.11

                  Gezielte Zensur ist für autoritäre Regime deshalb attraktiv, weil sie ein gewisses
                     Maß an vermeintlicher Freiheit erlaubt, verhältnismäßig günstig zu haben ist – und
                     daher in der Regel weniger Widerstand auslöst als umfassende Internet-Shutdowns, mit
                     denen maximale politische Kontrolle erreicht werden soll, allerdings um den Preis
                     erhöhter Unzufriedenheit, internationaler Aufmerksamkeit und ökonomischer Kosten.
                  

               

               
                  Manipulation der Öffentlichkeit

                  Neben der Unterdrückung missliebiger Informationen bemühen sich autoritäre Regime
                     seit jeher darum, die öffentliche Debatte in ihrem Sinne zu lenken. Im digitalen Raum
                     geschieht dies, wie vielfach zu beobachten, durch gezielte Desinformation. Dazu werden
                     entweder gefälschte Informationen über Einzelpersonen und Organisationen verbreitet
                     oder im Kern authentische private Informationen bewusst irreführend verwendet und
                     veröffentlicht. Beides zielt auf die (vermeintliche) Bloßstellung und/oder Anstachelung
                     Dritter zu gewaltsamen Übergriffen. 
                  

                  Auf technologischer Ebene werden dafür die Möglichkeiten von Kommunikationsplattformen
                     genutzt, ganz ähnlich wie im Falle viraler Werbekampagnen. Dabei unterscheiden sich
                     die Möglichkeiten der handelnden Akteure danach, welchen Zugriff sie auf diese Plattformen
                     haben: Kontrolliert eine Regierung einen nationalen Kommunikationsanbieter, so kann
                     sie anders agieren als ein nicht-staatlicher Akteur, der über internationale Plattformen
                     Desinformationen verbreiten will. Ein Beispiel für die Manipulation des öffentlichen
                     Diskurses durch einen kommerziellen Anbieter war die Überwachung mehrerer ungarischer
                     NGOs im Jahr 2018 durch den israelischen Anbieter Black Cube. Die dabei gewonnenen
                     Aufzeichnungen wurden kurz vor den ungarischen Parlamentswahlen veröffentlicht und
                     von Viktor Orbáns Fidesz Partei im Wahlkampf genutzt, um unabhängige Stimmen aus der
                     Zivilgesellschaft zu diskreditieren.12 
                  

               

            

         

      

   
      
         
            
               Zentrale Exportstaaten und ihre Abnehmer

               Die Konturen des Marktes für entsprechende Technologien sind nicht leicht zu erfassen.13 Bei den Anbietern handelt es sich meist um spezialisierte Unternehmen, die zudem
                  häufig die Eigentümer und Firmenbezeichnungen ändern.14 Diese Unternehmen, wie auch ihre staatlichen Kunden, sind in der Regel daran interessiert,
                  die Geschäftsbeziehungen geheim zu halten. Es ist vor diesem Hintergrund das Verdienst
                  von investigativen Journalist:innen, Menschenrechtsorganisationen wie Amnesty International
                  oder Forscher:innen wie jenen von Citizen Lab oder Atlantic Council, aufzudecken,
                  wie digitale Produkte und Dienstleistungen für autoritäre Zwecke eingesetzt werden.
               

               Um einen Überblick über die entsprechenden Geschäftsbeziehungen zu gewinnen, haben
                  wir in einem Datensatz alle uns zugänglichen öffentlichen Berichte zu Aktivitäten
                  von Überwachung, Zensur und Manipulation aus den Jahren 2015 bis 2025 zusammengeführt,
                  aufbauend auf einer ähnlich gelagerten früheren Analyse des Carnegie Endowment for
                  International Peace.15 Bei den importierenden Staaten haben wir uns auf jene konzentriert, die im entsprechenden
                  Zeitraum in mindestens zwei Jahren nach dem V-Dem-Index nicht als liberale Demokratie
                  klassifiziert wurden. Wo verfügbar, enthält der Datensatz auch Informationen über
                  die beteiligten Unternehmen und die eingesetzten Produkte.
               

               Deutlich wird dabei, dass eine große Anzahl von Staaten, die durch autoritäre Herrschaft
                  oder demokratische Erosion geprägt sind, entsprechende Technologien erwirbt (siehe
                  Grafik, S. 71). Aus einer Vielzahl der im Datensatz erfassten Berichte geht zudem hervor, dass
                  und wie sie diese dann auch tatsächlich für autoritäre Zwecke einsetzen, beispielsweise
                  zur Überwachung von Dissident:innen oder Diskreditierung zivilgesellschaftlicher Organisationen.
                  Zudem zeigen sich vier Cluster von Staaten, die in besonderer Weise als Exporteure
                  entsprechender Technologien auffallen: Israel, die USA, China und eine kleine Gruppe
                  europäischer Staaten (Deutschland, Großbritannien, Italien, Schweden). Zu betonen
                  ist, dass dieser Überblick nur jene Informationen erfasst, die öffentlich zugänglich
                  gemacht worden sind. Es ist davon auszugehen, dass es eine Reihe weiterer Staaten
                  gibt, die als Ex- oder Importeure agieren.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Unterstützung und Kooperation 

               Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, wie Staaten den Export der entsprechenden
                  Technologien kontrollieren und welche Ziele sie dabei verfolgen. 
               

               
                  Bewusste Unterstützung und Kooperation

                  Bei den wesentlichen Exportstaaten Israel, China und den USA ist davon auszugehen,
                     dass die Regierungen das Wirken der entsprechenden Unternehmen durch offizielle Verfahren
                     und informelle Netzwerke kontrollieren können – und dies in der Regel auch tun. Wenn
                     sie den Export an autoritäre Regierungen und Erosionsakteur:innen wissentlich geschehen
                     lassen, ist dies mindestens als bewusste Unterstützung dieser Akteur:innen zu werten.
                     In einigen Fällen gibt es zudem Hinweise, dass Regierungen diese Exporte gezielt als
                     Mittel bilateraler Kooperation nutzen. Die Logik ist hier vergleichbar mit der von
                     Waffenlieferungen: In der Regel entscheiden Staaten bewusst, welchen anderen Staaten
                     sie den Erwerb welcher digitalen Anwendungen erlauben.
                  

                  Allerdings kann diese Form der bilateralen Unterstützung auch an Grenzen stoßen: Wenn
                     Importstaaten sich durch langfristige Verträge an Unternehmen binden, können sie dadurch
                     in eine strukturelle Abhängigkeit von den Exportstaaten geraten. Für die Importstaaten
                     besteht darum ein Anreiz, sich möglichst nicht zu stark an einzelne Unternehmen und
                     deren Heimatregierungen zu binden. Zudem kann öffentliche Berichterstattung dazu führen,
                     dass die beteiligten Unternehmen und ihre Heimatregierungen unter Druck geraten.
                  

               

               
                  Israel

                  Israelische Exportkontrollen basieren auf den Kontrolllisten des Wassenaar-Abkommens.16 Die nationalen Kontrollen sollen zudem die beabsichtigte Endnutzung des Produkts
                     berücksichtigen. Zuständig sind die Export Control Agency im Wirtschaftsministerium
                  

                  

                  Grafik

                  [image: Verkauf von Überwachungstechnologien lauf öffentlichen Berichten. Eine Grafik, die die Handelsbeziehungen zwischen den vier größten Exportstaaten von Überwachungstechnologie und den globalen Abnehmern im Zeitraum 2010 bis 2025 veranschaulicht.]

                  

                  und die Defense Export Control Agency im Verteidigungsministerium.17

                  Die öffentlich verfügbaren Informationen insbesondere zur NSO Group zeigen, dass eine
                     Reihe von autoritären Regierungen und Erosionsakteur:innen zu ihren Kunden zählt.
                     Dass dies der israelischen Regierung bewusst ist, illustriert – indirekt – ein öffentlich
                     gewordener Fall der gezielten politischen Steuerung: So wurden Exporte an die Ukraine
                     seit 2019 blockiert, um die Beziehungen mit Russland zu schonen.18

                  Auch andere Vorfälle deuten darauf hin, dass Israel den Export dieser Technologien
                     als Mittel zwischenstaatlicher Kooperation einsetzt: So passten Mexiko und Panama
                     beispielsweise kurz nach dem Erwerb der Pegasus-Software ihr Abstimmungsverhalten
                     in der UN-Generalversammlung zugunsten Israels an.19 Die NSO Group legte ihren Vertrag mit Saudi-Arabien nach dem Mord an Jamal Khashoggi,
                     der mutmaßlich mit Hilfe von Pegasus überwacht wurde, 2018 zunächst auf Eis. Medienberichten
                     zufolge wurde er jedoch 2019 erneuert; vermutlich im Zusammenhang mit der Israel erteilten
                     Erlaubnis, den saudischen Luftraum zu nutzen. Darüber hinaus wurden Exporte von Überwachungssoftware
                     an Unterzeichner des Abraham-Abkommens (VAE, Bahrain, Marokko) genehmigt.20 
                  

               

               
                  China

                  In China setzt das Export Control Law den rechtlichen Rahmen für das Exportkontrollsystem.
                     Das Handelsministerium MOFCOM fungiert als zentrale Lizenzierungsbehörde. China hat
                     das Wassenaar-Abkommen nicht unterzeichnet. Exportkontrollen finden nicht unter menschenrechtlichen
                     Gesichtspunkten statt, sondern vor allem mit Blick auf nationale Sicherheitsinteressen
                     und vertragliche Verpflichtungen.21 Angesichts der engmaschigen Steuerung wirtschaftlicher Aktivitäten in China ist davon
                     auszugehen, dass Exporte digitaler Überwachungstechnologien nicht ohne die Zustimmung
                     der Regierung erfolgen. Aus den Dokumenten der Firma Geedge, die im Jahr 2025 an die
                     Öffentlichkeit gelangten, geht zum einen deren enge Verbindung zu einer staatlichen
                     chinesischen Universität hervor, zum anderen bestätigen sie Technologieexporte an
                     die Militär-Junta in Myanmar.22

               

               
                  USA

                  Das US-Handelsministerium, konkret das Bureau of Industry and Security (BIS), reguliert
                     auf Grundlage der Export Administration Regulations (EAR) die Ausfuhr von Dual-Use-Gütern.
                     Zudem sind die USA Mitglied des Wassenaar-Abkommens. Viele Überwachungsgüter werden
                     jedoch als zivile Niedrigtechnologie-Waren eingestuft und benötigen somit keine Einzelausfuhrgenehmigungen.23 
                  

                  Angesichts klar definierter Verfahren und Zuständigkeiten und der technologischen
                     Fähigkeiten der US-Geheimdienste ist davon auszugehen, dass die US-Administration
                     in der Regel darüber informiert ist, wenn Exporte von Überwachungstechnologien stattfinden.
                     Bei Ländern wie Kolumbien oder Marokko entsprechen diese Exporte der Regierungspolitik,
                     wonach diese Länder als wichtige Kooperationspartner in der Sicherheitspolitik gelten.
                     Allerdings gibt es auch Berichte, die darauf hindeuten, dass es eine Grauzone gibt,
                     in der der politische Wille zur Kontrolle geringer ausfällt und die Unternehmen entsprechend
                     Wege finden, sich dieser zu entziehen: Die Lieferung von Überwachungstechnologien
                     an Staaten wie Belarus oder Myanmar in den Jahren von 2019 bis 2021 etwa steht im
                     Widerspruch zur Politik der US-Regierung gegenüber diesen Ländern. Dazu passt, dass
                     es von der Regierung keine Rückendeckung für die Firma Sandvine gab, als deren Verträge
                     mit Belarus öffentlich wurden.
                  

                  Eine besondere Dynamik ist in den USA allerdings seit der Wiederwahl von Donald J.
                     Trump entstanden. Seine offen geäußerten autoritären Ambitionen und Handlungen qualifizieren
                     Trump als Erosionsakteur, der im Inland umfangreich auf digitale Überwachung setzt
                     und zudem wohl wenig Skrupel hat, entsprechende Technologie zu exportieren. Zudem
                     machen Big-Tech-Geschäftsführer wie Elon Musk oder Peter Thiel, die ihre Dienste der
                     US-Administration und anderen Staaten zur Verfügung stellen, kein Hehl aus ihren autoritären
                     Denkmustern.24 
                  

               

               
                  Unterstützung von Erosionsakteur:innen durch Nicht-Handeln

                  Unter den zentralen Exportländern stechen in den öffentlichen Berichten zu Exporten
                     an autoritäre Staaten und Erosionsakteur:innen auch einige (ehemalige) Mitgliedstaaten
                     der Europäischen Union hervor, insbesondere Deutschland/Großbritannien mit FinFisher/GammaGroup,
                     Italien mit Hacking Team und Schweden mit MSAB.
                  

                  Alle diese Staaten verfügen jeweils über eine nationale Behörde, die für Exportkontrollen
                     zuständig ist. In Deutschland ist dies das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle
                     (BAFA). Alle vier sind Mitgliedstaaten des Wassenaar-Abkommens; innerhalb der EU setzt
                     die Dual-Use-Verordnung von 2021 den rechtlichen Rahmen für die entsprechende nationale
                     Gesetzgebung. Dass es trotz dieser Strukturen den Berichten zufolge zu einer Vielzahl
                     von Exporten an autoritäre Staaten und Erosionsakteur:innen gekommen ist, deutet auf
                     mangelnden politischen Willen bei der effektiven Umsetzung der Kontrollen hin. Dieses
                     Nicht-Handeln führt de facto zu einer Unterstützung von Erosionsakteur:innen.
                  

               

            

         

      

   
      
         
            
               Fazit 

               Der Handel mit Technologien zum Zwecke der Überwachung, Zensur und Manipulation ermöglicht
                  autoritären Regierungen und Erosionsakteur:innen den Zugriff auf wichtige Herrschaftsinstrumente.
                  Wie beschrieben lässt sich zumindest in einigen Fällen nachvollziehen, wie dieser
                  Handel im Rahmen bilateraler Kooperation genutzt wird. Der Einsatz digitaler Technologien
                  für autoritäre Zwecke und die damit verbundene Kooperation der am Export beteiligten
                  Regierungen steht im Konflikt mit den Rechtsgrundlagen, Wert- und Ordnungsvorstellungen
                  Deutschlands und der Europäischen Union. Es liegt damit im Interesse der deutschen
                  Politik, zur Eindämmung der beschriebenen Märkte statt zu ihrer Ausweitung beizutragen.
                  Dazu lässt sich politisch an drei unterschiedlichen Punkten ansetzen: dem Export an
                  autoritäre Staaten und Erosionsakteur:innen, dem Import umstrittener Technologien
                  sowie den bilateralen Beziehungen zu den einschlägigen Exportstaaten.
               

               

            

         

      

   
      
         
            
               Schlussfolgerungen und Handlungsoptionen

               Sinem Adar / Muriel Asseburg
               

            

            Die in dieser Sammelstudie untersuchten Fälle zeigen, erstens, dass Erosionsakteur:innen
               unterschiedliche Vorgehensweisen bei der Autokratisierung bevorzugen. Manche, etwa
               Giorgia Meloni, vollziehen die demokratische Erosion unter anderem, indem sie den
               Rechtsrahmen durch bestehende institutionelle Verfahren schrittweise verändern. Analog
               fordern europäische Rechtsaußenakteur:innen in der Regel nicht den Austritt aus der
               EU oder deren Auflösung, sondern streben deren (wenn auch teils radikale) Umgestaltung
               an. Andere, wie Donald J. Trump, zielen demgegenüber auf eine weitreichende Aushöhlung
               des bestehenden Rechts- und Institutionengefüges. Die Fälle unterscheiden sich auch
               nach dem Autokratisierungsgrad des jeweiligen Landes. Unter Recep Tayyip Erdoğan weist
               die Türkei bereits einen fortgeschrittenen Erosionsprozess und Staatsumbau auf, während
               der Demokratieabbau in anderen Ländern, etwa Italien, noch nicht zu einem Regimewechsel
               zur elektoralen Demokratie oder gar elektoralen Autokratie geführt hat. Der Fall Ungarn
               zeigt, dass gewählte Erosionsakteur:innen, obwohl sie mit dem Demokratieabbau deutlich
               vorangeschritten sind, auch wieder abgewählt werden können.
            

            Zweitens liefern die hier untersuchten Fälle empirische Evidenz für die engen Wechselwirkungen
               zwischen Innen- und Außenpolitik. Denn Erosionsakteur:innen präferieren in der Regel
               die Personalisierung und De-Institutionalisierung des staatlichen Außenhandelns –
               was zu Unberechenbarkeit und dem Bruch mit diplomatischen Gepflogenheiten führen kann,
               wie unter Präsident Trump besonders deutlich wird. Erosionsakteur:innen propagieren
               auch konkurrierende Vorstellungen zur regelbasierten Weltordnung und zu Regionalorganisationen
               sowie souveränistische Positionen, wie im Falle Trumps, Javier Mileis, Benjamin Netanjahus,
               europäischer Rechtsaußenakteur:innen oder Erdoğans. In der Folge unterminieren sie
               aktiv bestehende regionale und internationale Organisationen sowie internationale
               Normen. 
            

            Drittens liegt das Besondere des aktuellen Trends nicht in grundsätzlich neuartigen
               Kooperationsformaten, sondern in dem Kontext, in dem sie gebildet werden, und in der
               Verdichtung ihrer Effekte: Im Zeitalter der Autokratisierung befeuern Erosionsprozesse
               im Inneren und auf der internationalen Ebene einander. Der Abbau demokratischer Mechanismen
               der Machtausübung im Inneren erweitert die außenpolitischen Handlungsspielräume von
               Erosionsakteur:innen, während die Schwächung multilateraler Institutionen und die
               Erosion völkerrechtlicher Bindungen umgekehrt auf die demokratische Ordnung auf nationaler
               Ebene zurückwirken. Gerade in dieser wechselseitigen Verstärkung liegt die besondere
               Herausforderung der gegenwärtigen Konstellation für demokratische Resilienz. 
            

         

      

   
      
         
            
               Ziele und Charakteristika der Kooperation

               Erosionsakteur:innen, so der Befund dieser Studie, verwenden nicht grundsätzlich andere
                  Kooperationsformate und -mechanismen als Repräsentant:innen (konsolidierter) Autokratien
                  oder Demokratien. Gleichwohl bevorzugen Erosionsakteur:innen bestimmte Kooperationsformen
                  gegenüber anderen. 
               

               Die Kooperationen zwischen primären und sekundären Erosionsakteur:innen1 sowie zwischen diesen und Autokraten treten in unterschiedlichen Konstellationen
                  in Erscheinung. Sie sind oft hochgradig personalisiert und informell ausgestaltet,
                  wie sich in den Beziehungen zwischen der Trump-Administration und den Machthabern
                  der arabischen Golfstaaten oder zwischen Trump, Orbán, Milei und Netanjahu sowie zwischen
                  Trump, Jair Bolsonaro und Milei zeigt. Darüber hinaus kommen Erosionsakteur:innen
                  in Netzwerken der globalen Rechten wie den CPAC-Veranstaltungen zusammen. Zudem setzen
                  sie auf den Aufbau ideologisch nahestehender Stiftungen und Think-Tanks, etwa der ungarischen Denkfabrik
                     Mathias Corvinus Collegium, um ihre Narrative zu unterfüttern und zu verbreiten. Auch konsolidierte Autokratien wie Russland knüpfen Kontakte mit europäischen Erosionsakteur:innen
                  durch Netzwerke von NGOs, Stiftungen und gleichgesinnten Personen. Eine Zusammenarbeit
                  kann außerdem zwischen Sicherheitsbehörden stattfinden, wie im Fall der transnationalen
                  Repression durch die Türkei. Oder sie manifestiert sich in Dreiecksbeziehungen zwischen
                  Unternehmen, exportierenden Staaten und ihren Abnehmern, wie dies beim Handel mit
                  digitalen Technologien zu beobachten ist. Eine weitere Variante stellt die unternehmerische
                  Verflechtung der arabischen Golfstaaten mit dem Umfeld des US-Präsidenten dar. Im
                  Falle europäischer Rechtsaußenakteur:innen wiederum zeigt sich eine zunehmend professionalisierte
                  Form transnationaler Kooperation wie in den Parteienbündnissen im Europäischen Parlament.
                  
               

               Im Zentrum der Zusammenarbeit stehen dabei auf Seiten der Erosionsakteur:innen unterschiedliche
                  innen- und außenpolitische Zielsetzungen: Machtsicherung, etwa bei der transnationalen
                  Repression durch die Türkei oder beim Erwerb digitaler Überwachungstechnologien; Aufwertung
                  und Unterstützung von politisch und ideologisch nahestehenden Partnern und Freunden,
                  etwa von Milei, Bolsonaro oder Netanjahu durch Trump; die Umsetzung spezifischer politischer
                  Programmatiken wie im Falle von Melonis informellem Bündnis zu »innovativen Migrationslösungen«;
                  sowie die Unterminierung supranationaler Elemente der EU durch die Zusammenarbeit
                  europäischer Rechtsaußenparteien im Europäischen Parlament.
               

               Autokraten erhoffen sich wiederum durch die Kooperation mit Erosionsakteur:innen Einflussnahme
                  auf deren Entscheidungen, so etwa die Herrscher der arabischen Golfstaaten in Bezug
                  auf die Trump-Administration, oder Vorteile in kriegerischen Auseinandersetzungen,
                  die Unterminierung bzw. Zerstörung demokratischer Systeme und die Unterstützung bei
                  Bestrebungen zur Neugestaltung der europäischen und internationalen Ordnung, wie im
                  Falle Wladimir Putins. Kooperation unter Autokraten kann auch auf Zugewinne an Autonomie,
                  Ressourcen und Legitimation abzielen, wie es etwa die Sahelstaaten von ihrer neuen
                  Allianz erwarten.
               

               Dabei ist den in dieser Sammelstudie analysierten Fällen – unabhängig davon, welche
                  Perspektive im Mittelpunkt steht – gemeinsam, dass die Kooperation primär interessengeleitet
                  erfolgt. Dies bestätigt bisherige Forschungsergebnisse zu autokratischen Akteur:innen.
                  Auch bei diesen stehen Regimestabilität sowie außenpolitische und wirtschaftliche
                  Interessen im Vordergrund der Kooperation. Geteilte weltanschauliche Orientierungen
                  können kooperative Beziehungen zwar begünstigen, sie erlauben eine strategische und
                  selektive Mobilisierung gemeinsamer Narrative und definieren teilweise auch den Inhalt
                  der Zusammenarbeit oder des gleichgerichteten Verhaltens auf internationaler Ebene.
                  Aber divergierende Prioritätensetzungen, eine stark personalisierte und de-institutionalisierte
                  Außenpolitik und die transaktionale Logik des »Deal-Making« verleihen den Kooperationsbeziehungen
                  oft einen ausgeprägt situativen und unsteten Charakter. Damit begrenzen diese Charakteristika
                  die ideologische Kohärenz und die langfristige Stabilität der Kooperation. Eine Vertiefung
                  der Zusammenarbeit hängt maßgeblich vom spezifischen Führungspersonal und von den
                  wechselseitigen Nutzenkalkülen der beteiligten Akteur:innen ab. 
               

            

         

      

   
      
         
            
               Repertoire der Kooperation und Erosionseffekte

               Unterschiedliche Arten der Kooperation zwischen Erosionsakteur:innen – etwa die gemeinsame
                  Verbreitung von Narrativen, diplomatische Initiativen, direkte Interventionen in die
                  Belange anderer Länder, die Koordination von Positionen und Abstimmungsverhalten in
                  regionalen und internationalen Organisationen, der Versuch der gezielten Einflussnahme
                  oder transnationale Repression – können auf nationaler oder internationaler Ebene
                  zur Schädigung und Unterminierung demokratischer Normen, Werte und Institutionen beitragen.
                  Nicht jede Kooperationsform ist eigentümlich für die Zusammenarbeit von Erosionsakteur:innen
                  untereinander und mit Autokratien, und die Kooperationsform an sich ist kein Treiber
                  der Erosion. Ihr Potenzial, Demokratien zu schädigen bzw. zu unterminieren, hängt
                  maßgeblich von den Zielen und eingesetzten Mitteln ab.
               

               Antipluralistische, antidemokratische und nationalistische Narrative befördern politische Polarisierung entlang von Identitätskonflikten und kulturkämpferischen
                  Gegensätzen, nicht nur auf nationaler, sondern auch auf internationaler Ebene. Wie
                  die Kooperation zwischen Trump, Milei, Netanjahu und Orbán verdeutlicht, fungieren
                  Veranstaltungen wie die CPAC als Arenen wechselseitiger Bestärkung rechtspopulistischer
                  Akteur:innen. Dabei entstehen Diskursräume und werden transnationale Netzwerke aufgebaut
                  und gepflegt, die auf die politische, intellektuelle und kulturelle Unterfütterung
                  globaler rechter Milieus zielen. 
               

               Narrative europäischer Rechtsaußenparteien tragen insbesondere in migrations- und
                  klimapolitischen Debatten zur diskursiven Verschiebung auf nationaler, europäischer
                  und internationaler Ebene bei. Auf diese Weise wird die liberale internationale Ordnung
                  in Frage gestellt, um einerseits nationale Souveränität zu akzentuieren und andererseits
                  alternative Ordnungsvorstellungen zu etablieren. Dies wird auch in der Kooperation
                  Russlands mit europäischen Rechtsaußenakteur:innen deutlich sichtbar. Post- bzw. antikoloniale
                  und andere emanzipatorische Narrative können zudem als Instrumente der Herrschaftssicherung
                  und zur Legitimierung des Staatsumbaus fungieren, wie das Beispiel Türkei nahelegt.
                  Die Putschisten der Sahelstaaten bemühen ebenfalls Deutungsmuster, welche die Emanzipation
                  von westlichen Einflüssen und Autonomie in der Außenpolitik betonen. Im Gegensatz
                  dazu vertreten Bolsonaro und Milei einen dezidierten Okzidentalismus, beziehen sich
                  damit aber nicht auf den liberalen politischen Westen. 
               

               Auch diplomatische Initiativen können Erosionseffekte auf nationaler und internationaler Ebene zeitigen. Hierzu
                  gehören staatliche Einladungen und hochrangige offizielle Begegnungen, um politisch
                  und ideologisch nahestehende Partner:innen und Freund:innen aufzuwerten. Dies sticht
                  besonders im Falle Russlands und der USA unter der Trump-Administration ins Auge.
                  Staatliche Einladungen können zudem als wichtige Legitimationsressource dienen, wenn
                  sich beispielsweise europäische Erosionsakteur:innen an russischen »Wahlbeobachtungsmissionen«
                  beteiligen. Hinzu kommen informelle Frühstückstreffen wie im Falle Melonis, die auf diesem
                  Wege gemeinsam mit Verbündeten im europäischen Mainstream eine restriktive migrationspolitische
                  Programmatik, die den europäischen Menschenrechtsschutz unterminiert, vorangetrieben
                  hat. Neue multilaterale Formate wie der von Trump ins Leben gerufene »Shield of the
                  Americas« oder sein Friedensrat beruhen auf einem personalisierten, schwach institutionalisierten
                  und maßgeblich transaktional geprägten Verständnis von Multilateralismus. Letzteres
                  untergräbt die Vereinten Nationen und das Völkerrecht.
               

               Direkte Interventionen in die Innenpolitik anderer Länder, mit denen Erosionsakteur:innen Ziele der Selbstlegitimation
                  und Machtsicherung sowie der Unterstützung politisch nahestehender Akteur:innen und
                  Agenden verfolgen, zählen ebenfalls zu den relevanten Kooperationsformen. So unterstützt
                  die Trump-Administration explizit europäische Rechtsaußenakteur:innen, die in ihren
                  Augen die »wahren Werte« Europas vertreten. Das öffentliche Lob und die finanzielle
                  Unterstützung, die Trump Argentinien während des dortigen Wahlkampfs zukommen ließ,
                  markieren ein weiteres Beispiel für eine direkte Intervention zugunsten politischer
                  Verbündeter. Diese Form der Solidarität zeigt sich zudem an Trumps Kritik an der brasilianischen
                  Justiz im Zusammenhang mit der Verurteilung Bolsonaros sowie an dem politischen Druck,
                  den er mittels Zöllen und Sanktionen auf brasilianische Entscheidungsträger bzw. die
                  Justiz ausübte. Nicht zuletzt setzte Trump wiederholt den Präsidenten Israels unter
                  Druck, er solle Netanjahu begnadigen. Auch Autokraten intervenieren direkt in die
                  Innenpolitik anderer Staaten. Desinformationskampagnen Russlands etwa begünstigen
                  europäische Rechtsaußenakteur:innen durch die Verbreitung illiberaler, demokratiefeindlicher
                  und antieuropäischer Diskurse, die dadurch einen größeren Resonanzraum bekommen. 
               

               Die Koordination in internationalen und regionalen Organisationen ist ein weiteres Instrument der Kooperation. In internationalen Organisationen unterstützen
                  sich Erosionsakteur:innen gegenseitig durch Absprache oder Angleichung von Positionen
                  und Abstimmungsverhalten oder durch systematische Delegitimationskampagnen, Drohungen
                  sowie Sanktionen gegen internationale Gerichte. Dafür stehen exemplarisch Maßnahmen
                  von Trump, Milei, Netanjahu und Orbán gegen den Internationalen Strafgerichtshof.
                  Durch Koordination im Europäischen Parlament sowie vor Europäischen Räten tragen Rechtsaußenakteur:innen
                  zudem zu Entscheidungsblockaden und Mehrheitsverschiebungen bei – mit Auswirkungen
                  nicht nur auf europäischer, sondern auch auf nationaler Ebene. 
               

               Darüber hinaus kann die Zusammenarbeit zwischen Erosionsakteur:innen sowie zwischen
                  diesen und (konsolidierten) Autokratien einen Versuch der gezielten Einflussnahme darstellen. Die Investitionen Katars, Saudi-Arabiens und der Vereinigten Arabischen
                  Emirate in Unternehmen aus Trumps unmittelbarem Umfeld etwa sollen den Golfmonarchien
                  außen- und sicherheitspolitische Vorteile verschaffen. Dabei fallen insbesondere die
                  Personalisierung und De-Institutionalisierung der außenpolitischen Entscheidungsprozesse
                  sowie die damit verbundenen potenziell korruptionsfördernden Praktiken ins Auge. Ähnlich
                  verhält es sich beim Handel mit digitalen Technologien, dessen Dynamik sowohl von
                  staatlichen als auch von unternehmerischen Interessen geprägt ist. Dies illustrieren
                  die Exporte israelischer Überwachungstechnologie nach Mexiko und Panama, die mit dem
                  Abstimmungsverhalten beider Staaten in der Generalversammlung der Vereinten Nationen
                  zugunsten Israels in Verbindung gebracht werden können.
               

               Nicht zuletzt ist transnationale Repression eine Spielart der Zusammenarbeit. Nach dem gescheiterten Putschversuch 2016 kooperierte
                  die Türkei mit Drittstaaten, um die Auslieferung türkischer Oppositioneller durchzusetzen.
                  Dabei ging es vor allem darum, den Betroffenen den Schutz des Gesetzes im Aufnahmeland
                  zu entziehen und ihre Überstellung an die Türkei zu erreichen. In einigen Fällen standen
                  diese Maßnahmen in direktem Widerspruch zu gerichtlichen Anordnungen gegen illegale
                  Abschiebung. Damit werden Menschen- und Asylrechte in den Aufnahmestaaten unterlaufen.
                  Auch der Handel mit Überwachungstechnologie kann infolge der repressiven Nutzung der
                  importierten Technologien durch Empfängerstaaten zur Erosion von Demokratie beitragen,
                  und zwar insbesondere durch Überwachung, Zensur oder die Manipulation von Informationen.
                  
               

            

         

      

   
      
         
            
               Potenzierte Effekte von Erosion 

               Die in dieser Sammelstudie untersuchten Fälle sind zwar nicht repräsentativ für Kooperationsbeziehungen
                  von und zwischen Erosionsakteur:innen, sie geben aber einen Einblick in deren Vielfalt
                  und die Auswirkungen auf demokratische Normen, Strukturen und Prozesse auf nationaler
                  wie internationaler Ebene. Dabei kann die Zusammenarbeit sowohl direkte als auch indirekte,
                  beabsichtigte wie unbeabsichtigte Erosionseffekte entfalten. Zugleich lernen die beteiligten
                  Akteur:innen voneinander, übernehmen Handlungsrepertoires, orientieren sich aneinander
                  und leisten einander Unterstützung. Wie es auch bei der Kooperation zwischen Autokratien
                  der Fall ist, ergeben sich durch die Nachahmung der rechtlichen und institutionellen
                  Praktiken anderer Erosionsakteur:innen Diffusions- und Lerneffekte.
               

               Die Auswirkungen der Zusammenarbeit erschöpfen sich nicht in der bloßen Summe ihrer
                  Einzelwirkungen. Die Gleichzeitigkeit und gegenseitige Verstärkung der Effekte verleihen
                  der gegenwärtigen Konstellation einen besonderen Charakter. Die Kooperation erfasst
                  unterschiedliche Ebenen: national, regional und international. Damit entfaltet sie
                  einen Druck auf demokratische Systeme, auf liberale Normen sowie auf regionale und
                  internationale Institutionen, ein Druck, der sich qualitativ von isolierten Episoden
                  der Erosion unterscheidet: Die Unterminierung demokratischer Normen, Werte und Institutionen
                  wird transnational organisiert, koordiniert und koproduziert. Eine wesentliche Folge
                  besteht in der schrittweisen Normalisierung antipluralistischer und illiberaler Diskurse
                  und im Mainstreaming der Erosionsakteur:innen: Narrative, Politikansätze, Praktiken
                  und Einzelmaßnahmen, die einst als antidemokratisch oder illiberal galten, werden
                  auf diese Weise zunehmend als legitime Optionen politischen Handelns etabliert.
               

               Darüber hinaus ist Erosion nicht nur ein Effekt transnationaler Kooperation, sondern
                  zugleich ihr Treiber. An dieser Wechselwirkung zeigt sich der enge Zusammenhang zwischen
                  Innen- und Außenpolitik. Der Abbau von Demokratie im Inneren schwächt in der Regel
                  institutionelle Beschränkungen des außenpolitischen Handelns; Personalisierung von
                  Außenpolitik führt zum Verlust außenpolitischer Expertise und diplomatischer Erfahrung.
                  Beides erleichtert Kurswechsel in der Außenpolitik, beeinträchtigt deren Berechenbarkeit
                  und ermöglicht eine vertiefte, oft auch personalisierte Zusammenarbeit mit anderen
                  Erosionsakteur:innen, die ihrerseits auf die demokratische Erosion im Inneren zurückwirken
                  und diese weiter verstärken kann. Die transnationale Repressionsinfrastruktur der
                  Türkei konnte beispielsweise auch deshalb ausgebaut werden, weil Erdoğan die Unabhängigkeit
                  der Justiz im Inland geschwächt hatte – was zugleich dazu beitrug, den Einsatz des
                  staatlichen Sicherheitsapparats zu machtpolitischen Zwecken weiter zu normalisieren.
                  Ein vergleichbarer Zusammenhang zeigt sich in der personalisierten und schwach institutionalisierten
                  Ausgestaltung der US‑Außenpolitik unter Trump. 
               

               Nicht zuletzt wirken die Erosionseffekte auf internationaler Ebene als Multiplikatoren
                  des demokratieerodierenden Verhaltens. Die Unterminierung des Multilateralismus, die
                  Angriffe auf das Völkerrecht und die internationale Gerichtsbarkeit sowie der zunehmende
                  Unilateralismus der Trump-Regierung führen zum Abbau externer Beschränkungen für illiberales
                  und autoritäres Handeln, schwächen internationale Sanktions- und Kontrollmechanismen
                  und erweitern dadurch die Handlungsspielräume von Erosionsakteur:innen und Autokraten.
                  Die politischen und normativen Kosten demokratiegefährdender Praktiken sinken, während
                  alternative, nicht‑liberale Ordnungsentwürfe an Sichtbarkeit und Legitimität gewinnen.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Grenzen der Kooperation und ihrer Erosionseffekte 

               Trotz der erheblichen transnationalen Wirkungen der Kooperation von Erosionsakteur:innen
                  untereinander sowie zwischen ihnen und (konsolidierten) Autokratien unterliegt eine
                  solche Zusammenarbeit auch deutlichen Beschränkungen. Eine starke Personalisierung
                  steht der Institutionalisierung von Beziehungen grundsätzlich entgegen. Bei der Abwahl
                  von Erosionsakteur:innen, etwa Orbán in Ungarn, fällt auch die bisherige personalisierte
                  Kooperation mit anderen Erosionsakteuren (Netanjahu, Trump und Milei) in Bezug auf
                  die Unterminierung der internationalen Strafgerichtsbarkeit oder mit Autokraten wie
                  Putin in sich zusammen. Darüber hinaus erschweren Unterschiede hinsichtlich der eingesetzten
                  Methoden, der normativen Leitvorstellungen und der politischen Interessen die Herausbildung
                  stabiler Bündnisse.
               

               Hinzu kommen erhebliche Divergenzen in der außenpolitischen Ausrichtung der Beteiligten.
                  So besteht unter europäischen Rechtsaußenakteur:innen beispielsweise aufgrund unterschiedlicher
                  Bedrohungsperzeptionen kein Konsens über das Verhältnis zu Russland; auch der Grad
                  ihres EU-Skeptizismus variiert beträchtlich. Historische Prägungen und unterschiedliche
                  sicherheits- und wirtschaftspolitische Abhängigkeiten können die Kooperation zusätzlich
                  erschweren. In der Wirtschaftspolitik oszillieren diese Akteur:innen zudem zwischen
                  protektionistischen und wirtschaftsliberalen Positionen. In Bezug auf Ideologie herrscht
                  unter Erosionsakteur:innen ebenfalls durchaus Heterogenität, etwa im Falle europäischer
                  Rechtsaußenakteur:innen. Selbst bei großen weltanschaulichen Überschneidungen könnten
                  daraus künftig Konflikte entstehen. 
               

               Darüber hinaus kann transnationale Kooperation auf regionaler und internationaler
                  Ebene durch unzureichende institutionelle und materielle Kapazitäten begrenzt werden,
                  wie sich etwa an der neuen Allianz der Sahelstaaten zeigt. Zwar handelt es sich hier
                  um eine Kooperation von Autokraten, gleichwohl ist anzunehmen, dass Vergleichbares
                  für Erosionsakteur:innen mit eingeschränkten Kapazitäten gilt. Zudem ist nicht jede
                  Form der Zusammenarbeit gleichermaßen belastbar, wie in den Beziehungen der Golfstaaten
                  zur Trump-Regierung deutlich wird. Die starke Personalisierung der Außen- und Sicherheitspolitik
                  geht in der Regel mit Unberechenbarkeit einher und kann dazu führen, wie sich im US/Israel-Iran-Krieg
                  2026 gezeigt hat, dass sowohl die mittel- und langfristigen Konsequenzen des Handelns
                  als auch die Interessen von Verbündeten außer Acht gelassen werden. Nicht zuletzt
                  haben demokratische Staaten die Möglichkeit, die Zusammenarbeit von Erosionsakteur:innen
                  zu konterkarieren, etwa wenn es darum geht, türkische Versuche zu unterbinden, Diasporaakteur:innen
                  in die transnationale Repression einzuspannen. 
               

               Grenzen gibt es nicht nur bei der Kooperation; auch die Entfaltung der Erosionseffekte
                  kann aufgrund unterschiedlicher Faktoren auf Hindernisse stoßen. So hängen Reichweite
                  und Intensität der Erosion maßgeblich vom institutionellen Kontext und von der gesellschaftlichen
                  und politischen Resilienz ab. Je ausgeprägter die gesellschaftliche Widerstandsfähigkeit,
                  je entschiedener die demokratische Selbstverteidigung ist, desto schwieriger lassen
                  sich Erosionsdynamiken verstetigen. Dies wird etwa an Fällen wie Finnland und Estland
                  deutlich, wo robuste institutionelle Strukturen und ein hohes Maß an gesellschaftlicher
                  Sensibilität gegenüber autoritären Einflussnahmen derartige Effekte begrenzen.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Handlungsansätze für Deutschland 

               Die Kooperation von Erosionsakteur:innen untereinander, mit Autokraten sowie mit Akteur:innen
                  des politischen Mainstreams und die potenzierten Effekte dieser Zusammenarbeit sollten
                  für die deutsche Politik aus drei Gründen von besonderem Interesse sein: Sie bedrohen
                  die liberale Demokratie in Deutschland, unterminieren die demokratische Resilienz
                  auf europäischer Ebene und gefährden den Bestand multilateraler Organisationen, des
                  Völkerrechts und der internationalen Gerichtsbarkeit. Da die Erosion der Demokratie
                  transnational koproduziert wird, muss die Resilienz von Gesellschaft und Staat ebenfalls
                  transnational gedacht und befördert werden. Der Ausbau demokratischer Widerstandsfähigkeit
                  betrifft daher die nationale, regionale (EU) und internationale Ebene und bedarf entsprechend
                  transnationaler Ermöglichungsstrukturen. Grundsätzlich geht es dabei um eine Prioritätensetzung
                  zugunsten der liberalen Demokratie und um die nüchterne Einschätzung gegenseitiger
                  Abhängigkeiten und eigener Einflussmöglichkeiten.
               

               In Deutschland sind nach Artikel 25 des Grundgesetzes die allgemeinen Regeln des Völkerrechts
                  – etwa das Verbot von Angriffskriegen – Bestandteil des Bundesrechts, haben Vorrang
                  vor einfachen Gesetzen und entfalten unmittelbare Wirkung. Die deutsche Politik ist
                  dementsprechend verpflichtet. Gemeinsam mit ihren Partner:innen in der EU sollte sie
                  das Völkerrecht achten und internationale Gerichte demonstrativ unterstützen und nicht
                  durch eigenes Verhalten unterminieren. Konkret heißt dies, die Bedeutung internationaler
                  Regelwerke (nicht zuletzt im Bereich des Handels) und friedlicher Konfliktbearbeitung
                  zu betonen, Verstöße gegen das Völkerrecht, vor allem gegen den Grundsatz des Gewaltverbots,
                  auch durch Verbündete und Partner:innen klar und konsistent zu benennen und in der
                  EU ansässige Gerichte vor Sanktionen zu schützen.
               

               Deutschland und seine Partner:innen in der EU sollten die Europäische Union ostentativ
                  als Wertegemeinschaft sichtbar machen, insbesondere mit Blick auf Rechtsstaatspolitik
                  und auf demokratische Grundprinzipien und Normen. Das bedeutet auch, die Übernahme
                  von Rechtsaußendiskursen zu vermeiden. Ausgrenzenden Identitätskonstruktionen eine
                  Identität entgegenzusetzen, die auf Verfassungspatriotismus und einem inklusiven Wir
                  beruht, könnte auf nationaler wie europäischer Ebene dazu beitragen, die demokratische
                  Resilienz zu erhöhen.
               

               Eine engere Kooperation mit gleichgesinnten Partner:innen in anderen Teilen der Welt,
                  den Globalen Süden eingeschlossen, sollte erstens darauf zielen, auf internationaler
                  Ebene liberalen Normen und Regeln sowie multilateralen Organisationen wieder mehr
                  Geltung zu verschaffen und Räume für liberale Diskurse zu etablieren und zu pflegen.
                  Zweitens gilt es, diejenigen Regionalorganisationen besonders zu unterstützen, die
                  sich wie die AU oder die ECOWAS (zumindest rhetorisch) auf Demokratie und Rechtsstaatlichkeit
                  verpflichtet haben. Drittens geht es darum, prodemokratischen Akteur:innen der Zivilgesellschaft,
                  unabhängigen Medien und Watchdogs, die zu Transparenz beitragen, ebenso den Rücken
                  zu stärken wie Gruppen, die sich für die Rechte von vulnerablen Personen wie Geflüchteten
                  einsetzen. Dieses Engagement sollte sich an den Bedürfnissen der jeweiligen Akteur:innen
                  orientieren und ihre Handlungsspielräume berücksichtigen, um sie nicht zu gefährden.
                  
               

               Nicht zuletzt wäre es vonnöten, dass die deutsche und europäische Politik gegenüber
                  Erosionsakteur:innen die Grenzen zwischen akzeptablem und inakzeptablem Verhalten
                  deutlich selbstbewusster als bislang markieren. Mit Blick auf transnationale Repression
                  und hybride Kriegsführung sind eine konsequente Verfolgung strafrechtlich relevanten
                  Handelns und ein Ausbau der Spionageabwehr angezeigt. Überwachungstechnologie sollte
                  nicht an Erosionsakteur:innen (und Autokratien) geliefert werden; hier gilt es, die
                  Dual-Use-Verordnung der EU aus dem Jahr 2021 konsequent umzusetzen. Unternehmen, die
                  immer wieder dadurch auffallen, dass sie ihre Technologie autokratischen Regierungen
                  zur Verfügung stellen, muss zudem klar signalisiert werden, dass die deutsche und
                  die europäische Politik ein derartiges Verhalten nicht hinnehmen und gegebenenfalls
                  von Produkten dieser Firmen Abstand nehmen werden.
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               Abkürzungen

               
                  
                     
                        
                           	
                              AES

                           
                           	
                              Alliance des Etats du Sahel 

                           
                        

                        
                           	
                              AfD

                           
                           	
                              Alternative für Deutschland

                           
                        

                        
                           	
                              AKP

                           
                           	
                              Adalet ve Kalkınma Partisi (Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung, Türkei) 

                           
                        

                        
                           	
                              AU

                           
                           	
                              Afrikanische Union

                           
                        

                        
                           	
                              BAFA

                           
                           	
                              Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle

                           
                        

                        
                           	
                              BIS

                           
                           	
                              Bureau of Industry and Security

                           
                        

                        
                           	
                              BRICS

                           
                           	
                              Brasil–Russia–India–China–South Africa

                           
                        

                        
                           	
                              CELAC

                           
                           	
                              Comunidad de Estados Latinoamericanos y Caribeños (Gemeinschaft der Lateinamerikanischen
                                 und Karibischen Staaten)
                              

                           
                        

                        
                           	
                              CPAC

                           
                           	
                              Conservative Political Action Conference

                           
                        

                        
                           	
                              DCI – P

                           
                           	
                              Defence for Children International – Palestine

                           
                        

                        
                           	
                              DITIB

                           
                           	
                              Diyanet İşleri Türk İslam Birliği (Türkisch-Islamische Union der Anstalt für Religion)
                              

                           
                        

                        
                           	
                              DPI

                           
                           	
                              Deep Packet Inspection
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